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Die Sitzung wird um 14 Uhr 1 Minute durch den 
Präsidenten D. Dr. Gerstenmaier eröffnet. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die 
Tagesordnung darf ich dem Herrn Vizepräsidenten 
des Bundestages Professor Dr. Schmid die herz-
lichsten Glückwünsche des Hauses zum 60. Ge-
burtstag aussprechen. 

(Beifall.) 
Ich habe Professor Schmid die Glückwünsche des 
Hauses gestern übermittelt und die Wünsche zu 
seiner baldigen Genesung damit verbunden. 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 30. November 1956 
den nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag 
gemäß Art. 77 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht gestellt: 

Gesetz über Bergmannsprämien (BPG), 

Gesetz zur Änderung des Soldatengesetzes und des  Besol

-

dungsangleichungsgesetzes für den Bundesgrenzschutz, 

Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- 
und Handelskammern. 

Zum 

Gesetz zur nderung und Ergänzung des Gesetzes über Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

hat der Bundesrat verlangt, daß der Vermittlungsausschuß ge-
mäß Art. 77 Abs. 2 des Grundgesetzes einberufen wird. Sein 
Schreiben ist als Drucksache 2941 verteilt. 

Der Herr Bundesminister der Justiz hat unter dem 28. No-
vember 1956 die Kleine Anfrage 286 der Fraktion der SPD 
betr. Jagdunfälle (Drucksache 2798) beantwortet. Sein Schrei-
ben ist als Drucksache 2942 verteilt. 

Der Herr Bundesminister für Verteidigung hat unter dem 
29. November 1956 die Kleine Anfrage 297 der Fraktion der 
SPD betr. Personalpolitik bei der Bundeswehr (Drucksache 
2860) beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 2953 
verteilt. 

Das Wort zur Tagesordnung hat der Herr Abge-
ordnete Rasner. 

Rasner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Namens der Fraktionen der Re-
gierungskoalition beantrage ich, die heutige Tages-
ordnung zu erweitern um die zweite und dritte 
Lesung des Gesetzes über die Dauer des Grund-
wehrdienstes und die Gesamtdauer der Wehr-
übungen, Drucksache 2807, Ausschußbericht Druck-
sache 2938, und bitte, diesen Punkt als Punkt 2 der 
heutigen Tagesordnung zu behandeln. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sie haben den 
Antrag gehört. 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Herr 
Abgeordnete Merten. 

Merten (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die SPD-Fraktion widerspricht dem 
Antrag der Regierungskoalition, das Gesetz über 
die Dauer des Grundwehrdienstes und die Gesamt-
dauer der Wehrübungen heute auf die Tagesord-
nung zu setzen. Wir sind weder durch die bei der 
ersten Lesung dieses Gesetzes am 8. November 
vorgebrachten Argumente noch durch die inzwi-
schen erfolgte Behandlung des Gesetzes von der 
Eilbedürftigkeit dieser Vorlage in irgendeiner 
Weise überzeugt worden. 
Daran ändert auch nichts die Tatsache, daß der 

Herr Kollege Rasner gestern vor der Presse 
die Erklärung abgegeben hat, die Ablehnung, die- 
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(Merten) 
ses Gesetz auf die Tagesordnung zu setzen, durch 
die SPD sei ein Mangel an politischem Stil. 

(Pfui-Rufe von der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie glauben, daß 
die rücksichtslose Majorisierung einer Minderheit 
im Parlament durch die Mehrheit -- — 

(Abg. Stücklen: Unglaublich! — Weitere 
Zurufe von der Mitte.) 

— Warten Sie doch erst einmal ab, was ich sagen 
will. Es ist eine rein theoretische Erwägung. Ich 
wundere mich, daß Sie sich da so getroffen fühlen. 

(Erneute Zurufe von der Mitte.) 

Ich meine, wenn jemand glauben sollte — es ist 
vielleicht niemand hier, der das glaubt —, daß 
diese Art parlamentarischer Arbeit politischer 
Stil sei, dann ist die SPD stolz darauf, diesen 
politischen Stil sehr mangelhaft zu beherrschen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Und wenn hier überhaupt Noten über politischen 
Stil verteilt werden sollen, dann wären wir sehr 
dafür, daß das denen überlassen bliebe, die durch 
ihre eigene untadelige Art des politischen Stils sich 
für dieses Richteramt qualifiziert haben. 

Bei der Beratung dieses Gesetzes im Ausschuß 
haben wir aber leider sehr über Mangel an poli-
tischem Stil — allerdings jetzt in unserem Sinne — 
klagen müssen. Wir widersprechen der Beratung 
der Vorlage auch deshalb, weil sie im Ausschuß 
nicht genügend vorbereitet ist. 

(Lachen in der Mitte.) 

 — Herr Stücklen, Sie waren gar nicht dabei. Ich 
werde Ihnen gleich sagen, warum. Bei der ersten 
Lesung hat nämlich die Regierung hier eine Vor-
lage begründet, die mit der heutigen Vorlage ledig-
lich im ersten und im letzten Satz übereinstimmt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Der Herr Bundesminister für Verteidigung hat bei 
der ersten Lesung erklärt, daß bei der Behandlung 
der Vorlage in den Ausschüssen alle personellen, 
materiellen und ausbildungsmäßigen Maßnahmen 
ausführlich und gründlich beraten werden sollen. 
Statt dessen ist die Bundesregierung im Ausschuß 
von ihrer eigenen Vorlage abgerückt und hat über 
Abgeordnete der Koalition eine völlig neue Vor-
lage mit völlig neuem Inhalt eingebracht. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Nicht mit einem Wort hat die Regierung hier ihre 
in der ersten Lesung eingebrachte Vorlage vertei-
digt, sondern hat sich sofort hinter die Vorlage ge-
stellt, die nicht etwa im Ausschuß entstanden ist, 
sondern die hinter den verschlossenen Türen der 
Koalition ausgehandelt worden ist. Die Koalition 
hat dem Verteidigungsminister damit, glaube ich, 
keinen guten Dienst getan, weil sie ihn gezwungen 
hat, binnen zwei Wochen von dem abzurücken, 
was er hier in der ersten Lesung gesagt hat. Die 
Opposition hat keine Gelegenheit erhalten, sich mit 
der völlig neuen Situation zu beschäftigen. Als Bei-
spiel will ich nur anführen, daß wir beantragt hat-
ten, den neuen § 2 a um zwei Tage zurückzustel-
len, um ihn prüfen zu können; auch das wurde ab-
gelehnt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Wir protestieren daher auf das energischste 
gegen diese Art politischen Stils. Auf diese Art und 
Weise wird der Wunsch, den der Verteidigungs-
minister in der ersten Lesung hier mit Recht ge-
äußert hat, daß Existenz und Aufbau der Bundes-
wehr aus dem parteipolitischen Tageskampf her-
ausgehalten werden, keine Erfüllung finden kön-
nen. Aber die Schuld daran liegt einfach bei denen 
— es mögen nur einige wenige sein —, die keine 
Lust haben, einen Weg zu suchen und zu finden, 
der gemeinsam mit der Opposition gegangen wer-
den kann. 

Wir widersprechen der Veränderung der Tages-
ordnung auch deshalb, weil wir vor der Verab-
schiedung dieser Vorlage andere Gesetze für 
wesentlich dringlicher halten. Das Gesetz über den 
Alternativdienst der Kriegsdienstverweigerer liegt 
noch nicht einmal dem Kabinett vor. Das sehr 
wichtige Organisationsgesetz verzögert sich, so daß 
letzten Endes die vollendeten Tatsachen stärker 
sein werden als das, was in diesem Gesetz steht. 
Weiterhin haben wir die Wehrbeschwerdeordnung 
und die Wehrdisziplinarordnung noch gar nicht in 
die Beratung nehmen können, ganz abgesehen von 
den persönlichen Angelegenheiten der Soldaten: 
kein Besoldungsgesetz, kein Versorgungsgesetz, 
kein Unterhaltssicherungsgesetz, kein Arbeitsplatz-
schutzgesetz, nichts ist da! Es fehlt das Gesetz über 
den Vertrauensmann, und wir wissen auch, daß die 
Ausrüstung, die Unterkünfte und vieles andere 
nicht mit der Eile Schritt halten können, die hier 
von Ihnen laufend praktiziert wird. 

In der ersten Lesung ist von dem Herrn Bundes-
verteidigungsminister ausdrücklich gesagt worden, 
daß sich die Entwicklung nur Schritt für Schritt 
vollziehen könne und daß das Parlament ausrei-
chend Zeit haben müsse und haben solle, um diese 
Dinge in Ordnung zu bringen. Es entsteht der Ein-
druck, daß diese Worte zwar hier für die Öffent-
lichkeit des Parlaments bestimmt waren, daß aber 
hinter den verschlossenen Türen des Ausschusses 
genau das Gegenteil praktiziert werden sollte. 

Wir haben auch genügend politische Gründe; ich 
kann sie hier im Rahmen einer Geschäftsordnungs-
debatte nicht alle erwähnen. Die allenthalben sich 
abzeichnende Veränderung des weltpolitischen Bil-
des läßt es auch wegen der Schaffung eines günsti-
gen Klimas zur Vorbereitung der Verhandlungen 
über die Wiedervereinigung Deutschlands als 
einen schweren politischen Fehler erscheinen, eine 
aus überholten politischen und überholten militä-
rischen Erwägungen entspringende Konzeption in 
dieser Form und mit diesem Stil weiter zu ver-
folgen. 
Wir bitten das Hohe Haus, den Antrag der 

Koalition abzulehnen und es bei der vorliegenden 
Tagesordnung zu belassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, Sie haben den Antrag gehört, die Vor-
lage Drucksache 2938 als Punkt 2 auf die Tages-
ordnung zu setzen, ich nehme an, als Punkt 3, weil 
die Ungarn-Debatte vorausgehen soll. Die SPD 
widerspricht der Aufsetzung auf die Tagesordnung. 
Ich lasse abstimmen. Wer dem Antrag des Abgeord-
neten Rasner zustimmen will, den Ausschußbericht 
Drucksache 2938 als Punkt 3 auf die Tagesordnung 
zu setzen, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Das erste ist die Mehrheit; der An- 
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(Präsident D. Dr. Gerstenmaier) 
trag ist angenommen. Wir setzen die Drucksache 
2938 als Punkt 3 auf die heutige Tagesordnung. 

Ich komme damit zur Tagesordnung und rufe 
Punkt 1 auf: 

Wahl eines Mitgliedes des Kontrollausschusses 
beim Bundesausgleichsamt. 

Hierzu hat mir die CDU/CSU ein Schreiben zu-
gestellt, in dem sie mitteilt, daß sie als Nachfolger 
für den verstorbenen Oberbürgermeister a. D. Josef 
Braun in seiner Eigenschaft als stellvertretendes 
Mitglied des Kontrollausschusses beim Bundesaus-
gleichsamt Herrn Dr. Hermann Lindrath, MdB, be-
nenne. Ich frage das Haus, ob es diesem Vorschlag 
zustimmen will. — Ich höre keinen Widerspruch; 
es ist so beschlossen. 

Ich komme zu Punkt 2 der Tagesordnung und 
rufe auf: 

a) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, FVP, DP eingebrachten Entwurfs 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Flüchtlings-Notleistungsgesetzes (Drucksache 
2928). 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist ver-
einbart worden, daß zu den drei Punkten a, b, c 
des Tagesordnungspunktes 2 nur Begründungen 
gegeben werden und keine Aussprache erfolgen 
soll. 

Ich gebe zunächst das Wort zur Begründung des 
eben aufgerufenen Antrags Drucksache 2928. Wer 
wünscht das Wort zur Begründung? — Herr Ab-
geordneter Dr. Schäfer! 

Dr. Schäfer (FVP), Antragsteller: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Namens der Fraktionen 
der Regierungskoalition, der CDU/CSU, der DP 
und der FVP, habe ich die Anträge Drucksachen 
2928 und 2914 zu begründen. Ich glaube, ich kann 
mich dabei sehr kurz fassen; denn die Sachverhalte 
liegen uns erlebnismäßig so nahe, daß es eigent-
lich nicht notwendig ist, mit detaillierter Begrün-
dung das zu motivieren, was mit diesen Anträgen 
beabsichtigt ist. 

Es handelt sich im Grunde um die Tendenz, Maß-
nahmen, die wir im eigenen Bereich für Angehörige 
unseres Volkes angewandt haben, um Leidenswege 
zu umgehen oder zu mildern und Notstände abzu-
stellen, auf Vertriebene anderer Völker zu über-
tragen, insbesondere auf die Vertriebenen, die in 
diesen Tagen nach den Kampfhandlungen und nach 
den Auseinandersetzungen in Ungarn den Weg 
über unsere Grenzen finden. Wir stehen damit 
wieder einmal vor einer Aufgabe, die sich in unse-
rem Zeitalter immer wieder gestellt hat. Es ist eine 
verhängnisvolle Aufgabe. Seit einigen Jahrzehnten 
haben wir so etwas wie eine neue Völkerwande-
rung, hervorgerufen nicht aus dem Bedürfnis der 
Menschen und aus der Freiheit einer Bewegung 
von Menschen, Gütern und Gedanken. Hier geht es 
nicht um den Wunsch, sich andere Möglichkeiten 
des Tätigwerden im Dasein zu suchen, sondern 
hier wirkt Terror entvölkernd und vertreibend. 
Hier erleben wir immer wieder den Rückfall in die 
Barbarei, der seit Jahrzehnten die Geschichte un-
serer Zeit kennzeichnet. Ach, da geht ein langer 
Zug zahlloser Schatten von Verfolgten auf end-
losen Leidenswegen durch die Geschichte unserer 
Zeit. 

Wir müssen dieser Zeitlage gewachsen bleiben 
und uns stark erweisen, mit ihr einigermaßen 
fertigzuwerden. Wir haben es mit immer wieder 
neuen Gewaltherrschern totalitärer Systeme zu 
tun, die versuchen, Erfolge zu erzielen, indem sie 
immer wieder neue Sklavenheere in den Dienst an-
geblicher Menschheitsbeglückung stellen. Wir stehen 
dem allen mit unzulänglichen Mitteln gegenüber. 
Wir versuchen zu helfen. Diplomatische Künste rei-
chen nie aus, um mit diesen Dingen fertigzuwerden. 
Wir dürfen uns aber nicht hinstellen und uns nur 
auf Entsetzen und Entrüstung beschränken, son-
dern wir müssen unser Mitgefühl tätig werden 
lassen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang einen kurzen 
Hinweis geben auf das, was aus persönlicher Ini-
tiative in unserem Volke und in anderen Völkern 
lebendig geworden ist. Ich sage ein Wort des Dan-
kes an alle Bürger der Bundesrepublik, die ihre 
Hilfsbereitschaft jetzt schon tätig bekundet haben, 
auch an die Organisationen, insbesondere die Wohl-
fahrtsverbände, die in dieser Richtung schon eine 
Initiative ergriffen haben, wo der etwas lang-
samere Gang der Gesetzgebung nicht schnell genug 
hat einsetzen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich sagte schon, daß es für uns gilt, nicht nur eine 
Hilfsbereitschaft zu bekunden, die wir sehr oft für 
Angehörige unseres eigenen Volkes haben bekun-
den müssen. Wir wollen bei unseren Überlegungen 
sogar anerkennen und davon ausgehen, daß wir in 
den vergangenen Jahrzehnten vielfach in der Lage 
gewesen sind, selber Hilfsbereitschaft anderer ent-
gegennehmen zu müssen und die Hilfsbereitschaft 
anderer auf uns und für uns wirken zu lassen. 
Also, es steckt in unserem Vorsatz auch ein Stück-
chen Dankesschuldgefühl für diejenigen, die in der 
Vergangenheit Notleidenden und Hilfsbedürftigen 
aus unserem Volk Hilfe haben zuteil werden lassen. 

Aber bei dieser neuen Hilfsbereitschaft kommt es 
darauf an, nicht Worte zu machen, sondern in hilfs-
bereiter Nüchternheit Taten zu bewirken. Diese 
Absicht ist in diesen Anträgen, in dieser Entschlie-
ßung, in diesem Gesetzentwurf, die Ihnen vorliegen, 
bekundet. Ich möchte hervorheben, daß bei uns 
nicht der Gedanke vorhanden ist, dabei irgendeine 
Art von Assimilation zu pflegen, sondern wir wol-
len den Angehörigen anderer Völker, die bei uns 
nun eine Heimstatt finden sollen, die Möglichkeit 
einer eigenständigen Kulturpflege eröffnen. Wir 
denken dabei immer an unsere eigenen Mitbürger 
mit ihrem verdorbenen Schicksal. Wir haben — und 
das ist auch eine Triebkraft für uns — stets dieses 
Beispiel Ungarns, diesen beispielhaften und auch 
wieder beispiellosen Kampf für die Freiheit vor 
Augen. 

Eins ist uns in dieser Auseinandersetzung der 
letzten Wochen vor allen Dingen sichtbar gewor-
den — das ist etwas sehr Entscheidendes, meine 
Damen und Herren —: daß ein volles Jahrzehnt 
der Unterdrückung, der systematischen Versuche 
zur Auswechslung der Hirne und Seelen nicht aus-
gereicht hat, im Volke der Ungarn das abendländi-
sche Lebensgefühl weithin zu entwurzeln oder zu 
zerstören. 

(Beifall bei den Regierungsparteien 
und beim GB/BHE.) 

So ist das, was wir tun, auch für uns die Be-
kundung eines Bewußtseins der abendländischen 
Solidarität und eines Bewußtseins der europäischen 
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Verbundenheit. Wir stellen unsere Bemühungen in 
den Rahmen aller Anstrengungen, die die freie 
Welt macht, um eine realistische Gemeinbürgschaft 
der Freien zu bewirken, zu festigen und zu kräf-
tigen. So geht das, was in diesem Gesetzentwurf 
und in der beantragten Entschließung gesagt ist, 
in seinen letzten Beweggründen über national-
staatliche, wirtschaftliche oder gesellschaftliche 
Gruppenselbstsüchte hinaus und hinweg. Wir wol-
len uns eingliedern in die Bemühungen, Hilfe zu 
bringen, wie sie uns beispielhaft schon von ande-
ren Ländern aufgezeigt worden sind. Ich denke 
etwa an Kanada, das aus dem Verantwortungs-
bewußtsein, eine naturgewachsene oder, wenn Sie 
wollen, gottgewollte Volkskultur zu retten und zu 
erhalten, in seiner Bereitschaft so weit gegangen ist, 
die Fakultät einer Universität zu sich zu nehmen 
und fortzusetzen. 

Also was wir da beabsichtigen, meine Damen 
und Herren, das ist der Weg einer sicherlich unzu-
länglichen, aber immerhin ernst genommenen und 
ernst angestrebten Hilfe gegen die Verfahren und 
gegen die Methoden der Lebensverkümmerung 
durch immer neue Gewaltherrschaftsakte und gegen 
eine brutale, Menschenrecht und Menschenwürde 
verletzende Gewaltanbetung. 

Ich möchte das Motiv, das hinter unserem Tun 
steht, kurz deuten. Es liegt darin so etwas wie ein 
Bekenntnis zu einer Weise des Seins, die vom 
Leben ausgeht und sich zur Rettung, zur Erhaltung 
und Gestaltung von Leben und Lebenskräften, die 
bedroht sind, bekennt. Es ist die Bemühung, gegen 
die Übermacht der Gewalttätigen so etwas wie eine 
Gegenmacht der Hilfsbereiten aufzustellen. Ich 
möchte da zusammenfassend ein Schillerwort ab-
wandeln, indem ich sage: „Das Leben ist des  Da-
seins  höchstes Gut, der Übel größtes ist die Über-
macht." 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, Sie haben soeben die Begründung des 
Tagesordnungspunktes 2 a und 2 b gehört. Ich habe 
den Punkt 2 b noch nicht aufgerufen: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, FVP, DP betreffend Hilfe für 
ungarische Flüchtlinge (Drucksache 2914 
[neu]). 

Die Begründung ist bereits erfolgt. 

Ich rufe auf Punkt 2 c: 
Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betreffend Hilfe für Flüchtlinge aus Ungarn 
(Drucksache 2926). 

Wer wünscht das Wort zur Begründung? — Herr 
Abgeordneter Paul! 

Paul (SPD), Antragsteller: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Heute sind es 44 Tage, da ein 
ganzes Volk im Herzen Europas sich erhoben hat, 
um mit kühner Hand nach seinem Selbstbestim-
mungsrecht zu greifen und das Joch seiner Unter-
drücker abzuschütteln. Es waren Arbeiter und 
Bauern, Intellektuelle und Soldaten, es waren vor 
allem junge Menschen, die zum Kampf antraten. 
In ganz Budapest loderte die Flamme des Aufruhrs 
hoch empor, und die einst so schöne Metropole 
Ungarns schickte sich an, wieder eine Hauptstadt 
freien Geistes zu werden. Die Bergarbeiter aus den 
Revieren um Fünfkirchen herum, das Volk von 

Raab und Ödenburg standen an der Spitze des 
Kampfes, an der Spitze eines Ringens, das bis 
heute noch nicht zu Ende ist und erst zu Ende sein 
wird, wenn die Freiheit errungen und gesichert 
sein wird. Die Frauen von Budapest haben erst 
gestern dafür erneut einen Beweis erbracht. 
Meine Damen und Herren! Der Kampf des unga-

rischen Volkes wäre längst zugunsten der Freiheit 
entschieden, hätte es das ungarische Volk nur mit 
seinem eigenen bolschewistischen System zu tun 
gehabt. Die Moskauer Machthaber mußten 22 Pan-
zer- und 20 Infanteriedivisionen einsetzen, um in 
Ungarn ein ihnen genehmes Regime an der Macht 
zu erhalten und es so noch an sein Satellitensystem 
zu ketten. Wenn heute ein Teil der Arbeiter in 
Ungarn die Beschäftigung wieder aufgenommen 
hat, dann — das sollte man auch im Kreml wis-
sen — trieb sie mehr Hunger und Kälte an ihre 
Werkbank zurück als die Furcht vor den sowjeti-
schen Panzern. 

Tausende Männer und Frauen starben einen 
Opfertod für die Freiheit. Die ganze zivilisierte 
Menschheit hat Anlaß, sich vor der Tat dieser Men-
schen und ihrem Opfer in Ehrfurcht zu verneigen. 
Tausende Freiheitskämpfer sind deportiert worden 
und gehen, soweit sie noch am Leben sind, einem 
bitteren Schicksal entgegen. Deportiert wurden 
selbst der Chef einer Koalitionsregierung und ein 
Teil seiner Mitarbeiter, einer Regierung, die ver-
sucht hatte, dem Willen des Volkes zu entsprechen., 
Es soll unsere demokratische Pflicht sein, gemein-
sam mit der Mehrheit der Repräsentanten in der 
Versammlung der Vereinten Nationen gegen diese 
Deportationen zu protestieren und die Freilassung 
der Verschleppten zu fordern. 

Aber, meine Damen und Herren, dies ist nur die 
eine Seite der ungarischen Tragödie. Zehntausende 
Männer, Frauen und Kinder, ganze Familien, ganze 
Schulklassen und halbe Dörfer, ganze Betriebe 
haben den Versuch gemacht, ihren Henkern und 
deren Schergen zu entkommen und die Freiheit zu 
gewinnen. Auch bei dieser Aktion zur Rettung 
ihres nackten Lebens setzten sie ihr Leben ein. 
Ich habe selber zu jenen gehört, die gemeinsam mit 
einem Ausschuß des Europarates kürzlich an der 
ungarischen Grenze waren. Wir haben jene Felder 
gesehen, die kaum von den Minen geräumt waren 
und nun aufs neue mit Minen verseucht worden 
sind, um den Flüchtlingen den Weg in die Freiheit 
abzuschneiden. Das ist nur unvollkommen gelun-
gen. Nacht um Nacht und Tag um Tag kommen 
Tausende Ungarn über die Grenze nach Österreich. 
Sie waten durch Seen und Flüsse, schleichen durch 
verschneite Wälder und Felder, sie nehmen unsäg-
liche Strapazen auf sich und gehen außerdem 
einem ungewissen Schicksal entgegen, — nur um 
die Luft der Freiheit atmen zu können. 

Der Größe des Opfers dieser Menschen muß die 
Größe unserer Hilfsbereitschaft entsprechen. Wir 
Deutschen, die wir selber die Tragödie der Vertrei-
bung von Millionen erleben mußten, die wir heute 
noch täglich Flüchtlinge aus der sowjetisch besetz-
ten Zone unseres eigenen Landes in Empfang neh-
men, gerade wir Deutschen sollten das größte Ver-
ständnis für die ungarischen Flüchtlinge besitzen; 
gerade wir sollten fähig sein, uns in die Lage die-
ser Menschen zu versetzen. Gestern noch waren die 
ungarischen Freiheitskämpfer in der ganzen Welt 
bewunderte Menschen; heute sind sie hilflose. be-
dürftige Flüchtlinge. An ihnen muß sich unsere 
Solidarität bewähren. 
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Der Antrag der SPD-Fraktion, den ich zu ver-

treten die Ehre habe, will die materiellen Voraus-
setzungen dafür verbessern. Wir anerkennen dabei 
durchaus das, was bereits geschehen ist. Wir neh-
men mit Befriedigung zur Kenntnis, daß die Bun-
desregierung der von Vertretern unserer Fraktion 
im Auswärtigen Ausschuß am 16. November ge-
gebenen Anregung entsprochen und das ursprüng-
lich vorgesehene Limit für die Aufnahme ungari-
scher Flüchtlinge wesentlich erhöht hat. Die Not 
der Betroffenen ist aber so groß, daß sie außer-
ordentliche Maßnahmen rechtfertigt. 

Meine Damen und Herren, wir haben dabei auch 
die Aufgabe, an die schwere Lage unseres Nachbar-
staates zu denken. Österreich ist das einzige Tor 
zur Freiheit für die ungarischen Flüchtlinge. Als 
wir am 12. und 13. November in Wien waren, 
haben uns österreichische amtliche Stellen ver-
sichert, daß man nur für 30 000 Flüchtlinge Raum 
schaffen könne. Heute sind es fast 120 000, die in 
Österreich Asyl gesucht haben, und jeden Tag tref-
fen neue Tausende ein. Nur rund 40 000 konnten 
bis jetzt weitergeleitet werden; 80 000 sind noch in 
den einfachen Flüchtlingslagern Österreichs und 
harren der Weiterbeförderung nach den Ländern 
des freien Westens. Wir haben größte Hochachtung 
vor der Leistung, die Osterreich vollbracht hat; und 
weil es so ist, sollten wir nicht zögern, auch den 
auf uns entfallenden Teil der Bürde voll auf uns 
zu nehmen und noch mehr zu helfen, als es bisher 
der Fall war. 

Solidarität darf sich nicht in Worten erschöpfen, 
Solidarität muß in klingende Münze, muß in Taten 
umgeprägt werden. Die bisher von der Bundes-
regierung angesetzten 10 Millionen DM scheinen 
uns nicht ausreichend zu sein. Deshalb verlangt 
) unser Antrag Drucksache 2926, der Bundestag 
möge den Beschluß fassen, 25 Millionen DM für 
die Ungarnflüchtlinge zu bewilligen. 
Wir verlangen ferner, daß uns umgehend berich-

tet werde, wie sich die Lage der ungarischen 
Flüchtlinge in der Bundesrepublik gestaltet, damit 
das Parlament und seine Ausschüsse die Möglich-
keit haben, bei der Beratung der Bundesregierung 
in allen Fragen mitzuwirken. 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 

Schluß noch eine Bemerkung gesamtdeutscher Na-
tur machen. Der Deutsche Bundestag ist der Spre-
cher des ganzen deutschen Volkes. Wir stehen auch 
für die Menschen in der sowjetisch besetzten Zone 
Deutschlands, und wir haben jene Solidarität 
zu üben, die diese nicht selbst leisten können. Die 
Vorgänge in Ungarn und das, was vorher schon in 
Polen geschah, sind eine Bestätigung dafür, daß die 
17 Millionen Deutschen in der Zone und vor allem 
jene, die sich am 17. Juni 1953 als erste erhoben 
und ihren Freiheitswillen demonstriert haben, in 
ihrem Streben nicht allein stehen. Die Herzen und 
Sinne unserer Freunde in der Zone sind bei den 
Freiheitskämpfern in Ungarn. Wir sollen daher in 
dieser Stunde uns auch als Vollzugsorgane unserer 
Freunde in der Zone und in Ost-Berlin betrachten 
und auch ihren Anteil mit durch unseren Beitrag 
leisten. 
Ich hoffe, meine Damen und Herren, daß die An-

träge, die heute zur Aussprache stehen, sogleich 
den Ausschüssen überwiesen werden und daß die 
Ausschüsse rasche Arbeit leisten, damit der Bun-
destag noch in dieser Woche die nötigen Beschlüsse 
fassen kann. Geben wir der freien Welt ein Bei-
spiel! Lassen wir uns unseren Willen zur Solidari-

tät dadurch beweisen, daß wir den Worten unmit-
telbar die Tat folgen lassen! 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich gebe das 
Wort zu einer Erklärung für die Fraktion der FDP 
der Abgeordneten Frau Dr. Ilk. 

Frau Dr.  Ilk  (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wieder fahren Flüchtlingszüge durchs 
Land mit Menschen, die ihr Land verlassen haben, 
weil sie dort im Kampf um die Freiheit unterlegen 
sind und sich nun vor der Rache der derzeitigen 
Gewalthaber unter Aufgabe von Heim und Heimat 
in Sicherheit bringen. Sie brachten die Opfer für 
uns alle, für den Gedanken der Freiheit schlecht-
hin, und daraus erwächst uns die Verpflichtung, 
diesen Menschen zu helfen. Diese Verpflichtung 
nehmen wir freudig auf uns. 

Unwillkürlich gehen unsere Gedanken zurück in 
die Jahre 1945, 1946, als unsere Landsleute aus dem 
Osten als Flüchtlinge und  Vertriebene in den We-
sten strömten. Viel Not mußte damals und in den 
folgenden Jahren gelindert werden. Aus eigener 
Kraft konnten wir sie nicht beseitigen, und dank-
bar gedenken wir der Hilfe, die uns jahrelang aus 
anderen Ländern, aus europäischen und außereuro-
päischen, zuteil wurde, sei es durch Sachspenden, 
sei es dadurch, daß man unseren Landsleuten in 
den anderen Ländern eine neue Heimat bot. Wir 
freuen uns, daß wir heute Gelegenheit haben, auch 
dem hier anwesenden kanadischen Flüchtlings-
minister dafür Dank zu sagen, daß er manchem 
unserer Landsleute eine neue Heimat in seinem 
Lande gab. 

(Beifall rechts, in der Mitte und links.) 
Aber ein Dank nur durch Worte genügt nicht. 

Wir wollen unseren Dank ein wenig dadurch abzu-
tragen versuchen, daß wir hilfreich denen zur 
Seite stehen, die heute in solch großer Not sind, 
den Ungarnflüchtlingen. Vieles ist schon geschehen. 
Sehr zahlreiche Spenden und Hilfsmaßnahmen sind 
aus allen Teilen des deutschen Volkes zur Linde-
rung der Not der Flüchtlinge aus Ungarn erfolgt. 
Dabei ist zu vermerken, daß auch gerade in den 
Kreisen der Heimatvertriebenen, die zum Teil lei-
der auch heute noch in Notunterkünften leben müs-
sen, in vorbildlicher Weise Hilfe geleistet und 
Opferbereitschaft bewiesen worden ist. 

Die karitativen Organisationen, allen voran das 
Rote Kreuz, dessen bayerischem Landesvorstand 
ich anzugehören die Ehre habe, haben sich in vor-
bildlicher Weise zur Hilfeleistung zur Verfügung 
gestellt, und zahllose Helfer in kleinsten Organi-
sationen stehen ihm zur Seite. Das Rote Kreuz 
wird auch seinen Suchdienst auf die Ungarnflücht-
linge ausdehnen und dazu beitragen, daß Familien, 
die durch die traurigen Ereignisse und die Flucht 
getrennt wurden, wieder Verbindung miteinander 
bekommen und, wenn möglich, wieder zusammen-
geführt werden. 

Vielleicht sollte man dabei auch einmal über-
legen, ob nicht dem Roten Kreuz für diese segens-
reiche Tätigkeit noch besondere Mittel zur Ver-
fügung gestellt werden können. Alle Maßnahmen, 
die Bund, Länder und private Personen getroffen 
haben, reichen noch nicht aus. Hier muß noch mehr 
geschehen, und so bejahen wir voll und ganz die 
gestellten Anträge und behalten uns vor, im Aus-
schuß diese Anträge eventuell noch zu erweitern. 
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Die Betreuung muß besonders stark auf die ju-

gendlichen Flüchtlinge ausgedehnt werden. Ist es 
nicht ein Phänomen, daß die jungen Menschen, die 
in der Ideologie des Ostens erzogen wurden und 
um die sich das Regime besonders bemüht hat, im 
Verlangen nach Freiheit ihr Leben und ihre Hei-
mat aufs Spiel setzten? Ihnen müssen wir ganz be-
sonders helfen. Aber materielle Hilfe allein reicht 
da nicht aus. Es ist besonders eine geistige Betreu-
ung nötig. Wir müssen sie lehren, die Freiheit des 
Westens besonders kennen und schätzen zu lernen. 

Lassen Sie uns der Rohheit und Brutalität, Her-
zensgüte und Hilfsbereitschaft und der Macht der 
Gewalt die Kraft unserer Menschlichkeit entgegen-
stellen. 

(Beifall rechts, in der Mitte und links.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort zu 
einer Erklärung für die Fraktion des GB/BHE hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Strosche. 

Dr. Strosche (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, daß 
es in dieser Stunde niemanden in diesem Hohen 
Hause geben wird, der nicht mit mir in der Dar-
legung der Tatsache übereinstimmen würde, daß 
wir alle von tiefstem menschlichen Mitleid und 
Mitgefühl mit den Opfern des tragischen Freiheits-
kampfes in Ungarn erfüllt sind, eines Freiheits-
kampfes, den die stets nationalbewußte, freiheit-
liebende ungarische Nation, geführt von jungen 
Arbeitern, Bauern, Studenten und Soldaten, soeben 
durchlitten hat, und zwar gewisse nationalkommu

-

nistisch-titoistische Linien, die man ihr vorzeich-
nen wollte, überschreitend. Dieses Mitgefühl ruft 
nach verstärkter, ja weitestmöglicher Hilfe aller 
freien Deutschen für alle Flüchtlinge aus Ungarn, 
und ich darf namens unserer Partei sagen, daß ge-
rade wir, die wir als Heimatvertriebene in den 
Jahren 1945/46 Ähnliches durchlitten haben, in 
Rückerinnerung an jene Tage von diesem Mit-
gefühl ganz besonders durchdrungen sind. Aus ihm 
heraus fordern auch wir uneingeschränkte, höchst-
mögliche Hilfeleistung, damit so der Beweis ge-
geben werden kann, daß an Stelle von manchmal 
viel zuwenig verpflichtenden Reden um Europa 
nun europäische Taten treten können. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Das politische Bekenntnis zur europäischen oder 
zumindest mitteleuropäischen Solidarität mit den 
ungarischen Freiheitskämpfern ist aktuell und 
wichtig, ein Bekenntnis, das wir alle als oft allzu 
selbstsicher erscheinende Nutznießer westlicher 
Freiheit und Rechtsstaatlichkeit denjenigen gegen-
über ablegen müssen, die sich zu tragisch-helden-
haften Vorkämpfern für echte europäische Rechts-
staatlichkeit und Freiheit, für das Recht auf Selbst-
bestimmung aller Völker und Volksgruppen in 
vorbildlicher Weise gemacht haben. Ich glaube, daß 
wir, mag die Tragödie Ungarns noch so groß sein, 
alle eine Gewißheit haben können: daß diese Vor-
kämpfer für Freiheit und Recht, insbesondere in 
Richtung auf den Weltkommunismus und seine 
Tendenzen, geschichtliche Taten gesetzt haben, die 
fortwirken und fortwirken werden. Dafür gebührt 
ihnen unser aller Dank! 

Meine Damen und Herren, wir sollten allerdings, 
wenn wir dieses Bekenntnis zu Mitgefühl und Soli-
darität der Tat ablegen, manche politischen Ver-

nunfterwägungen und -erkenntnisse zumindest 
nicht ganz unausgesprochen lassen, Erwägungen im 
Hinblick auf die bitteren nackten Tatsachen der 
gegenwärtigen Machtkonstellation in dieser Welt 
und deren Auswirkungen auch auf das ostmittel-
europäische Zwischenfeld, deren tragische Opfer 
die Madjaren wurden, und Erkenntnisse, die leider 
nicht nur f ü r die westlich-freiheitliche Welt spre-
chen. Denken Sie an Englands und Frankreichs 
,,Polizeiaktion" zur Zeit des ungarischen Freiheits-
kampfes, ferner an die fragwürdige Rolle des Sen-
ders „Radio Free Europe" und manch andere be-
denkliche Begleiterscheinungen! 

Diese unsere Erwägungen und Erkenntnisse 
mahnen uns jedoch nicht nur zu höchstmöglicher 
Ungarnhilfe, sondern darüber hinaus, so möchte ich 
sagen, zu einer rechtssicheren, nach vorwärts ge-
richteten, realistischen Ostpolitik an Stelle einer 
oft geübten Ostpropaganda, aber auch zu einer 
planmäßig-sinnvollen Sicherheitspolitik — auch in 
Richtung Zivilbevölkerung! —, deren einer Teil 
fraglos die Wehrpolitik im engeren Sinne des 
Wortes ist und bleibt. 

Meine Damen und Herren, dieses heute abzu-
legende feierliche Bekenntnis soll keineswegs durch 
Reminiszenzen an eigene Schicksale oder an das 
dauernde Problem der Sowjetzonenflüchtlinge, an 
dem wir ja auch fortwährend leiden, getrübt wer-
den. Es soll auch nicht getrübt werden durch einen 
gewissen Eindruck, daß so manchmal fraglos ver-
sucht wird, an die ungarische Tragödie innerpoli-
tische, vielleicht wahljahrbestimmte Emsigkeiten 
anzuhängen. Es soll auch nicht getrübt werden 
durch die sehr unangenehme, von uns wenigstens 
sehr unangenehm empfundene Tatsache, daß es 
trotz einer Aufforderung des Herrn Bundesinnen-
ministers Dr. Schröder nicht möglich war, die vor-
liegende Gesetzesnovelle und die besagte Entschlie-
ßung als ein Werk sämtlicher Fraktionen die-
ses Hauses heute auf den Tisch zu legen. 

(Zustimmung beim GB/BHE und in der 
Mitte.) 

Ich glaube aber, daß es der Stunde und ihrem Ge-
wicht Abbruch tun würde, wenn wir diese Mo-
mente jetzt und hier allzu stark herausstellen woll-
ten. 

Ich darf so namens meiner politischen Freunde 
sagen, daß wir der Novelle des Flüchtlingsnotlei-
stungsgesetzes zustimmen werden, ebenso dem 
Entschließungsantrag der Regierungsparteien, und 
daß wir auch den SPD-Antrag, der praktische, d. h. 
finanzielle Taten fordert, begrüßen und ihm zu-
stimmen werden. 

So möge aus ehrlichstem menschlichen Mitgefühl 
und dem durch Realismus und Vernunft geformten 
politischen Bekenntnis zu einer Solidarität der 
freien Mitteleuropäer den madjarischen und nicht-
madjarischen Ungarnflüchtlingen eine weitestmög-
liche praktische Hilfe zuteil werden, eine Hilfe, die 
zwar nicht alles Leid, alle Not und alle Tapferkeit 
„entschädigen" kann, die aber letztlich doch allem 
tragischen Opfer dieser tapferen, freiheitliebenden 
Nation, mit der die sudetendeutschen und südost-
deutschen Heimatvertriebenen unter uns jahrhun-
dertelang unter einem gemeinsamen Dache ge-
wohnt haben, jene Anerkennung zukommen läßt, 
die diesem Opfer fraglos gebührt. 

(Beifall beim GB/BHE und bei den 
Regierungsparteien.) 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sie naben die 
Begründungen und Erklärungen zu den vorliegen-
den Anträgen zu den Tagesordnungspunkten 2 a, 
b und c gehört. 

Vorgesehen ist die Überweisung der Drucksache 
2928 an den Ausschuß für Angelegenheiten der 
inneren Verwaltung — federführend — und an den 
Ausschuß für Heimatvertriebene — mitberatend — , 

der Drucksache 2914 (neu) an den Ausschuß für 
Heimatvertriebene — federführend — und an den 
Haushaltsausschuß — mitberatend — und der 
Drucksache 2926 an den Ausschuß für Heimatver-
triebene — federführend — und an den Haus-
haltsausschuß zur Mitberatung. Wer diesen Über-
weisungen zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Es ist so beschlos-
sen. 

Nunmehr kommen wir nach Abänderung der ge-
druckten Tagesordnung zu Punkt 3: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Dauer des Grund-
wehrdienstes und die Gesamtdauer der 
Wehrübungen (Drucksache 2804); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für Ver-
teidigung (6. Ausschuß) (Drucksache 2938, 
Umdruck 858). 

(Erste Beratung: 169. Sitzung.) 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Josten. 
Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort zur mündlichen Berichterstattung wünscht. — 
Herr  Abgeordneter Josten als Berichterstatter. 

Josten (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der Ausschuß für 
Verteidigung hat in seinen Sitzungen am 12., 15. 
und 28. November dieses Jahres sich eingehend 
mit dem vorliegenden Entwurf eines Gesetzes über 
die Dauer des Grundwehrdienstes und die Gesamt-
dauer der Wehrübungen befaßt. In einer General-
debatte wurde das Problem der Wehrdienstzeit be-
sprochen. Hierbei interessierte den Ausschuß be-
sonders, ob durch den Wechsel im Verteidigungs-
ministerium vielleicht auch ein gewisser Wechsel 
in den Vorstellungen über die Wehrdienstdauer 
eingetreten sei. Es wurde bestätigt, daß gewisse 
neue Planungen und Überlegungen im Gange sind. 

Bei der Frage nach ihrer Realisierbarkeit gab das 
Bundesverteidigungsministerium zu verstehen, es 
werde immer mehr erkennbar, daß eine baldige 
Klärung der Wehrdienstzeit notwendig sei. Auch 
der Bundesverteidigungsminister unterstrich in sei-
nen Ausführungen vor dem Ausschuß, daß die Bun-
desregierung nach wie vor an einer Bundeswehr 
von 500 000 Mann festhalte. Hierbei werde natür-
lich an Zwischenstufen gedacht, wobei folgende 
Termine und Größenordnungen bei der Aufstellung 
der Bundeswehr für erreichbar erklärt wurden: bis 
zum 1. Januar 1957 etwa 70 000 Mann, bis zum 
1. April 1957 weitere 20 000 Mann, zusammen also 
90 000 Mann. Die Zahl 20 000 und damit die Ge-
samtzahl 90 000 könnte nur in dem Maße über-
schritten werden, in dem durch die englischen Sta-
tionierungskräfte Unterkünfte freigegeben werden. 
In der letzten Zeit sind, wie von seiten des Mini-
steriums mitgeteilt wurde, Zusagen auch schrift-
lich gemacht worden. Ihre Erfüllung ist aber an so 
viele Bedingungen bezüglich der Ersatzgestellung 
von Unterkünften, Depots und Wohnungen gebun-
den, daß man gut tut, sich auf diese Zusagen nicht  

zu verlassen. Außerdem ist immer eine Instand-
setzung notwendig, die zwei bis sechs Monate, im 
Regelfall zwei bis vier Monate erfordert. Als End-
ziel des Jahres 1957 ist eine Gesamtstärke von 
120 000 Mann vorgesehen. Erfolgen inzwischen wei-
tere Freigaben durch die alliierten Stationierungs-
kräfte, so kann die Grenze nach oben mit 135 000 
Mann angenommen werden. 

Dem Ausschuß wurden Einzelheiten über die Be-
ratungen des Ministeriums mitgeteilt. Bezüglich 
der Dienstzeitdauer bestehe bei den militärischen 
Sachverständigen nach wie vor die Auffassung, daß 
eine ausreichende und gründliche Ausbildung auch 
unter den veränderten technischen Umständen eine 
Mindestzeit von 18 Monaten erfordere. Man müsse 
deshalb das Problem der Länge der Dienstzeit 
unter zwei Gesichtspunkten sehen: dem der Präsenz-
stärke und dem des Ausbildungsstandes. Hierzu 
wurde erklärt, der Gesichtspunkt der Präsenz-
stärke erfordere, daß ein höherer Prozentsatz an 
Längerdienenden, darunter allerdings nur ein Teil 
regelrechter Berufssoldaten, bei der Bundeswehr 
Dienst tun werde. Das Verhältnis zwischen Länger-
dienenden — darunter verstehen wir Soldaten vom 
Freiwilligen mit einer eineinhalbjährigen Ver-
pflichtung bis zum Berufssoldaten — und Wehr-
pflichtigen würde in den Gesamtstreitkräften 2 : 3, 
beim Heer etwa 1 : 1, genau gesagt 55 : 45 sein. 

Bezüglich des Ausbildungsstandes hat das Mini-
sterium folgende Vorstellungen. Die letzten 6 Mo-
nate des 18monatigen Grundwehrdienstes waren 
für die Verbandsausbildung vorgesehen. Würde 
man den Ausbildungsplan, wie er für die ersten 
12 Monate eines 18monatigen Grundwehrdienstes 
gedacht war, unverändert beibehalten, bliebe keine 
Zeit für die Verbandsausbildung. Die Ausbildung 
muß also komprimiert werden. Es muß alles Über-
flüssige an militärischer Formalausbildung, über-
haupt alles, was unter Anlegung der Mindestmaß-
stäbe entbehrlich ist, weggelassen werden, um 
Grundausbildung, Spezialausbildung und Verbands-
ausbildung in 12 Monaten zu schaffen. Das Mini-
sterium denkt besonders daran, schon bei der Ein-
stellung der Wehrpflichtigen die Kenntnisse, welche 
die einzelnen in ihrem Zivilberuf erworben haben, 
zu berücksichtigen. So soll bei der Bundeswehr, so-
weit es überhaupt bei einer so großen Organisation 
möglich ist, eine dem Zivilberuf entsprechende 
Verwendung erfolgen. 

Die Verkürzung des Grundwehrdienstes von 18 
auf 12 Monate führt automatisch dazu, häufigere 
Reserveübungen durchzuführen. Hierdurch sollen 
die Wehrpflichtigen, die ihren Grundwehrdienst 
abgeleistet haben, mit dem jeweiligen Stand der 
Waffentechnik vertraut bleiben. Die Aufstellungs-
planung vollzieht sich unverändert trotz der Er-
eignisse der vergangenen Wochen. Für den Arbeits-
markt entstehen keine wesentlichen Veränderungen, 
ob es sich um 18 oder um 12 Monate Wehrdienst 
handelt. 

In unserem Ausschuß für Verteidigung nahm der 
Minister für Verteidigung auf Wunsch ausführlich 
zu dem Problem der Sicherheit der Zivilbevölke-
rung Stellung. Er führte zur Frage eines etwaigen 
Rückzugs der deutschen Zivilbevölkerung aus, daß 
die Bundesregierung nach wie vor auf folgendem 
Standpunkt stehe: Alle militärischen Planungen 
und alle Sicherheitspolitik müssen im Rahmen 
einer Außenpolitik darauf abgestellt sein, den Fall 
des allgemeinen Krieges so weit wie überhaupt 
nur menschenmöglich auszuschließen und alles zu 
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unterlassen, was ein erhöhtes Risiko schafft. Der 
Gedanke, das Hauptgewicht auf die Verhinderung 
eines Krieges zu legen, steht bei der Bundesregie-
rung im Vordergrund. Im übrigen gilt für den 
Fall des Ausbruchs von Feindseligkeiten nichts an-
deres, als an Ort und Stelle zu bleiben. Eine panik-
artige Massenflucht von Millionen Menschen im 
Zusammenhang mit militärischen Operationen 
würde das Unglück und das Elend noch um ein 
Vielfaches größer machen. 

Der Ausschuß für Verteidigung vertrat die An-
sicht, daß alle diese Dinge gesetzlich verankert 
werden müßten. Hier war in erster Linie an eine 
baldige Verabschiedung des Organisationsgesetzes 
gedacht, worin auch die Frage geklärt werden muß, 
in welchen Händen der Bevölkerungsschutz liegt. 
Die Vollmachten, die eine Regierung im Kata-
strophenfall braucht, überschreiten ihre normalen 
Vollmachten. Die Regierung wurde darum gebeten, 
einen Vorschlag auszuarbeiten. Die Bundesregie-
rung betonte, daß es gut gewesen sei, nicht sofort 
das Organisationsgesetz zu erlassen, zu dem jetzt 
eine Zeit der Erfahrung im Aufbau der Truppe 
von 10 bis 11 Monate vorliege. 

Die Grundsatzdebatte wurde ohne Abstimmung 
abgeschlossen, wobei der Wille zum 12monatigen 
Grundwehrdienst bei einer längeren Gesamtdauer 
der Wehrübungen betont wurde. Bei der Einzel-
beratung lag der Antrag des Abgeordneten 
Dr. Jaeger in der Ausschußdrucksache Nr. 177 vor. 
Die Meinung der Mehrheit der Ausschußmitglieder 
fand ihren Niederschlag in der Drucksache 2938, 
welche gegen die Stimmen der SPD angenommen 
wurde. 

Von der Beratung des Gesetzes sind folgende 
wesentliche Punkte zu erwähnen: 

Zu § 1 erklärte der Abgeordnete Mellies für die 
Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion, daß 
sie bei der Abstimmung über diesen Paragraphen 
nicht gegen die 12 Monate stimmten, sondern ge-
gen den Grundwehrdienst überhaupt. Die Ent-
scheidung über die allgemeine Wehrpflicht sollte 
dem nächsten Bundestag überlassen bleiben. Der 
Ausschuß sprach sich gegen die Stimmen der 
sozialdemokratischen Mitglieder für die Annahme 
des § 1 aus. 

Der neue § 1 a sieht vor, daß Wehrpflichtige auf 
Grund freiwilliger Verpflichtung einen Grund-
wehrdienst von 18 Monaten als Soldaten auf Zeit 
leisten können. Der Bundesminister für Verteidi-
gung teilte mit, daß schon nach der bisherigen 
Praxis Soldaten auf Zeit bis zu einer Dienstdauer 
von 18 Monaten angeworben wurden. Die Frage, 
ob der Soldat auf Zeit, der 18 Monate diene, in den 
ersten 12 Monaten finanziell besser gestellt werde 
als der Wehrpflichtige, ist offengelassen worden. 
Nach § 27 des Entwurfs zum Bundesbesoldungs-
gesetz soll es in den ersten 12 Monaten grundsätz-
lich keine Unterschiede geben. 

Satz 2 in § 1 a sieht vor, daß Anträgen von 
Wehrpflichtigen mit einem Grundwehrdienst von 
18 Monaten auf Verwendung bei einer bestimmten 
Waffengattung oder in einem bestimmten Trup-
penteil entsprochen werden soll. Ein Rechts-
anspruch kann aus diesem „soll" nicht hergeleitet 
werden. Bezüglich dieser Formulierung gingen die 
Meinungen im Ausschuß auseinander, ebenso bei 
der Frage, von wann ab die Wehrpflichtigen mit 
18 Monaten Grundwehrdienst als Soldaten auf Zeit 
gelten. Hier war die Mehrheit des Ausschusses der 

Meinung, ,daß derjenige, welcher sich verpflichtet,  
18 Monate Dienst zu leisten, vom ersten Tage an 
Soldat auf Zeit sei. Auch das Ministerium vertrat 
die Meinung, daß an der Dreiteilung: Wehrpflich-
tige, Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten, aus 
einer Reihe von Gründen festgehalten werden 
müsse. — Der Ausschuß beschloß Annahme des 
§ 1 a gegen die Stimmen der SPD-Mitglieder. 

Bei § 2 wurde von der Mehrheit des Ausschusses 
die Meinung vertreten, daß Dauer des Grundwehr-
dienstes und Zahl der Übungen in einem richtigen 
Verhältnis stehen müssen. Da der Grundwehr-
dienst jetzt nur 12 Monate betragen soll, sind mehr 
Übungen erforderlich. 
Mitglieder der SPD-Fraktion des Ausschusses 

hielten den § 2 Abs. 1 für nicht gerechtfertigt. Er 
bedeute eine große Härte für die jungen Menschen. 
Die Wehrübungen brächten für sie eine schwer 
tragbare Störung des ganzen zivilen Lebens. Das 
Interesse des Privatmannes und Zivilisten dürfe 
nicht vergessen werden. 

In der Aussprache wurde von Mitgliedern der 
Regierungskoalition auf die Notwendigkeit einer 
guten militärischen Ausbildung hingewiesen. Im 
Interesse des Soldaten liege die Ausbildung an 
mehreren Waffen und eine gute Verbandsausbil-
dung. Hohe Verluste der nicht genügend ausgebil-
deten ehemaligen Luftwaffenfelddivisionen wur-
den als Beispiele angeführt. Ein Vergleich mit der 
Dienstzeit anderer Länder zeigt, daß in vielen 
NATO-Staaten eine 24monatige Dienstzeit besteht 
und nur Luxemburg wie die Bundesrepublik eine 
12monatige Dienstzeit hat. 

Ein Antrag, in § 2 Abs. 1 Satz 1 die Zahl „neun" 
in „sechs" und die Zahl „achtzehn" in „zwölf" zu 
ändern — entsprechend dem Regierungsentwurf —, 
wurde gegen die Stimmen der Abgeordneten der 
SPD abgelehnt. Ein weiterer Antrag, der von Abg. 
Merten gestellt wurde, ging dahin, § 2 Abs. 1 fol-
gende Fassung zu geben: 

Die Gesamtdauer der Wehrübungen beträgt 
bei Mannschaften höchstens sechs, bei Unter-
offizieren höchstens neun und bei Offizieren 
höchstens achtzehn Monate. 

Auch diesen Antrag lehnte der Ausschuß gegen die 
Stimmen der SPD-Mitglieder ab. 
Eine Anregung, im vorliegenden Gesetz noch 

einen Absatz anzufügen, wonach Offiziere auf Zeit 
des Beurlaubtenstandes, die sich über die gesetz-
liche Wehrpflicht hinaus zu einer festen Dienst-
zeit von mindestens 20 Monaten innerhalb von 10 
Jahren verpflichten, den Offizieren auf Zeit nach 
§ 35 Abs. 2 des Soldatengesetzes gleichzustellen 
sind, wurde nicht in diesem Gesetz berücksichtigt. 
Diesem Vorschlag liegt der Gedanke zugrunde, daß 
es Offiziere geben könne, die sich zu einer länge-
ren Dienstzeit verpflichten, da sie beabsichtigen, 
Kommandeurstellungen zu bekleiden. Diesen Vor-
schlag will das Ministerium aufgreifen und eine 
Änderung im Wehrpflichtgesetz vorschlagen. 

§ 2 Abs. 1 a wurde in folgender Fassung ange-
nommen: 

Leistet ein Wehrpflichtiger im Anschluß an 
den Grundwehrdienst freiwillig eine Wehr-
übung von drei Monaten und wird er darauf-
hin zum Unteroffizier befördert oder leistet er 
den verlängerten Grundwehrdienst (§ 1 a), so 
verkürzt sich die Gesamtdauer der von ihm 
noch zu leistenden Übungen um drei Monate. 
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Abs. 2: 

Nach Vollendung des fünfunddreißigsten Le-
bensjahres dürfen Mannschaften und Unter-
offiziere nur noch zu Wehrübungen von insge-
samt drei Monaten herangezogen werden. 

In der Aussprache zu § 2 a wurde von dem Bun-
desminister für Verteidigung erwähnt, daß die 
Anordnung des Bereitschaftsdienstes nur auf 
Grund eines Kabinettsbeschlusses erfolgen könne. 
Gegenüber Bedenken von Mitgliedern der SPD 
wurde ausdrücklich betont, daß von Wehrübungen 
die Rede sei, so daß keine Möglichkeit bestehe, 
einen Grundwehrdienst von beliebiger Länge ein-
zuführen. Bei Wehrübungen werde vorausgesetzt, 
daß der Betreffende vorher seinen Grundwehr-
dienst abgeleistet habe. Ein Antrag, die Entschei-
dung über diese Bestimmung zurückzustellen, 
wurde abgelehnt. 
In der Schlußabstimmung über den Entwurf 

sprachen sich 13 Mitglieder des Ausschusses für 
und 9 gegen die Annahme aus. 
Meine Damen und Herren, ich darf Sie daher 

bitten, dem Gesetzentwurf Drucksache 2807 in der 
vom Ausschuß für Verteidigung verabschiedeten 
Fassung zuzustimmen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter für seinen Bericht. 

Wir treten in die zweite Lesung ein. Ich rufe auf 
den § 1. Wird dazu das Wort gewünscht? — Das 
Wort zu dem § 1 wird nicht gewünscht. 

Ich komme zur Abstimmung. Wer dem § 1 zu- 
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. —
Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit; der § 1 
ist angenommen. 

Ich rufe auf den § 1 a. Wird dazu das Wort ge-
wünscht? — Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Heye. 

Heye (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf meine kurze Stellungnahme 
zu den §§ 1 a und 2 zusammenziehen, weil sie nach 
meiner Ansicht auch zusammengehören. 

Einleitend erwähne ich die Versammlung der 
NATO-Parlamentarier in der vorigen Woche in 
Paris, wo wir Teilnehmer feststellen konnten — 
leider in Abwesenheit unserer sozialdemokratischen 
Kollegen —, 

(Abg. Wehner: Das war doch ein privater 
Verein!) 

daß von den befreundeten Parlamentariern anderer 
Länder Bedenken geäußert wurden, daß wir in be-
zug auf die Bewaffnung und die Verteidigungs-
organisation zu langsam vorwärtskämen und daß 
dabei auch eine gewisse Sorge über die Festlegung 
der Dauer des Grundwehrdienstes mit 12 Monaten 
zum Ausdruck kam. Ich glaube, wir können unse-
ren Freunden im Auslande versichern, daß durch 
die Festlegung dieser Grundwehrzeit der Wert des 
deutschen Verteidigungsbeitrags infolge der vor-
gesehenen Ausgleichsmaßnahmen nicht absinkt. 

Wir haben gegenüber unseren Partnern den Vor-
teil und die Chance, nach dem einmaligen ge-
schichtlichen Vorgang der totalen Zerstörung unse-
rer Verteidigungsorganisation unsere Erfahrungen 
ohne eine zu enge Bindung an stehengebliebene  

Fundamente auf die kommende Entwicklung zu 
konzentrieren. Vielleicht werden wir gerade aus 
diesem Grunde einmal in der Lage sein, unseren 
Partnern Anregungen in dieser Hinsicht zu geben. 
Ich bedaure persönlich, daß wir durch den Druck 
der Zeit, in der wir leben, nicht die Ruhe haben, 
noch stärker, als es bisher geschehen ist, mit allem, 
ich möchte einmal sagen: revolutionären Schwung, 
nach Wegen zu suchen, um nicht nur eine zeitge-
mäße Verteidigungsorganisation aufzubauen, son-
dern auch der kommenden Entwicklung vorzu-
greifen. 

(Anhaltende Unruhe. — Glocke des 
Präsidenten.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter! Meine Damen und  Her-
ren,  ich bitte dringend um Ruhe. Vor allem bitte 
ich, die Türen zu schließen. 

Fahren Sie bitte fort! 

Heye (CDU/CSU) : Ich bin persönlich davon 
überzeugt, daß wir ohne Schwächung unseres 
Kampfwertes und auch ohne Mehrbelastung unse-
rer Partner mit 12 Monaten Grundwehrdienst aus-
kommen, wenn wir als eine Maßnahme die Zahl 
der notwendigen Spezialisten in dem Maße erhöhen, 
wie es früher nur bei Luftwaffe und Marine der 
Fall war. Die Spezialisierung auch der Armee hat 
ein Maß erreicht -- und es wird sich nach meiner 
Überzeugung noch erhöhen —, daß man durchaus 
auf dem Standpunkt stehen kann, die notwendigen 
hochwertigen Spezialisten könnten weder in 12 Mo-
naten noch in 18 Monaten noch in 24 Monaten her-
angebildet werden, sondern hier sei eine längere 
Ausbildung, wahrscheinlich auch eine längere Vor

-bildung erforderlich. Diese Feststellung bedeutet 
nichts anderes, als daß die Hauptfunktion der Waf-
fen-.  und Gerätebedienung, also z. B. des Flugzeug-
führers, des Funkmeisters, des Richtschützen, des 
Panzerkommandanten und des Panzerschützen, des 
Maschinisten eines Schnellbootes, nur von solchen 
Spezialisten, in der Mehrzahl von Unter-Offizieren, 
wahrgenommen werden kann, die eine längere Zeit 
auf diese Aufgabe vorbereitet wurden. Die Fest-
legung einer Wehrdienstdauer von 12 Monaten — 
nach meiner Auffassung wäre es bei einer Dienst-
dauer von 18 Monaten nicht viel anders gewesen — 
bedeutet deshalb logischerweise eine Erhöhung der 
Zahl der freiwillig länger dienenden Soldaten, da 
die Wehrpflichtigen innerhalb der Grundwehr-
dienstzeit von 12 Monaten praktisch nur in die Tä-
tigkeit von „Funktionshelfern" hineinwachsen kön-
nen. Die Erhöhung der Zahl der länger dienenden 
Soldaten ist also eine der Ausgleichsmaßnahmen, 
die sich aus dem Beschluß, die Grundwehrdienst-
zeit auf 12 Monate festzulegen, ergeben. 

Ich bin der Überzeugung, daß aber noch weitere 
Ausgleichsmaßnahmen notwendig sind. Das ist die 
hier festgelegte Gesamtdauer der Wehrübungen. 
Die CDU/CSU und die Koalition sind über den 
Regierungsentwurf hinausgegangen. Wir glauben, 
daß wir auch unseren Partnern gegenüber die Ver-
pflichtung zumindest bezüglich der Gesamtdauer 
der Wehrdienstzeit erfüllen müssen, und zwar in 
dem Maße, wie es uns überhaupt möglich ist, ganz 
gleich, ob wir, wie es jetzt beabsichtigt ist, eine 
gebrochene Gesamtdienstzeit haben, d. h. eine kür-
zere Grunddienstzeit und eine Verlängerung der 
Zeit der Wehrübungen, statt eine lange Grund-
wehrdienstzeit und weniger Zeit für Übungen. 
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Ich glaube ferner, daß die jetzt vorliegende Re-

gelung mit einer Grundwehrdienstzeit von 12 Mo-
naten und als Ausgleich dafür einer Erhöhung der 
Gesamtdauer der Wehrübungen noch den wesent

-

lichen militärischen Vorteil hat, daß die Angehöri-
gen der Bundeswehr -- soweit sie Wehrpflichtige 
sind — durch die vorgesehenen Wehrübungen in 
gewissen Abständen immer mit der neuesten Ent-
wicklung vertraut gemacht werden. Auf diese 
Weise wird der Wehrpflichtige wahrscheinlich in 
höherem Maße mit den jeweils modernsten Waffen 
vertraut sein können, als wenn einem längeren 
Wehrdienst kürzere und seltenere Wehrübungen 
gegenüberstehen. Ich halte gerade diesen Punkt für 
beachtlich und glaube, daß durch diese Regelung, 
wie sie hier vorliegt, erreicht wird, daß die 
deutsche Verteidigungsorganisation, die Bundes-
wehr, trotz ihrer zahlenmäßigen Schwäche wenig-
stens immer auf dem höchsten Stand der zeitgemä-
ßen Entwicklung gehalten werden kann. 
Es ist wohl kein Zweifel -- ich glaube, daß wir 

uns in dieser Frage einig sind —, daß wir uns in 
einer Zeit des ewigen Wechsels und des ständigen 
Wandels gerade auf dem Gebiete der Technik be-
finden. Ich bin überzeugt, daß wir, um nur ein Bei-
spiel zu nennen, in wenigen Jahren auch in der 
Bundeswehr weder zu Lande noch zu Wasser noch 
in der Flugabwehr die uns von früher her vertrau-
ten schweren Geschütze finden werden, sondern 
daß dann an deren Stelle andere, neue Waffen ge-
treten sind. Wenn wir also längere und häufigere 
Wehrübungen haben und dafür die Grunddienst-
zeit verkürzen, werden wir die Möglichkeit haben, 
unsere Staatsbürger in Uniform immer so weit mit 
der technischen Entwicklung vertraut zu machen, 
daß sie, auch wenn die Grundwehrdienstzeit länger 
zurückliegt, immer den zeitgemäßen Ansprüchen 
einer modernen Bewaffnung entsprechen. 
Es führt zu Trugschlüssen, wenn von besorgten 

Kreisen des Inlandes, aber vor allem auch des Aus-
landes — diese Stimmen sind täglich vernehmbar 
— nur die Dauer der Grundwehrdienstzeit in den 
verschiedenen Ländern miteinander verglichen 
wird und nicht die Gesamtzeit der Dienstzeit und 
der Ausbildung und die stärkere Verlagerung des 
Kampfwertes der Bundeswehr von den Wehr-
pflichtigen auf die länger dienenden Spezialisten. 
Für mich persönlich besteht kein Zweifel, daß diese 
Lösung den berechtigten Erwartungen unserer 
Bundesgenossen entsprechen wird. Ich halte es aber 
nicht für ausgeschlossen — ich persönlich hoffe es 
sogar —, daß wir im Zuge der Entwicklung und im 
Zuge der praktischen Erfahrungen mit der Durch-
führung dieses Gesetzes noch zu Lösungen kom-
men, die auch gegenüber dem jetzt vorliegenden 
Gesetz einen Fortschritt bedeuten, ohne die Kraft 
der Verteidigung einzuschränken. 
Ich bin der Überzeugung — damit will ich meine 

Ausführungen zu diesen Punkten abschließen — , 

daß jede Verteidigung nichts anderes bedeutet als 
den Riegel an der Haustür in Zeiten der Unsicher-
heit. Ich bin sicher, daß das Gesetz in der Form, 
wie es jetzt vorliegt, den Forderungen, die wir an 
unsere Verteidigungsorganisation stellen müssen, 
entspricht. Wir werden nach Durchführung des Ge-
setzes in der Lage sein, auch gegenüber einem 
stärkeren Gegner zusammen mit unseren Bundes-
genossen, auf deren Unterstützung wir angewiesen 
sind, das Risiko eines Angriffs auf uns so zu er-
höhen, daß wir in einem Zustand größerer Sicher-
heit leben können, als es zur Zeit der Fall ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird zu § 1 a  
weiter das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Ich schließe die Beratung zu diesem Para-
graphen und komme zur Abstimmung. Wer ihm 
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Das erste ist die Mehrheit; § 1 a 
ist angenommen. 

Ich rufe § 2 auf. Hier liegt ein Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD auf Umdruck 858*) vor. Ich 
rufe zunächst die Ziffer 1 auf. — Zur Begründung 
hat das Wort der Herr Abgeordnete Merten. 

Merten (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben Ihnen auf Umdruck 858 
Ziffer 1 einen Änderungsantrag vorgelegt, der zum 
Ziel hat, die Regierungsvorlage, die uns in der 
ersten Lesung vorgelegt und begründet worden ist, 
wiederherzustellen. Ich sagte vorhin schon, daß die 
in erster Lesung eingebrachte Regierungsvorlage 
während der Ausschußberatungen überraschend 
durch eine völlig andere Vorlage ersetzt worden ist. 
Eine ausgiebige Prüfung der neuen Vorlage, die 
offensichtlich von der Bundesregierung ausgeht 
und hinter die sie sich im Ausschuß auch gestellt 
hat, war nicht möglich, weil sie in der Sitzung, in 
der sie eingebracht worden war, auch schon ver-
abschiedet wurde. 

In dieser neuen Vorlage standen allerlei Neuig-
keiten, darunter auch die, daß die Wehrübungs-
dauer um 50 % gegenüber der Regierungsvorlage 
erhöht wurde. Die Dauer der Wehrübungen für 
Unteroffiziere und Mannschaften wurde von 6 auf 
9 Monate und die für Offiziere von 12 auf 18 Mo-
nate erhöht. Die Begründung, die dafür im Aus-
schuß gegeben worden ist, war nicht überzeugend, 
ebensowenig wie wir eine Begründung dafür er-
halten konnten, welche Umstände in wenigen Wo-
chen eine so neue Situation geschaffen haben, daß 
die noch am 8. November richtigen Übungszeiten 
plötzlich zwei Wochen später nicht mehr richtig 
waren, sondern um 50 % erhöht werden mußten. 
Offensichtlich war bei denjenigen, die an dieser 
Diskussion teilgenommen haben, und auch bei mei-
nen politischen Freunden der Eindruck entstanden, 
daß die Dauer des Grundwehrdienstes und die der 
Wehrübungen ebensowenig überlegt gewesen sind 
wie im Entwurf des Wehrpflichtgesetzes — sie 
waren ja auch damals in der Regierungsvorlage 
enthalten — und hier mehr oder weniger willkür-
lich mit Zahlen gearbeitet worden ist in der Hoff-
nung, daß man damit schon irgendwie durch-
kommen wird. Ich erinnere daran, daß in der 
Denkschrift der Bundesregierung vom April 1956 
in sehr langen und eingehenden Ausführungen 
dargelegt worden ist, daß eine Wehrpflicht von 
18 Monaten zwingend erforderlich sei. Dafür wur-
den die verschiedensten Gründe angeführt, teils 
militärischer, teils wirtschaftlicher Art. Es wurde 
auf die Stärke der einzelnen Geburtsjahrgänge 
verwiesen und auf vieles andere mehr. 

Bei der Beratung des Wehrpflichtgesetzes ging 
es uns ähnlich wie heute. Die Regierung hat näm-
lich in diesem Punkt ihren eigenen Entwurf fallen-
gelassen, und es waren alle Argumente, die man 
mit sehr viel Druckerschwärze und sehr viel Stimm-
aufwand verkündet hat, plötzlich gar nicht mehr 
wahr. Vielleicht hat man Angst bekommen vor der 
eigenen Courage, vielleicht auch vor der Stimmung 
im eigenen Land; ich weiß es nicht. Auf jeden Fall 

*) Siehe Anlage 2. 
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tat man das Einfachste: man steckte den Kopf in 
den Sand und ließ die Dauer des Wehrdienstes aus 
dem Entwurf überhaupt heraus. Damit ist ein sehr 
merkwürdiges Wehrpflichtgesetz entstanden, in 
dem die Hauptsache, nämlich die Dienstzeit, über-
haupt nicht geregelt wird. 

Dann brachte die Regierung diesen Entwurf über 
die Dienstzeit und die Wehrübungen ein, den wir 
am 8. November beraten haben. Da waren es nicht 
mehr 18 Monate, sondern plötzlich nur noch 12 Mo-
nate, und auch die erschienen angeblich vollkom-
men ausreichend. Und alles das, was zugunsten der 
18 Monate gesagt worden ist, hoffte man vergessen 
zu sehen. Die Argumente vom Sommer 1955 zogen 
nicht mehr, es zogen jetzt andere Argumente. Noch 
am 8. November glaubte man für Wehrübungen 
mit einer Gesamtdauer von 6 Monaten für Mann-
schaften und Unteroffiziere bzw. 12 Monaten für die 
Offiziere auszukommen. Ich weiß nicht, ob es Zu-
fall war — aber ich nehme an, daß es ein Zufall 
war —, daß der Entwurf in einer Zeit eingebracht 
wurde, als in vier Ländern die Kommunalwahlen 
vorbereitet wurden. 

In der ersten Lesung dieses Gesetzes hat der 
Minister erklärt, daß man nun dem Parlament aus-
reichend Zeit geben müsse, die Fragen der Wehr-
dienstzeit und der Dauer der Wehrübungen zu be-
raten, und daß in diesem Zusammenhang die ge-
samte Problematik der Verteidigung in voller 
Breite dargelegt werden müsse. Ich nahm darauf-
hin an — und meine Freunde haben das auch für 
selbstverständlich gehalten —, daß wir uns meh-
rere Monate Zeit lassen könnten, um von Anfang 
an alles das, was die Wehrdienstpflicht und die 
Wehrdienstzeit an Problemen aufwirft, Punkt für 
Punkt zu besprechen. Aber die Beratung ging dann 
doch ziemlich kurz vor sich, und wir konnten nur 
mit großem Bedauern feststellen, daß eine Vorlage 
in einer Sitzung überreicht und auch in derselben 
erledigt wurde. Es ist selbstverständlich, daß vom 
Minister nicht verlangt werden konnte, in dieser 
einen Sitzung nun Einzelheiten über das darzulegen, 
was ausbildungsmäßig in den einzelnen Übungen 
getrieben werden soll, oder einmal darüber Auf-
schluß zu geben, was denn nun systematisch in den 
bestimmten Ausbildungsabschnitten an Ausbil-
dungszielen erreicht werden soll. Das gilt genauso 
bezüglich der 12 Monate Grundwehrdienst und der 
Zeit der Wehrübungen, und es gilt selbstverständ-
lich und sogar im besonderen Maße bezüglich der 
sogenannten weißen Jahrgänge, die neben ihrem 
Grundwehrdienst als Unteroffiziere und Mann-
schaften noch 15 Monate und als Offiziere 24 Mo-
nate Wehrübungen leisten sollen. Wenn man diese 
Fragen entscheiden will, muß man doch zunächst 
einmal zeitlich genau abgestimmte Ausbildungs-
pläne haben, aus denen man erkennen kann, was 
bei einer bestimmten Truppengattung etwa im 
dritten oder im zehnten Monat der Grundausbil-
dung geschehen soll oder in welchen Abständen 
und für welche Zeitdauer später zu den Wehr-
übungen einberufen werden soll. Dafür liegen 
keine Angaben vor, ebensowenig über die Präsenz-
stärken, die im einzelnen auf Grund dieser Ein-
berufungen zu Wehrübungen zu erwarten sind; 
denn die früher genannten Zahlen sind ja heute 
offensichtlich nicht mehr zutreffend. Gestern hat 
der Minister laut Pressemeldungen erklärt, daß am 
1. April 10 000 bis 15 000 Wehrpflichtige eingezogen 
werden sollen. Die Zeit ist noch gar nicht allzu

-

lange her, als von 45 000 Wehrpflichtigen, die ein-
gezogen werden sollten, die Rede war. 

Noch etwas anderes muß in diesem Zusammen-
hang erwähnt werden, und damit möchte ich auf 
das eingehen, was der Kollege Heye hier gesagt 
hat. Es ist keineswegs so, daß durch eine kurze 
Dienstzeit und dafür verlängerte Wehrübungen die 
arbeitsmarkt- und berufspolitischen Schwierig-
keiten vermindert werden, sondern ganz im Gegen-
teil, diese werden dadurch nur größer, als sie an 
und für sich schon sind. Das ist bereits in der ersten 
Lesung zum Ausdruck gekommen. Durch die er-
hebliche Verlängerung der Dauer der Wehr-
übungen wird ein enormer Unsicherheitsfaktor in 
die wirtschaftlichen und beruflichen Dispositionen 
des einzelnen Staatsbürgers hineingetragen. Im 
Falle der Annahme dieses Gesetzes wird er zwar 
wissen, daß er irgendwann einmal 12 Monate 
Wehrdienst leisten muß. Diejenigen, die sich frei-
willig für 18 Monate melden, werden sogar un-
gefähr wissen, wann sie drankommen. Aber die 
anderen wissen das nicht, weil die einzelnen Jahr-
gänge aus bekannten Gründen ja gar nicht voll 
einberufen werden können. Für die Reservisten ist 
die Unsicherheit am allergrößten, denn sie werden 
niemals im voraus auch nur halbwegs ermessen 
können, wann sie für die jetzt doch verhältnis-
mäßig sehr langen Zeiträume aus ihrem beruf-
lichen Leben heraus müssen, um Übungen zu lei-
sten. Daß damit Störungen des Arbeitsmarkts und 
der Volkswirtschaft verbunden sind, ist klar, und 
Störungen im Berufsleben des einzelnen werden 
durch diese Maßnahmen natürlich erst recht an der 
Tagesordnung sein. 

Weder durch die Ausführungen im Ausschuß 
noch durch das, was hier im Plenum gesagt worden 
ist, auch nicht durch das, was der Kollege Heye 
gesagt hat, sind meine Freunde und ich davon 
überzeugt, daß militärische Gründe diese Art 
Wehrpflicht und diese Art Wehrübungen erforder-
lich machen, und vor allen Dingen, daß dann der-
artig lange Wehrübungen stattfinden müssen. Sie 
haben bei einer Besprechung, die Sie mit Parla-
mentariern anderer NATO-Länder in Paris hatten, 
allerlei darüber zu hören bekommen, daß das bei 
uns zu langsam gehe, daß die Ausbildungszeit zu 
kurz sei usw. Ich meine, man muß dann doch an 
diese Leute die Frage richten, warum gerade sie als 
Ausländer ein so großes Interesse daran haben, daß 
wir hier in Deutschland möglichst lange Wehr-
dienstzeiten haben und möglichst rasch die Auf-
stellung der Bundeswehr durchführen. Es ist ja 
nicht das deutsche Interesse, das von diesen Leuten 
vertreten wird, sondern das ihnen durchaus ob-
liegende nationale Interesse. 

(Abg. Dr. Jaeger: Das gemeinsame Interesse!) 
Vielleicht steht dahinter der Gedanke, daß, wenn 
hier recht viel deutsche Truppen die Wacht am 
Eisernen Vorhang übernehmen, sie dann mehr Zeit 
und Gelegenheit zu militärischen Abenteuern an-
derwärts in der Welt haben. Wer weiß, was sonst 
hinter solchen Gedanken stecken kann! 

Im empfehle Ihnen dringend, Ihre Freunde in 
der NATO das nächste Mal danach zu fragen, 
welche Gründe sie dazu bringen, gerade von uns 
derartige Dinge zu fordern, die sie ruhig uns über-
lassen können, genauso wie sie uns auch nicht fra-
gen, wenn sie ihre eigene Verteidigungskraft da-
durch schwächen, daß sie Truppenteile abziehen, 
ohne die NATO zu fragen, und anderwärts irgend-
wo einsetzen, wobei dann noch sehr unerwünschte 
Folgerungen für die Sicherheit nicht nur der NATO, 
sondern auch Deutschlands entstehen. Das neben-
bei. 
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Auch der andere Gedanke, den Herr Kollege 

Heye hier vorbrachte, daß diese langen Wehr-
übungen notwendig seien, weil die Truppe immer 
wieder mit der neuesten Entwicklung und dem 
technischen Stand vertraut gemacht werden müsse, 
kann nicht überzeugen. Jedermann weiß, daß so-
wohl aus finanziellen als auch aus vielen anderen 
Gründen gar nicht laufend neue Waffen und Ge-
räte eingeführt werden können. Die einmal ein-
geführten Typen weisen immer eine erhebliche Be-
harrlichkeit auf, ehe sie auf den Schrotthaufen 
wandern und durch neue ersetzt werden. Wenn Sie 
sagen, daß es anders sei, dann müßten Sie zugleich 
zugeben, daß die Erstausstattung der Truppe aus 
veraltetem Material besteht und bald ersetzt wer-
den muß. Ich glaube kaum, daß Sie sich hier zu 
diesem Zugeständnis durchringen werden. 
Abgesehen von diesen berufspolitischen und auch 

militärischen Gründen sind es auch politische 
Gründe, die nach unserer Auffassung gegen eine 
lange Wehrdienstzeit und eine lange Dienstzeit in 
den Wehrübungen sprechen. In der Öffentlichkeit 
und in der Presse ist im Zusammenhang mit die-
sem Gesetz immer wieder auf das Verhalten der 
Sowjetunion in Ungarn und wahrscheinlich, wie 
wir heute wissen, in einigen anderen Balkanstaaten 
hingewiesen worden. Hier und da, allerdings nicht 
so häufig, sind auch die Ereignisse im Nahen Osten 
herangezogen worden, um Beweise dafür zu liefern, 
daß größere Präsenzstärken und häufigere Übun-
gen erforderlich seien. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie bei jedem 
politischen Ereignis von Bedeutung irgendwo in 
der Welt sogleich hier die gesamte militärische 
Konzeption über den Haufen werfen wollen, dann 
wird von einem vernünftigen Plan auf lange Sicht 
im Rahmen unserer Landesverteidigung noch weni-
ger die Rede sein können, als dies bereits bisher 
der Fall war. 

Die sozialdemokratische Fraktion ist der Auf-
fassung, daß bei allen politischen Entscheidungen 
ganz gewiß die Freiheit und Sicherheit des deut-
schen Volkes als das Ziel des politischen Weges an-
gesehen werden müssen. Wenn wir das sagen, dann 
haben wir dabei 70 Millionen Deutsche im Auge, 
die, wenn auch heute noch durch den Eisernen Vor-
hang getrennt, wieder in einem gemeinsamen Staat 
zusammengeführt werden müssen. Wir können 
unsere politischen Entscheidungen nicht nur auf die 
Sicherheit und Freiheit der 50 Millionen in der 
Bundesrepublik ausrichten, sondern wir müssen im 
Rahmen der Wehrpolitik immer an die 70 Millionen 
denken, um die es geht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir sind der festen Überzeugung, daß die Mehrheit 
dieses Hauses auf dem Weg, den sie zu gehen ent-
schlossen zu sein scheint, diesen Gesichtspunkt 
nicht in seiner vollen Bedeutung würdigt 
(Zurufe von den Regierungsparteien: Gerade!) 

— wir werden darüber sprechen — und auch die 
Sicherheit und die Freiheit der Deutschen in der 
Mittelzone zuwenig im Auge behält. Wenn Sie sie 
ganz im Auge behielten, würden Sie nämlich ein-
sehen müssen, daß durch militärische Maßnahmen 
auf dieser Seite jedesmal automatisch die entspre-
chenden Maßnahmen auf der andern Seite nach-
gezogen werden. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 
— Wir werden darauf noch bei einem anderen 
Paragraphen zu sprechen kommen müssen. 

Ich will Ihnen abschließend sagen, daß es für  
uns nicht nur militärische, sondern auch politische 
und wirtschaftliche Erwägungen sind, die uns da-
zu gebracht haben, den vorliegenden Änderungs-
antrag zu stellen. Mit diesem Änderungsantrag 
wollen wir nicht etwa gleichzeitig indirekt unsere 
Zustimmung dazu geben, daß überhaupt etwas Der-
artiges gemacht wird, sondern wir wollen nur ver-
hindern, daß die Auswirkungen Ihrer Politik auf 
den einzelnen Staatsbürger unerträglich werden. 

Aus diesem Grunde bitten wir Sie, unserem An-
trag Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Jaeger. 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe zu denjenigen Mit-
gliedern dieses Hauses gehört, die von Anfang an 
den Gedanken eines Grundwehrdienstes von 
12 Monaten vertreten haben; ich glaube sogar, ich 
bin der erste gewesen, der das ausgesprochen hat. 
Ich bin aber auch von Anfang an dafür eingetreten, 
daß Grundwehrdienst und Übungen in einem be-
stimmten Verhältnis zueinander stehen. Je länger 
der Grundwehrdienst, um so weniger Übungen 
braucht es; je kürzer der Grundwehrdienst, um so 
mehr Wiederholungsübungen sind notwendig. Die-
ser Gedanke scheint mir doch eigentlich, wenn 
man vom Standpunkt der militärischen Bereit-
schaft des Landes ausgeht, selbstverständlich zu 
sein. 

Unter diesem Gesichtspunkt betrachte ich es 
durchaus als einen Mangel, daß die Bundesregie-
rung, als sie den Entwurf für 12 Monate Grund-
wehrdienst vorlegte, übersehen hat, sich damit zu 
beschäftigen, ob nicht die Dauer der Übungen und 
die Anzahl der Übungen nun erhöht werden müs-
sen. Die Sicherheit unseres Landes, meine Damen 
und Herren, ist aber nicht nur Sache der Bundes-
regierung; sie ist noch viel mehr Sache dieses 
Hohen Hauses, der Volksvertretung. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Deshalb war es eine legitime Sache, daß aus der 
Mitte dieses Parlaments, im Verteidigungsausschuß, 
der Antrag gestellt wurde, jene Konsequenzen auf 
dem Gebiet der Reserveübungen zu ziehen, die in 
dem Augenblick notwendig wurden, als wir uns 
dafür entschieden hatten, nur 12 Monate Grund-
wehrdienst einzuführen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Ich hätte gerade für diese Lösung Verständnis 
auf seiten der Opposition zur Linken erwarten 
können, da ja eine etwas mehr in Richtung auf die 
Miliz gehende Wehrform in früheren Zeiten und 
auch bei den Debatten in diesem Hohen Hause dort 
eigentlich immer einen gewissen Anklang gefun-
den hat. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Aber wahrscheinlich gehört das zu den Begriffen, 
die man, wie andere Vorstellungen aus den Zeiten 
des Erfurter Programms, Noskes oder anderer so-
zialdemokratischer Wehrpolitiker, inzwischen über 
Bord geworfen hat. 

Wenn man uns auf die Schwierigkeiten hinweist, 
die sozial oder wirtschaftlich durch erhöhte Übun-
gen entstehen, so kann ich Ihnen nur sagen, meine 
Herren: Wenn Sie allen Schwierigkeiten wirt- 
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schaftlicher und sozialer Art aus dem Wege gehen 
wollen, dann wäre es zweifellos am besten gewe-
sen, überhaupt keine Bundeswehr aufzustellen. Da 
aber die nationale Sicherheit dies erforderlich 
macht, sind wir eben gezwungen, einen Weg zu 
gehen, indem wir uns mit diesen Schwierigkeiten 
auseinandersetzen. 

Da es sicher noch nicht festliegt, ob die Zahl der 
Übungen, von der hier gesprochen wird, auch voll 
ausgeschöpft wird, liegt es auch in der Hand der 
Bundesregierung, die Zahl der Übungen mit den 
jeweiligen wirtschaftlichen und sozialen Gegeben-
heiten in eine gewisse Übereinstimmung zu brin-
gen. 

Wenn uns aber weiter gesagt wird, wir könnten 
uns über die Zahl der Übungen erst unterhalten, 
wenn Ausbildungspläne bereits öffentlich bekannt 
seien, so kann ich dazu sagen, daß dies zweifellos 
eine falsche Annahme ist. Zwar braucht die Bun-
desregierung volle Klarheit darüber, wie ihr Aus

-

bildungsplan aussieht, wenn sie zu einzelnen 
Übungen aufruft. Aber wir geben ja in diesem 
Augenblick nur eine Ermächtigung, die nicht in 
vollem Umfange ausgeschöpft werden muß. Gerade 
auf meinen Antrag ist das Wort „höchstens" vor 
der Zahl der Wehrübungen in dem Gesetzentwurf 
eingefügt worden, womit gesagt ist: diese Zahl von 
Wehrübungen muß nicht tatsächlich ausgefüllt 
werden. Es handelt sich nur um ein Höchstmaß, 
das die Regierung im Notfall in den Stand setzt, 
z. B. unsere früher einmal gedienten Soldaten mit 
neuesten Waffen vertraut zu machen. Da wir alle 
miteinander nicht wissen, in welchem Tempo sich 
die Entwicklung der Waffen in der nächsten Zeit 
in der Welt abspielen wird, ist es notwendig, hier 
einen etwas größeren Rahmen zu haben, um je 
nach der Entwicklung zu Wehrübungen aufzu-
rufen oder nicht. Dabei darf ich noch bemerken, 
daß bei den augenblicklichen Schwierigkeiten an 
eine sehr rasche Einziehung zu solchen Wehrübun-
gen vorerst nicht gedacht ist. 

Ich darf damit auch das Argument zurückweisen, 
daß durch die Ereignisse in Ungarn sofort eine 
neue militärische Konzeption notwendig sei. Meine 
Damen und Herren, wenn wir uns, weil wir den 
Grundwehrdienst gesenkt haben — das war ein 
Beschluß schon aus der Zeit vor den Ereignissen  
in Ungarn —, nun gezwungen sehen, die Gesamt-
dauer der Wehrübungen für Unteroffiziere und 
Mannschaften um drei Monate zu erhöhen, so ist 
das, weiß Gott, noch keine neue Konzeption, son-
dern nur eine Vorsichtsmaßnahme, die sich in un-
sere gesamte militärische Konzeption einbaut. 
Allerdings, zu übersehen, daß die Ereignisse in 
Ungarn ein mindestens ebenso ernstes Menetekel 
an der Wand der Weltgeschichte und unseres Le-
bens sind wie einst die Ereignisse in Korea, das 
hieße doch wirklich blind sein. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Sehr bedauert habe ich die Ausführungen meines 
verehrten Herrn Vorredners, in denen er uns ge-
radezu in einem gewissen Gegensatz zur NATO 
stellen wollte, indem er etwa sage, daß die NATO 
nur aus eigenen nationalen Interessen einzelner 
Mitgliedstaaten an unserer baldigen Aufrüstung, 
an unserer militärischen Bereitschaft ihr Interesse 
bekunde. Meine Damen und Herren, es gibt legi-
time nationale Interessen der Verteidigung, für 
Deutschland wie für unsere Verbündeten. Aber 
längst sind wir darüber hinausgewachsen, und wer 
je mit der NATO zu tun gehabt hat, weiß, wie dort  

— sowohl im politischen Apparat des NATO-Rates 
als auch nicht zuletzt in den Reihen der Militärs — 
das Bewußtsein einer gemeinsamen Verantwortung 
und eines gemeinsamen Interesses lebendig ist. 
Wenn unsere Verteidigungskraft schlecht ist, ist 
damit die Verteidigungskraft des ganzen Westens 
schwach, und wenn die anderer Länder geschwächt 
wird, ist auch wieder die gemeinsame Verteidi-
gungskraft schwach. Gerade diejenigen, die in der 
NATO naturgemäß eine Führungsrolle haben, 
weil sie das militärische und wirtschaftliche 
Schwergewicht darstellen, die Amerikaner, sind ja 
wohl diejenigen, denen es auch die Opposition 
glauben sollte, daß sie an das gemeinsame Inter-
esse der Verteidigung der freien Welt denken. 

Ein letztes Wort, meine verehrten Damen und 
Herren, zu dem, was mein Vorredner zur Wieder-
vereinigung gesagt hat. Es ist zweifellos richtig, 
daß dieses Hohe Haus bei allen seinen Beschlüssen 
den Gedanken der Wiedervereinigung vor Augen 
haben sollte. Es erscheint mir aber nicht zweck-
mäßig, bei jedem Beschluß, der mit der Wiederver-
einigung überhaupt nicht in Zusammenhang steht, 
auf diese Dinge hinzuweisen. Denn, ob wir die 
Wehrpflicht einführen oder nicht, das mag eine 
Frage sein, die auch mit dem Problem der Wieder-
vereinigung zusammenhängt; ob wir aber drei Mo-
nate mehr Wehrübungen machen oder nicht, das 
hat nun wirklich auf die Frage der Wiedervereini-
gung keinen Einfluß. Deshalb bitte ich Sie, die An-
träge der Opposition abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Bucher. 

Dr. Bucher (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! § 2 in der ursprünglichen Fassung der 
Regierungsvorlage entspricht, wie übrigens auch 
§ 1, der Konzeption, die die FDP schon immer für 
den Fall der Einführung der Wehrpflicht vertre-
ten hat. Das Wesentliche des Gedankens, daß man 
von 18 Monaten auf 12 Monate heruntergehen 
sollte, dem sich nun auch die Bundesregierung an-
geschlossen hat, liegt doch darin, daß man die 
Frage der Dienstzeit nicht rein quantitativ betrach-
ten, sondern daß man anstreben soll, in möglichst 
kurzer Zeit eine möglichst gute und gründliche 
Ausbildung zu geben. 

Die Frage, ob man die kürzere Grunddienstzeit 
durch längere Wehrübungen ausgleichen müßte, 
wird von Herrn Kollegen Jaeger bejaht, obwohl 
er mit Recht betont, daß er immer für die kürzere 
Dienstzeit gewesen ist. Man kann natürlich sehr 
viele Argumente dafür und dawider anführen. Ich 
möchte jedoch Argumente wie die Lehren aus den 
Ereignissen in Ungarn einerseits und die Erschwe-
rung der Wiedervereinigung andererseits bei die-
ser mehr technischen Frage nicht bemühen. 

Wir können einerseits feststellen — und das hat 
sicher auch die Bundesregierung bei ihren Erwä-
gungen berücksichtigt — , daß volkswirtschaftliche 
und arbeitsmarktpolitische Gründe für eine kür-
zere Dauer der Wehrübungen sprechen. Anderer-
seits können wir heute noch nicht übersehen, wie 
sich die Erfahrungen bei der Ausbildung usw. aus-
wirken werden, welche militärtechnischen Gründe 
also in Zukunft für eine kürzere oder längere 
Übungsdauer sprechen werden. Solange wir das 
noch nicht übersehen können, ist es, glaube ich, 
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richtig, daß wir uns zunächst aus den geschilderten 
volkswirtschaftlichen Gründen auf eine kürzere 
Dauer der Wehrübungen festlegen. Alle Kollegen 
dieses Hohen Hauses, die Soldaten waren, wissen 
ja, welch große Versuchung für die militärische 
Führung in friedlichen Zeiten darin liegt, daß sie 
sehr viel Zeit zur Verfügung hat. Mit dieser vielen 
Zeit wird doch oft sehr viel Unfug getrieben, und 
wir sollten hier von vornherein eine Bremse ein-
schalten. Wenn dann später die militärischen Er-
fahrungen zeigen, daß die Zeit, die wir vorgesehen 
haben, zu kurz ist, dann steht nichts im Wege, das 
zu ändern. Heute aber glauben wir, daß die ur-
sprünglich vorgesehenen Zeiten von 6 bzw. 12 Mo-
naten richtig sind, und da der Antrag der SPD be-
zweckt, diese Vorlage wiederherzustellen, schließen 
wir uns diesem Antrag an. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Abgeordnete von Manteuffel. 

von Manteuffel (Neuß) (FVP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte nur wenige 
Sätze sagen, weil ich dem Kollegen M e r t e n 
etwas antworten möchte. Ich werde Sie und Ihre 
Kollegen nicht davon überzeugen können, daß die 
häufigen und längeren Wehrübungen notwendig 
sind. Aber wenn Sie schon nicht an die Umstellung 
bei den neuen Waffen glauben, weil sie lang-
lebiger sind, als wir annehmen, so darf ich doch 
aus der Erfahrung heraus sagen: es handelt sich ja 
auch um die Weiterentwicklung der Waffen und 
vor allen Dingen auch, verehrter Herr Kollege 
Merten, um den Wechsel in der Zusammensetzung. 
Wir haben heute, wo wir Menschen durch Feuer-
kraft ersetzen wollen, sehr viele Maschinenwaf-
fen, Waffen und Maschinen, bei denen eben eine 
ganze Teambesatzung arbeitet. Ich meine damit 
nicht nur den Panzer, ich meine ebenso das Radar-
gerät und die Nachrichtengeräte, bei denen eben ein 
Wechsel in der Funktion notwendig ist. Bei dieser 
Ausbildung von Wechselbesatzung und Wechsel-
funktionen wird man ganz zweifellos nicht in den 
zwölf Monaten die Fertigkeit erreichen, die zum 
Schutze des Mannes selber vorgesehen ist. Denn 
was hilft es, wenn der Funker oder der Fahrer 
beispielsweise eines Panzers — lassen Sie mich da-
von sprechen, weil ich davon etwas verstehe — 
ausfällt und nun kein anderer Mann da ist, der das 
Fahrzeug vom Gefechtsfeld weg und in Deckung 
fahren kann. Das erreichen wir einfach in den 
zwölf Monaten nicht. Ich warne aus meiner leider 
langjährigen Erfahrung in zwei Kriegen davor, daß 
man nachher etwa unausgebildete Leute in den 
Krieg schicken muß; 

(Zustimmung in der Mitte) 

denn nur die gute Ausbildung erspart wirklich 
Blut. Ich erinnere an das, was mein Herr Vorredner 
sagte, und es sind viele Kollegen hier, die selber 
Soldat waren: Denken Sie an das unglückliche Ex-
periment der Luftwaffen-Felddivision; wir haben 
es draußen erlebt. Die Schreibstuben wurden 
durchgekämmt und auch das  sonstige Personal 
wurde herausgeholt. Die Leute wurden in die 
Truppenteile gesteckt, und dann kamen die furcht-
baren Verluste, weil sie sich gar nicht auf dem Ge-
fechtsfeld bewegen konnten. Aber dieses Moment 
wird Sie wahrscheinlich nicht überzeugen. 

Mir liegen aber zwei Fragen sehr am Herzen, die 
ich Herrn Kollegen Merten beantworten wollte. 

Das eine ist die Störung des Arbeitsmarktes. Da I 
sehe ich überhaupt keine wesentlichen Schwierig-
keiten, zumindest keine Schwierigkeiten, die nicht 
behoben werden könnten, wenn wir den Verteidi-
gungsminister bitten, die Wehrersatzämter dahin 
zu instruieren, daß die Leute rechtzeitig — dar-
unter verstehe ich vorsorglich vielleicht sechs Mo-
nate vorher; ich weiß nicht, welche Vorstellungen 
der Herr Bundesverteidigungsminister da hat — 
zu unterrichten sind, wann sie zu diesen Übungen 
oder ganz allgemein zum Grundwehrdienst heran-
gezogen werden können. Das kann nicht unüber-
windlich sein. 

Aber etwas anderes, Herr Kollege Merten, hat 
mich geschmerzt. Sie sprachen zum Kollegen Heye, 
der ebenso wie ich von dem Gespräch der NATO- 
Parlamentarier in Paris zurückgekommen ist. Sie 
gaben nun eine Argumentation, womit Sie die Ab-
sage an die Aufstellung der Bundeswehr rechtfer-
tigen wollten, daß nämlich unsere Verbündeten 
ihre Truppen etwa zu Abenteuern anderswo frei 
hätten. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
die Arbeitsgemeinschaft der Freien Volkspartei 
und der Deutschen Partei lehnt eine derartige 
Unterstellung gegenüber unseren benachbarten und 
mit uns befreundeten Nationen deshalb ab. weil 
diese auch in Deutschland für Deutschland Opfer 
gebracht haben. 

(Beifall rechts und in der Mitte.) 

Denken Sie allein an die Luftbrücke Berlin! Es gibt 
aber auch noch andere Opfer, die sie gebracht ha-
ben. Ich kann nur sagen, Herr Kollege Merten: 
wenn Sie derartige Unterstellungen aussprechen 
wollen, aber das verhindern wollen, was Sie sag-
ten, dann hätten Sie rechtzeitig mit uns zusammen 
in die EVG eintreten sollen. 

(Beifall rechts und in der Mitte. — Zurufe 
und Lachen bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Weitere Wort-
meldungen zu dem Änderungsantrag auf Umdruck 
858 Ziffer 1*) liegen nicht vor. Ich schließe die Aus-
sprache über diesen Punkt 1 des Änderungsantrags 
und komme zur Abstimmung. 

Wer ihm zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die Mehr-
heit; der Änderungsantrag auf Umdruck 858 Ziffer 
1 ist abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über den § 2 in der 
Fassung des Ausschusses. Wer dieser Fassung zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit; § 2 ist 
in der Fassung des Ausschusses angenommen. 

Ich rufe auf den § 2 a. Hier liegt wieder ein Än-
derungsantrag der Fraktion der SPD vor, Umdruck 
858 Ziffer 2. — Herr Abgeordneter Merten zur Be-
gründung! 

Merten (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die SPD-Fraktion beantragt, daß in 
dem vorliegenden Entwurf der § 2 a gestrichen 
wird. In diesem Paragraphen ist die Rede davon, 
inwieweit die Zeiten des Bereitschaftsdienstes au(  
die Wehrübungen angerechnet werden. Eine gesetz-
liche Definition des Begriffs „Bereitschaftsdienst" 
gibt es bisher nicht. Nach den Aufklärungen, die 
wir im Ausschuß erhalten haben, sollen darunter 
offenbar die Einberufungen von  Reservisten im 

*) Siehe Anlage 2. 
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Falle drohender Gefahr zur Besetzung von be-
stimmten Verteidigungsanlagen und für bestimmte 
Wachaufgaben verstanden werden. Selbstverständ-
lich können im Rahmen des Bereitschaftsdienstes 
auch Reserveeinheiten einberufen werden. Mit 
anderen Worten, es kann eine Mobilmachung ver-
schiedenen Ausmaßes, groß oder klein, in Form 
des Bereitschaftsdienstes erfolgen. 

Nun haben wir bereits im Ausschuß vorgebracht 
und wiederholen das hier, daß wir aus der Ge-
schichte wissen, was es mit derartigen Mobil-
machungen unter Umständen auf sich hat. Schon 
allein der Gedanke daran, daß bei den Spannun-
gen der letzten Wochen plötzlich ein Bereitschafts-
dienst an der deutschen Ostgrenze angeordnet wor-
den wäre, läßt keine sehr erfreulichen Perspekti-
ven für jeden einzelnen von uns zu. Selbstver-
ständlich wären entsprechende Maßnahmen auch 
von der anderen Seite erfolgt, hätten ihrerseits nun 
wieder Maßnahmen auslösen müssen von seiten der 
so viel zitierten NATO oder der deutschen Behör-
den und militärischen Stellen, und jedermann weiß, 
wie durch Teilmobilmachung schwierige Situatio-
nen verschärft oder gar bis zu einem Gefahren-
punkt getrieben werden können. Wenn ich mich 
recht erinnere, ist der Angriff der Israelis auf 
Ägypten ja auch durch Teilmobilmachungen der 
anderen Seite ausgelöst worden. Und nach der Aus-
lösung hat dann eine Regierung die Dinge gewöhn-
lich nicht mehr in der Hand, sondern wird zwangs-
läufig von einer Maßnahme zur anderen getrieben, 
und letzten Endes könnte durch diese außerordent-
lich unklare Ermächtigung der Art. 59 a des Grund-
gesetzes zur leeren Form herabgedrückt werden, 
nach dem der Bundestag die Feststellung des Ver-
teidigungsfalles zu treffen hat. 

Meine Fraktion hatte im Ausschuß gebeten, zur 
Klärung der sich aus der Grundgesetzbestimmung 
ergebenden Fragen und zur weiteren Klärung des 
Ausmaßes der Maßnahmen, die noch als Bereit-
schaftsdienst, aber nicht mehr als Mobilmachung 
angesehen werden können, die Behandlung dieses 
Paragraphen um zwei Tage zurückzustellen. Die-
ser Wunsch war um so mehr berechtigt, als in der 
Regierungsvorlage, wie Sie wissen, von dieser Ma-
terie überhaupt nicht die Rede gewesen ist und sie 
daher völlig neu in den Ausschuß gekommen ist. 
Diesem Wunsch ist aus Gründen, die wir nicht ver-
stehen, nicht stattgegeben worden. Ich weiß nicht, 
ob hier vielleicht der neue politische Stil vorexer-
ziert werden sollte, dessen Mangelhaftigkeit von 
unserer Seite ja so sehr beklagt wird. Aber wir 
gedenken vorläufig noch auf diesen Stil zu verzich-
ten und möchten klar herausstellen, daß auch die 
sozialdemokratische Fraktion von der Notwendig-
keit eines Bereitschaftsdienstes in gewissen Situa-
tionen überzeugt ist, daß sie ihn gar nicht bestrei-
ten will und auch nicht bestreiten kann, daß wir 
aber zuvor, bevor das geregelt wird, klar erkennen 
wollen, wie weit diese Ermächtigung der Regie-
rung geht und ob gewisse Gefahren, die ohne jeden 
Zweifel in diesem Zusammenhang auftreten kön-
nen, abgewendet werden können. 

Im übrigen gilt für diesen § 2 a dasselbe, was 
auch für das ganze Gesetz gilt, und es gilt für die-
sen § 2 a in besonderer Weise: er ist absolut nicht 
dringend. Die Regelung dieser Frage hat noch 
lange Zeit, weil das Problem der Anrechenbarkeit 
von Wehrübungen auf den Bereitschaftsdienst sich 
frühestens überhaupt erst in zwei Jahren stellen 
wird und auch dann nur bei besonders ungünsti-

gen Umständen. Bis dahin könnte diese Frage 
ruhig offenbleiben, ohne daß das geringste pas-
sierte. 

Die Erteilung der Ermächtigung an die Bundes-
regierung, überhaupt einen Bereitschaftsdienst an-
zuordnen, gehört auch gar nicht in dieses Gesetz 
und muß an anderer Stelle geregelt werden. Auch 
sie ist keineswegs eilig, weil sich die Bundesregie-
rung jederzeit durch die Einberufung von Reser-
visten zu Wehrübungen helfen kann, wenn sie das 
für notwendig hält. 

Der Herr Bundesminister für Verteidigung hat 
bei der ersten Lesung dieses Gesetzentwurfs er-
klärt, daß Existenz und Aufbau der Bundeswehr 
aus dem parteipolitischen Streit herausgehalten 
werden müßten. Wir unterschreiben diese Erklä-
rung Wort für Wort. Aber ich muß noch einmal in 
allem Ernst sagen, daß die Methoden, die gerade 
bei der Behandlung dieses Paragraphen im Aus-
schuß angewandt worden sind, genau das Gegen-
teil von dem bewirken, was der Herr Bundesver-
teidigungsminister für richtig gehalten hat. Wir 
möchten auch ganz klar herausstellen, wer die Ver-
antwortung für diesen Zustand trägt. 

Wir beklagen auch bei dieser Gelegenheit — des-
wegen müssen wir uns jetzt im Plenum über diese 
Dinge unterhalten — die mangelhafte Bereitschaft 
der Mehrheit, die Fragen auszudiskutieren, und 
wir beklagen das Fehlen einer aufrichtigen Mühe, 
an vielen Stellen mit der Opposition einen gemein-
samen Weg zu suchen, auch unter der Bedingung, 
daß man von seinen eigenen Vorhaben einmal hin 
und wieder einen Punkt abstreichen muß. Mit der 
Methode „Vogel friß oder stirb" können Sie die 
Truppe aus dem parteipolitischen Hader nicht her-
aushalten. Sie werden sie im Gegenteil gerade hin-
einziehen, insbesondere dann, wenn Sie diese Fra-
gen, die heute hier vorliegen, so durchpeitschen 
wollen, wie Sie sich das offenbar vorgenommen 
haben, obwohl nach Ihren eigenen Aufstellungs-
plänen Wehrpflichtige vor Ende 1957 überhaupt 
nicht gebraucht werden. Sie hätten also die Rege-
lung dieser Frage beruhigt dem nächsten Bundes-
tag überlassen können. Aber statt dessen wollen 
Sie mit dem § 2 a sogar noch Bestimmungen in das 
Gesetz hineinnehmen, die vielleicht überhaupt erst 
nach Jahren einmal zur Anwendung kommen kön-
nen. 

Wir sind der Überzeugung, daß die Bundeswehr 
für ihren Aufbau unter schwierigsten Verhältnis-
sen nichts mehr braucht als Ruhe. Sie tragen durch 
die Art und Weise der Behandlung dieser Dinge, 
d. h. durch Ihren politischen Stil, dauernd neue Un-
ruhe nicht nur in die  politische Öffentlichkeit — 
das wäre zu ertragen —, sondern vor allen Dingen 
auch in die Truppe. Solange Sie die nun einmal von 
Ihnen für richtig gehaltene Art und Weise der Zu-
sammenarbeit mit der Opposition nicht überprüfen, 
wird sich das nur zum Schaden der Truppe auswir-
ken, ganz abgesehen von dem Schaden, den Sie 
dem Gedanken der parlamentarischen Demokratie 
in der Öffentlichkeit zufügen. 

Wir beantragen die Streichung dieses Paragra-
phen, den selbst die Bundesregierung vor vier Wo-
chen noch gar nicht für notwendig gehalten hat. 
Er ist überflüssig und kann unter Umständen so-
gar gefährlich sein. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Mende. 

Dr. Mende (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! So sehr wir eben dem Antrag der 
sozialdemokratischen Fraktion zustimmen konn-
ten, weil er die Wiederherstellung der Fassung der 
Regierungsvorlage forderte, so entschieden müssen 
wir diesem Antrag der Sozialdemokraten wider-
sprechen. 

Jede verantwortliche Bundesregierung, welche 
politischen Kräfte sie in Zukunft auch immer bil-
den werden, könnte niemals leichtfertig den Be-
reitschaftszustand verkünden. Ein solcher Bereit-
schaftszustand würde erhebliche materielle Rück-
wirkungen auf unsere gesamte Volkswirtschaft 
haben. Wir sehen an dem Beispiel Englands, wo-
hin es führt, wenn zwei Partner des Nordatlantik-
paktes eigenwillig vorgehen, ohne ihre Partner 
auch nur zu verständigen. Die gestrigen Ausfüh-
rungen des britischen Schatzkanzlers Macmillan 
zeigten, daß dieses eigenwillige gescheiterte Vor-
gehen allein den britischen Staatshaushalt min-
destens 1 Milliarde DM gekostet hat. 

Außerdem dürfte unsere Bundesregierung gar 
nicht isoliert vorgehen, weil sie in ihren Befug-
nissen in das atlantische Bündnissystem eingeklam-
mert ist. Ich sehe den Bereitschaftsdienst als das 
an, was die Amerikaner vor wenigen Wochen mit 
der Verkündung der Alarmstufe 1 für ihre auf 
deutschem Boden stationierten Truppen ausgelöst 
haben. Wenn es dann eine solche Möglichkeit, die 
Dauer der Wehrdienstübungen zu verlängern, nicht 
gibt, kann es passieren, daß nach einer gewissen 
Zeit die zum Bereitschaftsdienst Einberufenen ein-
fach nach Hause gehen könnten. Das kann sich 
keine Bundesregierung leisten. 

(Abg. Merten: Das kommt doch erst in 
zwei Jahren!) 

Daher ist diese Einschränkung der Beendigung der 
Dienstzeit eine Maßnahme, die der Bereitschafts-
dienst als logische Folge mit sich bringt. — Herr 
Kollege, das ganze ist mehr oder weniger Zukunfts-
musik. Wenn man es aber für richtig hält — und 
die Mehrheit des Hauses hat es für richtig gehal-
ten —, bereits heute diese Gesetze zu beschließen, 
dann sollen sie so gut und so perfekt wie möglich 
sein. Deswegen lehnen wir Ihren Antrag ab. 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt in 
der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Bundesminister für Verteidigung. 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist meine 
Absicht, zu einigen hier vorgetragenen Argumen-
ten, nicht zu dem Gesamtproblem Stellung zu neh-
men. 

Gegen das Argument, § 2 a könnte zu unkontrol-
lierbaren Masseneinberufungen führen, muß man 
geltend machen, daß sich nach Art. 87 a des Grund-
gesetzes die zahlenmäßige Stärke der vom Bund 
zur Verteidigung aufgestellten Streitkräfte aus 
dem Haushaltsplan ergibt. Dazu gehört auch die 
Anzahl der zu Übungen einberufenen Reservisten, 
auch wenn hier eine finanzielle Verfügungsmög-
lichkeit geschaffen wird. Die Grenzen können aber 
vom Parlament in jedem Haushaltsplan oder im 

Einzelbeschluß so gezogen werden, daß eine über  
das Maß des Notwendigen hinausgehende Einbe-
rufung von Reservisten allein nach Regierungs-
ermessen nicht stattfinden kann; der Haushaltsplan 
wird ja durch Gesetz festgestellt. 

Ich darf zweitens bemerken, daß diese Kräfte der 
Heimatverteidigung, der sogenannten bodenständi-
gen Verteidigung, um die es sich hier handelt, auch 
nicht im nationalen Ermessen in uferlosen Aus-
maßen aufgestellt werden dürfen, sondern daß 
deren Aufstellung durch ein besonderes innerhalb 
der Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union zu 
treffendes Abkommen geregelt werden muß. 

Ich darf drittens feststellen, daß mit der Anord-
nung von Sicherungsmaßnahmen, Kollege Merten, 
nicht die Gefahr verbunden ist, daß die Regierung 
die Dinge nicht mehr in der Hand hätte und damit 
automatisch in größere Aktionen oder Abenteuer 
hineinschlittern würde. Hier muß man aus den 
Ereignissen gewisse Schlußfolgerungen ziehen, die 
vielleicht vor Monaten, als die Regierungsvorlage 
im Bundesverteidigungsministerium ausgearbeitet 
und dem Bundeskabinett zugeleitet wurde, noch 
nicht in dieser Weise gezogen worden waren. Es 
ist nicht möglich, genau zu trennen zwischen dem 
reinen und normalen Friedensfall und dem exak-
ten, sauberen Verteidigungsfall, der leider meistens 
schon der Kriegsfall wäre. Die Erfahrungen der 
letzten Monate haben gezeigt, daß es zwischen die-
sen beiden Möglichkeiten einen Zustand geben 
kann, der erhöhte Bereitschaft erfordert. Diese er-
höhte Bereitschaft liegt ja nicht im Interesse der 
Bundesregierung oder ihrer politischen Ansichten, 
sie liegt letzten Endes im Interesse des deutschen 
Volkes, der Sicherheit, des Lebens, des Eigentums 
und der Freiheit der Bürger. 
Damit Sie aber sehen, daß diese Überlegungen 

nicht per Zufall oder in freiem Ermessen entstan-
den sind, darf ich Ihnen aus der „Neuen Zürcher 
Zeitung" vom Montag, dem 3. Dezember, also von 
vorgestern, mit Genehmigung des Präsidenten 
einige Sätze über eine Maßnahme verlesen, die in 
diesen Wochen von der Schweizer Regierung dem 
Schweizer Parlament vorgeschlagen worden ist. 

(Abg. Hilbert: Von allen Parteien!) 

Wir wußten von der  Maßnahme der Schweiz wahr-
scheinlich genausowenig, wie die Schweizer Regie-
rung von der Änderung des Dienstzeitdauerge-
setzes etwas wußte. Aber man soll sich nicht unbe-
dingt bemühen, aus den Ereignissen nichts zu ler-
nen, um hinter den Notwendigkeiten herzuhinken. 

(Beifall bei den 'Regierungsparteien. — 
Abg. Wehner: Die haben wir selbst 

abonniert!) 

Die „Neue Zürcher Zeitung" schreibt — — 

(Abg. Wehner: Wir haben sie doch selbst! 
Das gehört zum guten Ton hier!) 

— Ich nehme an, Herr Kollege Wehner, daß sich 
die „Neue Zürcher Zeitung" genau in der Mitte 
zwischen Ihren und meinen weltanschaulichen An-
sichten befindet. 

(Abg. Wehner: Was verstehen Sie alles 
unter Weltanschauung?) 

— Allerdings, Sie haben recht: man darf Weltan-
schauung und Weltbild nicht verwechseln. 

Wie bereits gemeldet wurde ..., schlägt der 
Bundesrat den eidgenössischen Räten den Er- 
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laß eines bis Ende 1957 befristeten dringlichen 
Bundesbeschlusses vor, wonach Dienstleistun-
gen, wie sie nun im Zusammenhang mit der 
Hilfsaktion für Flüchtlinge stehen, nicht als 
Aktivdienst zu erklären seien, sondern als In-
struktionsdienst; damit würden die geschilder-
ten Rechtsfolgen 

— die vorher aufgeführt waren — 
unterbleiben. Der Bundesrat soll darnach aus-
drücklich ermächtigt werden, „Truppen und 
Stäbe zur Durchführung von Hilfsaktionen ... 
zu außerordentlichen und zusätzlichen Dienst-
leistungen aufzubieten und sie so lange im 
Dienst zu behalten, als die Umstände es er-
fordern, in der Regel nicht mehr als drei 
Wochen". 

Das ist der erste Teil der Vorschläge des Schweizer 
Bundesrats. Nun komme ich zum zweiten Teil, der 
genau unserem Vorschlag entspricht: 

Der gleiche dringliche Bundesbeschluß mit den 
geschilderten Wirkungen soll ferner auch gel-
ten für Aufgebot „zur Durchführung von vor-
bereitenden Maßnahmen der Landesverteidi-
gung". Die knapp gehaltene Botschaft zu die-
sem Beschlußentwurf, die am Samstag aufge-
legt wurde, erklärt, was die Landesverteidi-
gung betreffe, sei es selbstverständlich, daß 
der Bundesrat intern durch verwaltungs-
mäßige Vorkehren gewisse Vorbereitungsmaß-
nahmen getroffen habe, die folgenden in der 
gleichen Botschaft einleitend gemachten Fest-
stellungen und Bemerkungen des Bundesrats 
gerecht werden: .,Die internationale Lage hat 
in der letzten Zeit rasche Wandlungen durch-
gemacht und schließt für die Zukunft Entwick-
lungsmöglichkeiten in sich, die kaum mit ge-
nügender Bestimmtheit und rechtzeitig vor-
ausgesehen werden können. Es können Ereig-
nisse eintreten, welche uns veranlassen müß-
ten, rasch militärische Maßnahmen zu treffen, 
ohne daß es bereits notwendig ist, die gesetz-
lichen Bestimmungen über die bewaffnete 
Neutralität anzuwenden", 

— also den Verteidigungsfall. 

Die Botschaft fährt fort, je nach der Entwick-
lung der Lage sehe der Bundesrat die Notwen-
digkeit voraus, „auf verschiedenen Gebieten 
die Bereitschaft in viel weitergehendem Maße 
zu erhöhen. Hierzu werden die Mittel der Ver-
waltung nicht mehr ausreichen. Dies hat zur 
Folge, daß dann Truppen zu gewissen Arbeiten 
herangezogen werden müßten. Dabei kann es 
sich darum handeln, Anlagen verschiedener 
Art in eine erhöhte Bereitschaft zu versetzen. 
Diese mehr technischen Arbeiten müssen durch 
geschlossene Truppenverbände, welche nor-
malerweise diesen Anlagen zugeteilt sind, aus-
geführt werden. Die Dringlichkeit kann es er-
fordern, daß die entsprechenden Einheiten mit 
vollen Beständen und nicht nur mit den stark 
reduzierten Wiederholungs- bzw. Ergänzungs-
kursbeständen aufgeboten werden. Es kann 
notwendig sein, eine verstärkte Überwachung 
oder eine Bewachung einzelner Objekte anzu-
ordnen." 

Ich glaube kaum, daß die Schweiz mit ihrer klas

-

sischen Friedens- und Neutralitätspolitik 
(Abg. Blachstein: Wollen Sie sich jetzt 
auch außenpolitisch die neutrale Schweiz 

zum Vorbild nehmen?) 

und mit ihrer uralten demokratischen Militärtradi-
tion etwa durch eine solche Maßnahme die Mög-
lichkeit zur provokatorischen militärischen Maß-
nahmen ins Auge gefaßt hat oder an  Aktionen 
dieser Art denkt. Das, was sich für die Schweiz 
in ihrer geographischen Situation schon jetzt als 
notwendig erweist und von ihrer Regierung als 
Schlußfolgerung gezogen wird, muß bei uns von 
jeder Regierung, auch von der, die Sie (zur SPD) 
sich für das letzte Quartal des nächsten Jahres vor-
stellen, ebenfalls als Schlußfolgerung gezogen 
werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Kliesing. 

Dr. Kliesing (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es muß doch eigentlich jeden 
objektiven Zuhörer merkwürdig berühren, wenn 
hier, wie es in  den  Ausführungen des Kollegen 
Merten geschehen ist, erklärt wird, auch die SPD 
anerkenne, daß es Situationen gebe, in denen ein 
erhöhter Bereitschaftsdienst erforderlich sei, und 
im gleichen Atemzug der Versuch unternommen 
wird, eine gesetzliche Fundierung und Ermög-
lichung dieses Bereitschaftsdienstes zunichte zu 
machen. Der Herr Verteidigungsminister hat hier 
eine klare und eindeutige Umschreibung des Be

-

griffs Bereitschaftsdient gegeben, und er hat 
 inhaltlich damit die Erklärung wiederholt, die er 

in anderer Form, wie es ja auch von Herrn Kol-
legen Merten bereits bemerkt wurde, im Verteidi-
gungsausschuß abgegeben hat. Um so mehr muß 
es aber in Erstaunen setzen und eigentlich befrem-
den, daß trotz dieser Erklärung der Begriff „Be-
reitschaftsdienst" fälschlicherweise wieder in Zu-
sammenhang mit dem Begriff „Mobilmachung" 
gebracht wird, obwohl durch die Verhandlungen 
im Verteidigungsausschuß eindeutig klar war, daß 
diese beiden Dinge aber auch absolut gar nichts 
miteinander zu tun haben. 

(Zuruf des Abg. Erler.) 

Wir müssen uns mit aller Entschiedenheit gegen 
die Behauptung wenden, daß, wie es in den Wor-
ten des Kollegen Merten durchklang, sich hier 
schon die Möglichkeit ergebe, daß der Verteidi-
gungszustand bzw. der Krieg unter Umgehung der 
Bestimmungen des Grundgesetzes herbeigeführt 
werden könne. 

Geradezu ungeheuerlich aber mutet in diesem 
Zusammenhang die Unterstellung an, es sei die 
Absicht der Bundesregierung, mit dieser Maß-
nahme eine Unruhe ins deutsche Volk hineinzutra-
gen. 

(Abg. Hilbert: Umgekehrt!) 

Wenn es hier eine Beunruhigung des deutschen 
Volkes geben kann, meine Damen und Herren, 
dann nur durch eine falsche Interpretation des Be-
griffsinhaltes „Bereitschaftsdienst". 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Vor einem derartigen Experiment möchten wir 
nachdrücklich warnen; denn die geschichtliche Er-
fahrung beweist, daß derartige Versuche für den-
jenigen, der sie unternimmt, sich, auf lange Sicht 
gesehen, politisch sehr schlecht auszahlen. 

(Sehr gut! in der Mitte. — Abg. Mellies: 
Das merken Sie sich nur, damit es sich bei 

Ihnen nicht einmal auszahlt!) 
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Meine Damen und Herren, was kann denn in 

der Praxis überhaupt durch das Hineintragen einer 
Beunruhigung in das Volk erreicht werden? Das 
kann doch letzten Endes nur dazu führen, daß die 
Bereitschaft des deutschen Volkes zur Verteidigung 
geschwächt wird. Es muß einmal ganz klar und 
öffentlich gesagt werden, daß derjenige, der der-
artige Versuche unternimmt, sich darüber im kla-
ren sein muß, daß er damit die volle Verantwor-
tung für alle daraus sich ergebenden Folgen über-
nimmt, mögen sie für dieses Volk noch so katastro-
phal sein. 

Die Erfahrungen der letzten Wochen haben uns 
unter anderem auch gezeigt, daß in weiten Krei-
sen des deutschen Volkes angesichts ,der weltpoli-
tischen Spannungen, die ja noch heute nicht über-
wunden sind, eine tiefe Beunruhigung eingetreten 
war. Deshalb wehren wir uns mit aller Entschie-
denheit gegen jeden Versuch, dieses deutsche Volk 
aus parteipolitischen Gründen jetzt noch mehr zu 
beunruhigen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abgeord-
neter Merten! 

Merten (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich kann einige Dinge, die Herr Kol-
lege Kliesing hier gesagt hat, deswegen nicht un-
widersprochen lassen, weil er sich hier befremdend 
und zum Teil sogar mit der Bezeichnung „unge-
heuerlich" über Dinge geäußert hat,  die  i c h auf 
jeden Fall hier in diesem Raume heute nicht aus-
gesprochen habe. 

Wenn der Unterschied zwischen Mobilmachung 
und Bereitschaftsdienst im Ausschuß klar heraus

-

gestellt worden wäre, dann hätte auch ich mit mei-
ner vielleicht nicht überragenden, aber immerhin 
durchschnittlichen Intelligenz das einigermaßen 
mitbekommen. Sie haben uns ja daran gehindert, 
diese Frage ausführlich zu prüfen, und  haben,  ob-
wohl wir nur den Wunsch geäußert hatten, das 
zwei Tage später zu regeln, geglaubt, auf diesen 

 Wunsch nicht eingehen zu sollen. Ich habe vorhin 
nicht gesagt, welche Gründe dafür bei Ihnen hät-
ten maßgebend sein können. Vielleicht wünschten 
Sie gar nicht, daß die Aufklärung gegeben wurde, 
nach der wir so dringend verlangt haben — das 
darf ich Ihnen auch einmal sagen —, was ich für 
ungeheuerlich halte. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Das Zweite: Ich habe kein Wort davon gesagt, 
daß Unruhe ins deutsche Volk hineingetragen 
würde, 

(Zuruf von der SPD: Das tun Sie aber!) 

sondern ich habe davon gesprochen, daß die 
Truppe die Ruhe, die sie für ihre Aufstellung 
braucht, nicht bekommt, wenn am laufenden Band 
derartige Dinge hier in dieser Methode behandelt 
werden und dadurch das erreicht wird, was der 
Herr Verteidigungsminister nicht will und was 
wir alle nicht wollen, daß nämlich der parteipoli-
tische Hader in die Truppe hineingetragen wird 
und sich auf die Truppe und ihre Ausbildung und 
ihre Aufstellung auswirkt. Das habe ich gesagt. 
Sie hätten sich das alles ersparen können, wenn 
Sie bereit gewesen wären, mit uns in einer ver-
nünftigen Zeitspanne und mit einer vernünftigen 
Methode diese Dinge auszudiskutieren. Auch wir 
— habe ich gesagt — sind dafür, daß die Bundes-
regierung die Möglichkeit hat, weil  das  ganz selbst

-

verständlich ist, in gewissen Situationen so etwas  
wie das, was hier Bereitschaftsdienst genannt 
wird, zu tun. Ich habe gesagt, daß wir nur des-
halb gegen diesen Paragraphen stimmen, weil das 
nicht vollkommen klar ausdiskutiert werden 
konnte. Ich habe es nicht gesagt, um, wie Sie glau-
ben annehmen zu müssen, die Sicherheit und die 
Verteidigungskraft des deutschen Volkes zu schmä-
lern. Ich muß mich hier in ,aller Form und mit 
allem Ernst gegen derartige ungeheuerliche Unter-
stellungen verwahren, zugleich auch im Namen 
meiner politischen Freunde. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Lücke: Stim

-

men Sie doch dem Gesetz zu, wenn Sie 
es ernst meinen, Herr Merten!) 

— Dann beraten Sie es erst einmal anständig! 

(Abg. Pelster: Dabei sind wir ja noch!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, weitere Wortmeldungen zu diesem 
Änderungsantrag liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag Umdruck 858*) Ziffer 2. Wer ihm zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Das letzte ist die Mehrheit; der 
Änderungsantrag unter Ziffer 2 ist abgelehnt. 

Ich lasse über § 2 a in der Ausschußfassung ab-
stimmen. Wer dieser Fassung zustimmen will, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! —
Das erste war die Mehrheit; § 2 a ist angenommen. 

Ich rufe § 3 auf. Wird das Wort dazu gewünscht? 
— Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem § 3 zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit; § 3 
ist angenommen. 

Ich lasse abstimmen über Einleitung und Über-
schrift. Wer zustimmen will, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das erste war die 
Mehrheit; angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung erledigt. 

Änderungsanträge sind nicht angenommen wor-
den. Wir kommen zur 

dritten Beratung, 
und ich eröffne die allgemeine Aussprache. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Lenz. 

Dr. Lenz (Godesberg) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
zur dritten Lesung einige allgemeine politische Be-
merkungen machen. Ich glaube, wir sind uns dar-
über einig, daß die abschließende Beratung des 
Dienstzeitgesetzes in einen Zeitpunkt fällt, der 
völlig neue politische Aspekte gibt. Als die Be-
ratungen über die Wehrpflicht begannen, glaubten 
— nicht nur in Deutschland — viele, daß die poli-
tische Lage sich beruhigt habe. Die Abkehr vom 
Stalinismus auf dem XX. Parteikongreß der KPSU, 
die Keep-smiling-Reisen von Bulganin und Chru-
schtschow wurden dahin gedeutet, daß die Sowjet-
union  auch außenpolitisch eine versöhnlichere und 
nachgiebigere Linie verfolgen werde. Die Ko-
existenz -Freudigkeit bei vielen Politikern stieg ins 
Ungemessene, und Sie, meine Damen und Herren 
von der Opposition, haben diese Situation benutzt, 

*) Siehe Anlage 2. 
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um immer wieder zu verkünden, daß ein deutscher 
Verteidigungsbeitrag gar nicht mehr zeitgemäß sei 
und daß alle mit der Wehrpflicht zusammenhän-
genden Fragen nur noch eine sekundäre Bedeu-
tung hätten. Sie haben mehr oder weniger zum 
Ausdruck gebracht, daß nur der nach Ihrer Auf-
fassung verfehlte Eintritt der Bundesrepublik in 
das Nordatlantische Verteidigungsbündnis, die 
NATO, die Schuld daran trage, daß wir uns über-
haupt noch mit militärpolitischen Fragen jetzt be-
fassen müßten. 

Aber, meine Damen und Herren — und das sage 
ich zu uns —, auch wir selbst, die wir von der Not-
wendigkeit des NATO-Bündnisses und der Auf-
stellung deutscher Verteidigungsstreitkräfte über-
zeugt waren, sind zeitweise in den Fehler verfal-
len, die ganze Sache mehr oder weniger als eine 
akademische Aufgabe zu betrachten. Wir haben 
zum Teil einen Perfektionismus betrieben, der der 
Sache nicht förderlich war, und wir haben auf 
Nebenpunkte Gewicht gelegt, die es vielleicht 
nicht in dem Umfang verdienten. Das alles ist an-
gesichts unserer politischen Entwicklung verständ-
lich. Aber die jüngsten politischen Ereignisse soll-
ten uns gezeigt haben, daß beim Aufbau unserer 
Verteidigung Eile nottut, und zwar bitter nottut. 
Die Vorgänge in Ungarn und im Vorderen Orient 
haben die Labilität der Weltlage blitzartig er-
leuchtet, und ich glaube, der rosenrote Optimismus, 
der hinsichtlich der Weltlage und der politischen 
Entwicklung in der Sowjetunion vor wenigen 
Wochen noch herrschte, ist zerstoben. Man glaubte 
noch lange, friedfertige Gesten und eine freund-
liche Haltung könnten die Sowjetunion bewegen, 
nachzugeben und  eine Entwicklung des mitteleuro-
päischen Raumes zu größerer Freiheit und Selb-
ständigkeit zuzulassen. 

Mit einem tiefen inneren Erschrecken hat das 
deutsche Volk die Ereignisse in Ungarn verfolgt. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen]: 
Sehr richtig!) 

Was dort vor sich ging, spielte sich unmittelbar in 
der Nähe unserer Grenzen ab, und viele Deutsche 
haben es an Ort und Stelle miterlebt. Die unge-
teilte Sympathie des ganzen deutschen Volkes galt 
den ungarischen Freiheitskämpfern. Ich muß 
sagen: es ist mir unverständlich, daß einer der Vor-
sitzenden des DGB, nämlich Herr Wönner, Presse-
nachrichten zufolge äußern konnte, Deutschland 
habe weder Veranlassung, sich um den faschisti-
schen Aufstand in Ungarn 

(Lebhafte Rufe Hört! Hört! in der Mitte) 

noch um den faschistischen Nasser zu kümmern. 

(Zuruf von der SPD: Das müssen Sie erst 
einmal nachprüfen!) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, die unga-
rische Freiheitsbewegung ist eines der größten 
weltpolitischen Ereignisse der Nachkriegszeit, und 
seine Auswirkungen sind noch nicht abzusehen. 
Nur zunächst ist der Freiheitskampf des unga-
rischen Volkes durch sowjetische Panzer erstickt 
worden. Durch die Entwaffnung der rumänischen 
Armee hat es die Sowjetunion fertig gebracht, dort 
jedes Aufbegehren zu verhindern. In Polen ver-
sucht sie durch stärksten Druck, alle freiheitlichen 
Errungenschaften wieder rückgängig zu machen, 
und in der DDR läuft eine neue Verhaftungs-
welle an. 

Was ist die Lehre? Die Sowjetunion hat gezeigt, 
daß sie alle Loslösungsbestrebungen in den Satelli-
tenstaaten als eine Gefährdung ihrer Machtposition 
betrachtet und daß sie eisern entschlossen ist, 
nichts von dem Raum aufzugeben, den sie sich 
unterworfen hat. 

(Abg. Dr. Seffrin: So ist es! — Zurufe 
von der SPD.) 

— Aber meine Damen und Herren, Sie haben die 
Vertagung dieses Gesetzes mit allgemeinpolitischen 
Gründen ja beantragt, also werden wir es mit all-
gemeinpolitischen Gründen rechtfertigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Trotz des Erschreckens über die Verwandlung 
einer friedlich scheinenden Weltbühne in ein 
Schauspiel von Angst und Schrecken, von Leichen 
und Trümmern, Deportationen und Entführungen 
weigern sich heute noch viele, zu glauben, daß ein 
solches Schicksal auch uns bereitet werden könnte. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Manche meinen sogar, daß es gut wäre, keine 
Soldaten zu haben, weil man dann verschont 
bliebe. Meine Damen und Herren, dadurch, daß 
man keinen Revolver in die Tasche steckt, hat man 
noch niemals einen Raubüberfall verhindert, 

(Sehr richtig! in der Mitte — Lachen 
bei der SPD) 

und  noch kein Staat ist vor dem Schicksal, von 
einem böswilligen Nachbarn angegriffen zu wer-
den, deshalb verschont geblieben, weil er wehrlos 
war. Die Schweiz und Schweden sind trotz ihrer 
traditionellen Neutralität auch heute hoch gerüstet. 
Wir haben ja bei Hitler gesehen, wie man Anlässe 
finden kann, ein Nachbarland anzugreifen. Und 
überhören wir nicht, daß in der sowjetischen Agi-
tation jetzt geflissentlich die ungeheuerliche Lüge 
verbreitet wird, daß von der Bundesrepublik her 
konterrevolutionäre Bataillone aufgestellt und 
nach Ungarn geschleust worden seien! Man sprach 
von Handgranaten in Konservenbüchsen. Man hat 
die bewundernswerte Opferbereitschaft der Mit-
glieder des Deutschen Roten Kreuzes und des deut-
schen Lazarettzuges diffamiert, indem man be-
hauptet hat, daß er zwar wenig Verbandsmaterial, 
aber viel Waffen transportiert habe. 

(Hört! Hört! in der Mitte. — Zuruf von 
der Mitte: Unglaublich!) 

Und überhören wir nicht, daß als Sprachrohr der 
Pankower Machthaber Herr Eisler vor kurzem ge-
sagt hat: Wenn man in Westdeutschland nur mit 
Worten gegen den Wiederaufbau des Militarismus 
protestiert, dann mag der Tag kommen, an dem 
man die Streitkräfte der DDR um Hilfe bittet. 

(Zuruf von der Mitte: Sehr interessant!) 
Ich nehme an, Sie wissen, daß in Polen seit einigen 
Tagen eine riesige Agitationswelle mit dem Ziel 
anläuft, das Mißtrauen gegen Deutschland aufzu-
stacheln. Man behauptet, die Bundesrepublik warte 
nur darauf, bei einer Lösung Polens von der So-
wjetunion die alten Grenzen an Oder und Neiße 
mit Gewalt wiederherzustellen. Die feierlichen Er-
klärungen des Bundeskanzlers und unseres Außen-
ministers, daß wir unsere Ansprüche auf diese Ge-
biete jenseits der Oder-Neiße-Linie niemals mit 
Gewalt durchsetzen würden, läßt man unter den 
Tisch fallen. Ich erkläre hier nochmals, daß wir 
hinter diesen Erklärungen der Bundesregierung 
stehen. 
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Die ganze Geschichte der Nachkriegszeit ist die 

Geschichte mehr oder weniger massiger Eingriffe 
der Sowjetunion in die Verhältnisse anderer Staa-
ten. Schließlich ist ja die Unterwerfung Polens, 
Ungarns, Bulgariens, Rumäniens und der Tschecho-
slowakei auf diese Weise erfolgt. Wer bisher 
glaubte, daß sich insoweit die sowjetische Politik 
geändert habe, müßte angesichts der Vorgänge im 
mitteleuropäischen Raum sein Urteil gründlich 
revidieren. Daß Sie, meine Damen und Herren von 
der Opposition, bei dieser Situation der Verab-
schiedung der Wehrgesetze immer noch jede 
Schwierigkeit bereiten wollen, das mögen Sie vor 
dem deutschen Volk verantworten. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Noch gestern haben Sie in Ihrem Pressedienst er-
klärt, Sie sähen keine zwingende Notwendigkeit 
zur Verabschiedung dieses Gesetzes. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Dasselbe haben Sie vorhin in der Geschäftsord

-

nungsdebatte ausgeführt. Meine Damen und Her

-

ren, sehen Sie wirklich keinen zwingenden Grund? 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

Ich muß sagen, daß es mir im Auslande den 
Atem verschlagen hat, als Sie bei der letzten 
außenpolitischen Debatte angesichts der Vorgänge 
in Ungarn den Austritt aus der NATO und aus 
der WEU beantragt haben. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Ich habe heute morgen gelesen, daß das Herr 
Ollenhauer in den letzten Tagen wiederholt hat. 
Aber wissen Sie: noch schlimmer finde ich es, daß 
Sie hinsichtlich der NATO und der Wehrpflicht 
zwei Sprachen sprechen. Als unser Kollege Blank 
neulich die Behauptung aufstellte, auch die  SPD 
werde, wenn sie an die Regierung komme, die 
Wehrpflicht nicht abschaffen und auch nicht aus 
der NATO austreten, erklärte Herr Dr. Arndt,  die 

 Behauptungen Theodor Blanks über das voraus-
sichtliche Verhalten einer späteren sozialdemo-
kratischen Bundesregierung, insbesondere die 
Unterstellung, daß eine sozialdemokratisch ge-
führte Regierung weder die Wehrpflicht abschaf-
fen noch sich um eine Revision der Pariser Ver-
träge bemühen werde, entbehre jeder Grundlage; 
die Äußerung Blanks beweise nichts als ein völ-
liges Unvermögen, die Überzeugung von politisch 
Andersdenkenden zu verstehen und zu achten. 

(Zurufe von der Mitte und von der SPD.) 

— Kurz, aber beleidigend, jawohl. 

Am 4. Dezember führte Herr Stampfer, ein nicht 
gerade unbekannter Mann aus Ihren Reihen, in 
der „Westfälischen Rundschau" folgendes aus. 

(Abg. Erler: Macht die Politik der SPD 
Herr Stampfer oder wir?) 

— Aber, verzeihen Sie, Herr Stampfer ist immer 
noch ein maßgebender Mann der SPD. 

(Zurufe von der SPD: Nein! Wo denn? — 
Sitzt der denn hier? — Ist Vorsitzender 
der SPD-Fraktion Herr Stampfer? — Abg. 
Wittrock: Stampfer ist ein Journalist!) 

— Nun, bitte sehr, was die „Westfälische Rund-
schau" schreibt, das gilt als Ihre Stimme. 

(Widerspruch und Zurufe von der SPD.) 

Er hat also in seinem Artikel ausgeführt: 

Zwar strebt die SPD mit aller Kraft einer Zu-
kunft entgegen, in der es ein wiedervereintes 
Deutschland, aber keine militärische Macht-
blöcke und keine allgemeine Wehrpflicht mehr 
geben soll. Daraus aber zu folgern, daß ein 
sozialdemokratischer Wahlsieg die sofortige 
Abschaffung der Wehrpflicht bringen wird, 
wäre voreilig, Versprechungen solcher Art zu 
geben, unvorsichtig. Mit einer ihm folgenden 
bitteren Enttäuschung der Wähler, ganz beson-
ders der jungen, wäre ein Wahlsieg zu teuer 
erkauft. 

(Abg. Rasner: Sehr interessant! — Abg. 
Mellies: Sie zitieren auch jeden Artikel, 

der Ihnen gelegen kommt!) 
— Das kann ich gar nicht leugnen, Herr Mellies. 
Wenn Ihnen ein Artikel gelegen kommt, zitieren 
Sie ihn auch. 

(Abg. Mellies: Die Politik bestimmen bei 
uns Parteivorstand und Bundestagsfrak

-

tion und nicht Herr Stampfer!) 
— Sehr verehrter Herr Kollege Mellies, ich bin der 
festen Überzeugung, daß Herr Kollege Ollenhauer 
bei seiner Reise in dieser Richtung sehr vorsichtige 
Erklärungen abgegeben hat. 

(Abg. Mellies: Genau dieselben geben wir 
auch ab!) 

Aber, meine Damen und Herren, ich muß feststel-
len, daß in Deutschland erfreulicherweise die Ein-
sicht immer mehr wächst, daß die Parole nicht 
„Heraus aus der NATO!" lauten kann, sondern 
„Stärkt die NATO!" heißen muß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich freue mich, daß das sowohl die FDP als auch 
der BHE zum Ausdruck gebracht haben.  

Es hat mich doch menschlich sehr beeindruckt, 
als der Kollege Prinz zu Löwenstein nach seiner 
Reise nach Budapest mir neulich sagte: „Wenn wir 
uns angesichts der Vorgänge in Ungarn nicht zur 
Verteidigung zusammenschließen, dann können wir 
in Kürze in einem sowjetrussischen Konzentra-
tionslager über unsere Versäumnisse nachdenken". 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Und Sie können gewiß sein, meine Damen und 
Herren von der Opposition, daß Sie sich dann in 
unserer Gesellschaft befinden. 

Abgesehen davon, wissen Sie ja ganz genau, daß 
der Austritt aus der NATO nichts ist, was den 
Osten zu einer anderen Politik bewegen würde. 
Das ist das eindeutige Echo, das Ihre Austritts-
forderungen im Osten immer wieder gefunden 
haben. Im übrigen hat schon Bulganin hierzu 1955 
auf der ersten Genfer Konferenz erklärt, eine 
Liquidation des Stützpunktsystems der NATO 
könne vielleicht eine Verhandlung über die deutsche 
Wiedervereinigung erleichtern. Damit war aber 
klar zum Ausdruck gebracht, daß das Ziel seiner 
Politik in erster Linie die Auflösung des west-
lichen Verteidigungspaktes ist, ohne dafür irgend-
welche konkrete Zugeständnisse zu machen. Hieran 
hat sich nichts geändert. 

Glauben Sie wirklich, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, wie es in einem Plakat 
Ihrer Partei zum Ausdruck kommt, daß eine UNO- 
Polizei eine sowjetische Intervention verhindern 
könne? Sie kann allenfalls die Rolle einer Feuer-
wehr spielen, die nachher die Trümmer registriert, 
wenn der Brand erloschen ist. Die UNO konnte bis- 
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her nur dann Erfolg haben, wenn der andere frei-
willig nachgegeben hat. Welch beschämendes 
Schauspiel ist es, daß die UNO in der Ungarn-
Tragödie es noch nicht einmal fertigbringt, die 
Entsendung einer Beobachterdelegation durchzu-
setzen! 

(Lebhafte Zustimmung bei den 
Regierungsparteien.) 

Wie heißt es weiter auf Ihrem Plakat? „Nicht 
Militärbündnisse sichern den Frieden, sondern ein 
allgemeiner Sicherheitspakt". Ist die UNO nicht 
auch ein Sicherheitspakt, und hat die UNO den 
Ausbruch dieser kriegerischen Aktionen verhin-
dern können? 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 
Die Sowjetunion hat ohne jede Rücksicht auf die 
Entschlüsse der UNO ihre militärischen Opera-
tionen durchgeführt. Wenn Herr Kollege Mellies 
eine Stärkung der UNO verlangt, so können wir 
nur sagen, daß dies von Anbeginn an auch unser 
Wunsch war. Es hat sich aber wiederholt und ge-
rade in letzter Zeit gezeigt, wie rasch Völker über-
rollt werden,  ehe die erste UNO-Sitzung darüber 
stattfindet. Es wäre deshalb einfach selbstmörde-
risch, aus dem einzigen Militärvertrag, der uns 
Sicherheit gibt, auszutreten und all unser Hoffen 
auf ein schnelles und wirksames Funktionieren der 
UNO zu richten. Ich selbst bin nach wie vor der 
festen Überzeugung, daß wir nur gestützt auf die-
sen Vertrag eine reale Chance zur Wiedervereini-
gung haben. Das Verlangen, aus der NATO auszu-
treten, ist wirklich eine Aufforderung, sich zwi-
schen sämtliche vorhandenen Stühle zu setzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Können wir uns aber wundern, wenn schließlich 
die ständige Wiederholung der Parole „Deutschland 
muß heraus aus der NATO!" dazu führt, daß 
amerikanische Zeitungen sich auf den Standpunkt 
stellen: Wenn die Deutschen absolut nicht wollen, 
dann laßt uns doch die Konsequenzen ziehen? — 
Es  ist sehr erfreulich, daß ,die amerikanische Regie-
rung klargestellt hat, daß sie gerade angesichts der 
letzten Ereignisse mit aller Entschiedenheit an der 
atlantischen Verteidigungsgemeinschaft festhält. 

(Bravo! bei der CDU/CSU.) 

Wir erwarten allerdings im Interesse der Wieder-
befestigung der westlichen Solidarität, daß die 
militärischen Aktionen am Suez-Kanal liquidiert 
werden und eine gemeinsame Politik der NATO- 
Mächte miteinander abgestimmt wird. Aber wenn 
man an den Suez-Kanal denkt, dann sollte man 
auch an die russischen Waffenlager auf der Sinai-
Halbinsel und an die Vorgänge in Syrien denken. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren! Angesichts dieser 
Weltlage ist es an uns, alles zu tun, was wir tun 
können, um unsere Verteidigung so schnell wie 
möglich aufzubauen und zusammen mit dem 
Westen sicherzustellen. Wenn man die Ereignisse 
der letzten Wochen betrachtet, dann kann man nur 
sagen: wir sind vielleicht noch einmal davonge-
kommen. Können wir uns darauf verlassen, daß 
uns das Schicksal immer so gnädig ist? Was muß 
noch alles passieren, so frage ich mich besorgt, 
meine Damen und Herren von der Opposition, bis 
Sie bereit sind, den harten Realitäten Rechnung zu 
tragen? 

(Lebhafte Zustimmung bei den Regie

-

rungsparteien. — Zurufe von der SPD.) 

Wir wollen gewiß keine Politik der starken Gesten. 
Aber es ist unsere Pflicht, alles für die Sicherheit 
unseres Volkes zu tun. Die Bundesregierung hat 
wiederholt und mit Nachdruck erklärt, daß wir uns 
jedem Sicherheitspakt anschließen, der wirk lich 
uns und den anderen Völkern Sicherheit bietet. 
Aber wir können keinen Pakt annehmen, der der 
Sowjetunion nur eine bessere Basis für die Aus-
dehnung ihres Machtbereichs bieten würde. 

Meine Damen und Herren! Die Wehrpflicht ist 
nun einmal ein Kernstück unserer Verteidigung. 
Lassen Sie uns in diesen schweren Zeiten wenig-
stens zusammenstehen 

(Lachen bei der SPD) 

in dem Bestreben, unser Land zu sichern und da-
mit die wesentliche Voraussetzung für die Wieder-
vereinigung Deutschlands in Freiheit zu schaffen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Erler. 

Erler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Wir haben eben aus dem 
Munde unseres Kollegen Lenz ein interessantes 
Beispiel dafür gehört, wie man mit variablen Ar-
gumenten die ewig gleiche Politik zu verteidigen 
sich bemüht. Ich werde im Laufe meiner Ausfüh-
rungen auch auf den außenpolitischen Teil der 
Darlegungen des Kollegen Lenz zurückkommen, 
möchte mich aber zunächst doch mit der Materie 
selbst befassen. 
Es handelt sich bei dem vorliegenden Gesetz um 

ein Gesetz, das in Wahrheit Bestandteil des Wehr-
pflichtgesetzes ist. Wir haben das Wehrpflichtge-
setz abgelehnt; wir werden aus den gleichen Grün-
den auch dieses Gesetz ablehnen. 

(Aha-Rufe bei der CDU/CSU.) 
Die Planung, die die Bundesregierung seinerzeit 

zur Begründung des Wehrpflichtgesetzes vorge-
legt hat, ist ja von ihr selbst als undurchführbar 
inzwischen aufgegeben worden. Wo sind die Be-
hauptungen geblieben, daß die Pariser Verträge 
uns zur Aufstellung einer Armee von 500 000 Mann 
in drei Jahren verpflichteten und daß man infolge-
dessen zur Erfüllung dieser Verpflichtung unbe-
dingt die allgemeine Wehrpflicht brauche? Der 
neue Herr Verteidigungsminister hat als vor einer 
seiner ersten und wahrscheinlich unangenehmsten 
Aufgaben vor der Frage gestanden, wie er es nun 
fertigbekommt, der Atlantikpaktorganisation ge-
genüber den Offenbarungseid zu leisten. 

Als Ergebnis dieses Offenbarungseides können 
wir heute feststellen, daß beabsichtigt ist -- nach 
Ihren eigenen, nunmehr revidierten Plänen —, bis 
Ende 1957 etwa 120 000 Mann, oder vielleicht auch 
ein paar mehr, unter den Waffen zu haben. So 
sieht die drängende Eile aus, von der der Kollege 
Lenz eben gesprochen hat. Aber ich gebe zu, mir 
ist dieser geruhsame Aufbau wesentlich sympa-
thischer als die hektische Eile von einst. 

(Sehr gut! beim GB/BHE.) 

Aber ich frage mich dann, ob es bei dieser Pla-
nung — 120 000 Mann bis Ende 1957 — nicht auch 
von Ihrer Situation aus zweckmäßiger wäre, daß 
Ganze auf der Grundlage der Freiwilligkeit zu 
machen. Denn das ist auch ohne die unser Volk 
sehr beunruhigende Einführung der allgemeinen 
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Wehrpflicht zu schaffen; für dieses Ziel, das  Sie 

 sich gesteckt haben, brauchen Sie die Wehrpflicht 
nicht. 
Meine Damen und Herren, ich erinnere mich 

noch gut der Debatte im letzten Sommer. Es hat 
— darauf ist heute schon aufmerksam gemacht 
worden — damals eine fast weltanschaulich ge-
färbte Begründung dafür gegeben, daß die 
Dienstzeit unter allen Umständen mindestens 
18 Monate, wenn es ginge, eigentlich sogar 24 Mo-
nate betragen müsse. Ein Kollege verstieg sich so-
gar zu der Erklärung, daß eine kürzere Ausbil-
dung gewissermaßen dem Mord gleichkäme. Und 
jetzt? Wir haben kein Wort der militärischen Be-
gründung dafür gehört, durch welche neuen Tat-
sachen und Beweggründe die Bundesregierung 
veranlaßt worden ist, ihre damalige Haltung in so 
kurzer Zeit um einen so erheblichen Grad zu wech-
seln, daß sie jetzt glaubt, bei der Einführung der 
Wehrpflicht mit einer Dienstzeit von 12 Monaten 
auskommen zu können. 

(Abg. Wittrock: Es stehen Bundestagswah

-

len vor der Tür!) 
— Jawohl, man kann sich des Eindrucks nicht er-
wehren, daß die höheren politischen Einsichten, 
nämlich die kommenden Wahlen, hier die eigenen 
militärischen Argumente von einst vom Tisch hin-
weggefegt haben. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren! Die Bundeswehr — 
erkundigen Sie sich doch bitte einmal bei den ver-
antwortlichen Soldaten im Ministerium und in der 
Truppe selbst! — ist augenblicklich und auch noch 
zu dem Zeitpunkt, den Sie dafür vorgesehen 
haben, gar nicht imstande, Wehrpflichtige in ver-
nünftiger Weise aufzunehmen und auszubilden. 
Sie bürden ihr damit eine Aufgabe auf, die prak-
tisch die Kräfte dieser jungen Pflanze übersteigt. 
Der Kollege Schmidt (Hamburg) hat in seiner Rede 
vom 8. November 1956 mit einer Fülle von Mate-
rial zu diesem Tatbestand hier aufgewartet. Ich 
darf nur an die Fragen der Unterkunft, der Aus-
stattung, der Ausbildung und der ganzen geistigen 
Entwicklung erinnern. Es fehlen ja weitgehend so-
gar noch die Voraussetzungen für den Aufbau der 
Freiwilligenkader. Und einer so unausgereiften 
Organisation wollen Sie nun einen Teil der jungen 
Mannschaft unseres Volkes auf der  Grundlage der 
Wehrpflicht anvertrauen? Das ist nicht zu ver-
antworten. Dabei hätten Sie doch reichlich Arbeit, 
um selbst das, was Sie sich selber als erstes Ziel 
gesteckt haben, nämlich zunächst den Aufbau der 
Kader, ohne die Wehrpflichtigen in vernünftiger 
Weise zu einem gewissen Abschluß zubringen. 

Eine ganze Reihe von Gesetzen fehlt. Es ist da-
von gesprochen worden: Besoldung, Versorgung, 
Organisation. Auch das Gesetz, das  die Wehrpflich-
tigen in besonderem Maße interessiert, aber auch 
für die anderen Soldaten und für das Parlament 
selbst von großem Interesse ist, das Gesetz über 
den Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages, 
ist noch nicht verabschiedet. Schließlich fehlen alle 
Bestimmungen, die sich mit der Frage des Ersatz-
dienstes für die Kriegsdienstverweigerer befassen. 
Dennoch haben Sie sich vorgenommen, jetzt eine 
politische Demonstration zu veranstalten und durch 
dieses Gesetz Ihren Willen zu bekunden: Am 
1. April soll eingezogen werden. Daß das Ganze 
nicht mehr als eine Demonstration ist, wissen Sie 
auch. Zum 1. April sollen nicht mehr als 10 000 
Wehrpflichtige — „sogenannte Wehrpflichtige"  

hätte ich beinahe gesagt — eingezogen wer-
den. Um irgendwelche Unzuträglichkeiten zu 
vermeiden, werden Sie schon dafür sorgen, 
daß das in Wahrheit Freiwillige sind, die 
sich nun zu dem Zeitpunkt, der am wenigsten 
ihren späteren beruflichen Wünschen 'widerspricht, 
zur Ableistung der Wehrpflicht melden. Damit soll 
nur noch vor der Bundestagswahl gezeigt werden: 
Der Herr Bundeskanzler mit seiner Mannschaft 
hat doch noch demonstrativ seinen Willen gegen 
die Volksmeinung durchgesetzt. 

(Zustimmung bei der SPD. — Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Bundeskanzler Dr. Adenauers Wille soll oberstes 
Gesetz in diesem Bundestag bleiben, bis zum letz

-

ten Tage, der dieser Regierung noch beschieden ist. 
(Abg. Rasner: Ich denke, wir schielen nach 
den Wahlen, Herr Erler? — Abg. Dr. 
Seffrin: Das widerspricht sich doch alles, 
was Sie sagen! — Weitere Zurufe.) 

— Das empfinden Sie! Das werden wir später 
sehen, was hier in der Bevölkerung als Wider-
spruch empfunden wird und was nicht, meine Da-
men und Herren! 
Sie wollen weiter den Alliierten gegenüber Zu-

sagen scheinbar erfüllen, ohne zu bedenken, daß 
eine solche Modelleinziehung von Wehrpflichtigen, 
die gar keine sind, ein völlig falsches Bild für die 
Ausbildung von Wehrpflichtigen in der Truppe 
geben wird. Das ist kein repräsentativer Quer-
schnitt dessen, was Sie dann später bei der vollen 
Durchführung der Wehrpflicht an Soldaten in der 
Truppe hätten. Damit lassen sich nicht einmal 
brauchbare Erfahrungen gewinnen für die Auf-
gabe, die sich dann für die Truppe stellen wird. 

Meine Damen und Herren! Ich verstehe auch 
nicht, daß wir für eine solche Demonstration nun 
auch noch die erheblichen Kosten zu tragen haben. 
Die Wehrersatzverwaltung umfaßt zur Zeit bereits 
2200 Personen. Demnächst werden vom Geburts-
jahrgang 1937 die in der Zeit vom 1. Juli bis 30. Sep-
tember Geborenen gemustert; das sind etwa 100 000 
junge Männer. Bei diesen rechnet man mit einer 
50% igen Verfügbarkeit. Es wären also 50 000. Da-
von sollen zum 1. April nur 10 000 eingezogen wer-
den und von den übrigen 40 000 weitere 30 000 zu 
einem so späten Zeitpunkt, daß man die vor der 
endgültigen Einberufung noch einmal nachunter-
suchen muß, was neue Kosten verursacht. Wenn 
Sie das nachrechnen, dann kommen Sie dazu, daß 
Sie zum 1. April für die dann einzuziehenden 
Wehrpflichtigen ein Verhältnis von vier Eingezo-
genen auf einen Musterungsbeamten haben. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Das nennt man eine rationell aufgebaute Verwal-
tung! 

(Lachen und Zurufe bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Bei diesem Verfahren 
habe ich begründete Zweifel daran, ob Sie über-
haupt noch von einer allgemeinen Wehrpflicht 
sprechen können, ob der Grundsatz der Gleichheit 
vor dem Gesetz nicht durch diese Art der Durch-
führung des Gesetzes im Kern verletzt ist. 

Meine Damen und Herren, nun zu den politischen 
Bemerkungen, die in dieser Debatte bereits ge-
macht worden sind. Wir bleiben dabei: Die Wehr-
pflicht im geteilten Deutschland ist schädlich. Sie 
verschärft die Spaltung unseres Landes. Denken 
Sie allein schon an die sicher nicht allzu welt-
bewegende, aber doch in ihren Folgen verhängnis-
volle Frage der Wehrüberwachung, und die Ge- 
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wissenskonflikte, die in unserem Volke gerade um 
diese Frage entbrannt sind, sind Ihnen ja genauso 
gut bekannt wie uns. 

(Abg. Rasner: Aber einem Berufsheer 
stimmen Sie zu!) 

Der Kollege Majonica hat in der ersten Lesung 
des Gesetzes das Argument gebraucht, die Folgen, 
von denen wir gesprochen hätten, seien doch sicht-
bar gar nicht eingetreten. Ich kann dazu nur sagen: 
das Wehrpflichtgesetz ist ja auch noch nicht durch-
geführt. Darüber werden wir uns unterhalten, 
wenn dieses Gesetz nach Ihrem Wunsch einmal 
Wirklichkeit werden sollte. 

Unabhängig von der Schädlichkeit der Wehr-
pflicht ist in der Situation, in der wir leben, die 
Wehrpflicht aber auch allen Ernstes überflüssig. 
Trotz oder gerade wegen der Beschwörungen des 
Kollegen Lenz fühle ich mich zu dieser Bemerkung 
verpflichtet. Wir können hier nicht das Unmögliche 
planen, nämlich eine militärische Auseinander-
setzung mit der Sowjetunion, falls die Sowjetunion 
entschlossen wäre, mit dem ganzen Gewicht ihrer 
Armeen eine gezielte Aggression gegen die Bun-
desrepublik zu verüben. Einer solchen Auseinander-
setzung wären wir nicht gewachsen, mit keiner 
Form der Bundeswehr, ob Wehrpflicht oder nicht. 
Die Abschreckung dagegen liegt nur 

(Zurufe von der Mitte: In der NATO!) 

in dem weltpolitischen Risiko, das es für die So-
wjetunion bedeuten muß, ein solches Land anzu-
greifen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Die Form, die Sie gewählt haben, schützt das halbe 
Deutschland; die Form, die wir wählen wollen, soll 
das ganze Deutschland schützen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Berendsen: 
Beide! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU.) 

Das ist der Unterschied. 

(Fortgesetzte Zurufe von den Regierungs

-

parteien.) 

— Meine Damen und Herren, fragen Sie den Kol-
legen Kiesinger! Er hat selbst einmal gesagt, daß 
für ihn die NATO kein Dogma sei, und ich be-
glückwünsche ihn dazu. 

(Zuruf von der Mitte: Für uns alle nicht!) 

— Dann hufen Sie doch bei diesen Reden nicht 
immer wieder zurück und machen Sie jetzt nicht 
wieder aus der NATO eine neue Weltanschauung, 
nachdem wir Gott sei Dank über diesen Punkt end-
lich hinweggekommen waren! 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
SPD: Begreifen die nie!) 

Eine lösbare Aufgabe wäre es, ein Gegengewicht 
gegen die sogenannte Volksarmee drüben zu schaf-
fen, von deren Wert Sie ja wahrscheinlich auch 
nicht gerade sehr hochgespannte Vorstellungen 
haben. Dazu genügen Freiwillige, gutgegliedert 
und beweglich. 

(Abg. Rasner: Und dem stimmen Sie zu?) 
Der Sowjetblock — um auf dieses Problem zu 

kommen — ist nach den Vorgängen — und gerade 
Ungarn ist ein Beweis dafür — doch in Wahrheit 
auch kein Block mehr. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Die Sowjetunion hat selber alle Hände voll zu tun, 
um die unter ihren Einfluß gezwungenen Staaten 
mit Brachialgewalt unter sowjetischer Herrschaft 
zu halten. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Die Rechnung, die Sie uns früher hier aufgemacht 
haben, daß wir also hier ein Gegengewicht schaf-
fen müßten, um alle Divisionen der sowjetischen 
Satellitenstaaten auszubalancieren, stimmt doch gar 
nicht! 

(Zuruf von der Mitte: Haben S i e doch 
gesagt! — Weitere Zurufe von der Mitte.) 

Die Sowjetunion braucht eine genauso große An-
zahl von Divisionen, um auf ihre eigenen Satelliten 
aufzupassen, wie die Satelliten selber Divisionen 
haben mögen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Das ist keine Verstärkung, sondern ein Abzug an 
sowjetischer Kraft. Sehen Sie, das ist das Neue, das 
Sie dann aber auch in Ihre Argumentation mit ein-
fügen müßten. Die Divisionen in jenem anderen 
Bereich können Sie doch nicht ausgerechnet in der 
gegenwärtigen Situation als zuverlässige Stützen 
der sowjetischen Herrschaft einrechnen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Erler (SPD): Ja, bitte! 

Lotze (CDU/CSU): Meint der Herr Kollege Erler 
nicht, daß unter diesen Umständen, die er soeben 
dargestellt hat, 500 000 Mann Bundesheer doch eine 
Macht gegenüber Sowjetrußland sind? 

Erler (SPD): Ich will Ihnen ganz offen sagen: ich 
spreche von den Satellitenstaaten und nicht von der 
Sowjetunion selbst. Wie stark die Rote Armee ist 
und wie stark die Bundeswehr ist, das wissen Sie 
selbst. 

(Zuruf von der SPD: Das weiß er nicht!) 

Aber offenbar ist gegen das alte deutsche Übel der 
Selbstüberschätzung immer noch kein Kraut ge-
wachsen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Zurufe 
von der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ein 
paar Worte zu den tragischen Ereignissen in Un-
garn sagen. Der Freiheitskampf des ungarischen 
Volkes hat die Gemüter in unserem Volke auf das 
allertiefste aufgewühlt. Es gibt niemanden in die-
sem Saale, der das nicht weiß. Es gibt niemanden, 
der nicht erschüttert ist von der Tragödie, die sich 
dort abgespielt hat. Aber wir sollten in der Argu-
mentation, die wir hier für die Aufstellung der 
Bundeswehr anwenden, sehr vorsichtig sein. Ich 
glaube, es darf nicht etwa der Klang entstehen, daß 
die Bundeswehr unter Umständen auch das Ziel 
haben könne, in einem solchen Konflikt zu inter-
venieren. 

(Zurufe von den Regierungsparteien.) 

Wo wären wir hingekommen?! Ich habe mich ge-
freut, als gestern in der Pressekonferenz der Herr 
Bundestagspräsident in dieser Frage ganz eindeutig 
den gleichen Standpunkt bezogen hat. Aber auch 
die Wehrverfassung — ob Wehrpflicht oder nicht 
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— sollten Sie im Zusammenhang mit Ungarn aus 
der Debatte herauslassen. 

(Sehr wahr! bei der SPD. — Abg. Frau 
Dr. h. c. Weber [Aachen] : Das geht aber 

nicht!) 
Ich will es Ihnen sagen, warum: weil die Ungarn 
nämlich die allgemeine Wehrpflicht hatten, und 
das hat ihnen auch nicht geholfen. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen und Zu

-

rufe bei den Regierungsparteien. — Zuruf 
von der CDU/CSU: Was ist das für ein 

Argument!) 
Das Entscheidende an der ungarischen Situation — 
und das ist das Tragische für unser Volk, dessen 
eine Hälfte genauso unter der sowjetischen Gewalt-
herrschaft schmachtet wie das ungarische Volk — 
ist die Anwesenheit der sowjetischen Truppen ge-
wesen. Hauptaufgabe der deutschen Politik unter 
diesen Umständen ist es, die politischen Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, daß in dem heute 
noch unter kommunistischer Herrschaft lebenden 
Teil Deutschlands das Instrument der sowjetischen 
Herrschaft, nämlich die Rote Armee, verschwindet. 
Das ist die Aufgabe, auf die es ankommt. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rasner: Und 
daß sie nicht hierher kommt!) 

Nur so ist wirklich Sicherheit für das deutsche Volk 
zu schaffen. Sie wissen genau, daß diese Aufgabe 
nicht lösbar ist mit der Vorstellung, der auch der 
Herr Verteidigungsminister immer noch anzuhän-
gen scheint, daß dieses Ziel erreichbar sei, indem 
man von der Sowjetunion zu erlangen hofft, daß 
sie die Sowjetzone preisgibt, um sie zum militäri-
schen Operationsfeld des Atlantikpaktes werden zu 

Jassen. 
(Na, na! in der Mitte.) 

Sie wissen genau, daß das die Forderung nach der 
Wiedervereinigung Deutschlands mit einer unerfüll-
baren Bedingung verkoppeln heißt, daß das also 
ein Schlag gegen die deutsche Einheit ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Daher unser Ringen um ein wirksames und nicht 
scheinbares System der kollektiven Sicherheit, zu 
dem das wiedervereinigte Deutschland selbstver-
ständlich seinen eigenen Beitrag — auch mit mili-
tärischen Mitteln — leisten müßte, einen Beitrag 
zum Schutze seines eigenen Landes, zum Schutze 
der wiedervereinigten Heimat. 

Herr Minister Strauß hat in der ersten Lesung 
von der atlantisch -europäischen Verteidigungs-
gemeinschaft gesprochen, und Herr von Manteuffel 
hat sich heute noch einmal mit warmen Worten zu 
diesem Thema geäußert. Meine Damen und Herren, 
ist nicht die Sicherheit der Partner dieser Gemein-
schaft durch einige der Partner stärker geschwächt 
worden, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

als die Einführung der Wehrpflicht in der Bundes-
republik überhaupt ausgleichen könnte? 

(Erneute Zustimmung bei der SPD.) 
Das gilt nicht für die Vereinigten Staaten, aber das 
gilt für die  englisch-französische Aktion am Suez-
kanal, die uns alle hart an den Rand des Krieges 
herangebracht hat, die die Kräfte, auf die Sie alle 
einmal für die gemeinsame Verteidigung der west-
lichen Freiheit gezählt hatten, in Abenteuern ver-
zettelt hat, deren Unkosten auch wir hätten be-
zahlen müssen, 

(Sehr gut! bei der  SPD)  

die Gefahren geschaffen hat, neue Gefahren statt 
Sicherheit. Wir sind noch einmal davongekommen, 
auch in dieser Frage, jawohl; es gibt nicht nur 
Ungarn, es gibt auch Ägypten. 

In dieser Situation haben manche Leute gut 
spotten über die Vereinten Nationen. Ich beklage 
zutiefst, daß die Vereinten Nationen nicht imstande 
gewesen sind, in wirksamer Weise dem ungarischen 
Volk in seinem Kampf beizustehen. Aber auch hier 
muß es heißen: Unsere Forderung ist die Stärkung 
der Vereinten Nationen; denn eine Probe haben 
sie bestanden. Sie haben n ämlich erreicht, daß aus 
Ägypten nicht ein neuer Weltbrand geworden ist, 
und das sollten wir nicht vergessen. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Auf der Konferenz der Interparlannentarischen 
Union in Bangkok haben auch unsere Kollegen von 
der Christlich -Demokratischen Union einer Reso-
lution in der Ahrüstungsfrage zugestimmt, in der 
außer anderen Punkten folgendes gefordert wurde: 
Pine wesentliche Herabsetzung der klassischen 
Streitkräfte und Rüstungen aller Staaten als erste 
wichtige Etappe zu einer Gesamtlösung des Ab-
rüstungsproblems. 

(Zuruf von der Mitte: Aller!) 

— Natürlich. aller. —Ein sehr wrichtiger Gedanken-
gang. Wir haben uns — ich habe selbst dazu ge-
sprochen — dazu bekannt. daß Abrüstung auf Ge-
genseitigkeit beruhen muß. daß sie international 
kontrolliert werden muß. Aber wenn man auch im 
eigenen Land vor Entscheidungen steht. sollte man 
hei ieder Maßnahme. die man selber trifft, prüfen, 
ob sie nicht in Widerspruch zu dem Ziel gerät, das 
man selbst mit unterschrieben hat. Aufgabe unse-
rer Politik sollte es sein, auch bei der Herstellung 
des durch die Verträge nun einmal stipulierten 
Sicherheitsinstrumentes für die Bundesrepublik 
sich so zu verhalten, daß ein Abrüstungsabkommen 
erleichtert und nicht erschwert wird. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Dazu gehören zwei Dinge: eines, was der Herr Ver-
teidigungsminister immerhin teilweise bereits in 
Angriff genommen hat, eine Berichtigung der Zah-
lenplanungen, und zweitens, daß wir zunächst ein-
mal. um den Fortgang dieser Dinge, von denen 
das Schicksal der Menschheit abhängen kann, zu 
erleichtern, in dieser Situation von der Einführung 
der allgemeinen Wehrpflicht in Deutschland Ab-
stand nehmen. 

Meine Damen und Herren, der Kollege Merten 
hat sich vorhin zu den Verschlechterungen. die die 
Regierungsvorlage im Ausschuß noch erlitten hat, 
geäußert. Ich möchte hier in Erinnerung rufen, 
was der Herr Verteidigungsministerzum 
Thema der Wehrühungen hei Mannschaften. Unter-
offizieren und Offizieren in der ersten Lesung ge-
tagt hat. Die Regierungsvorlage enthielt Übungs-
zeiten von 6 Monaten bei Mannschaften und Unter-
offizieren und 12 Monaten bei Offizieren. Dazu 
sagte der Herr Minister wörtlich: 

Diese Zeiten . . . sind gleichzeitig die Höchst-
grenze dessen, was vom Staate dem einzelnen 
zugemutet werden soll. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Das ist noch keine vier Wochen her; so vergäng

-

lich sind Ministerworte! Heute steht das plötzlich 
ganz Landers  in der Vorlage, und der Minister hat 
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das andere im Ausschuß und auch hier vertreten. 
Entgegen dieser sehr klaren Erklärung sieht die 
Ausschußvorlage Wehrübungen für Mannschaften 
von 9 und für die weißen Jahrgänge sogar von 15 
Monaten vor statt 6 und bei den Offizieren 18 statt 
12 Monate. Mir ist unerfindlich, wozu man für die 
weißen Jahrgänge überhaupt den verkürzten 
Grundwehrdienst vorgesehen hat, der eine gewisse 
Erleichterung sein soll, wenn man ihnen die Zeit, 
um die der Grunddienst kürzer ist, unverkürzt zu-
sätzlich aufbrummt, so daß sie praktisch doch den 
vollen Wehrdienst abzuleisten haben. 

Es war interessant, zu erfahren, wie nach den 
neuen Plänen das Verhältnis von Wehrpflichtigen 
zu Berufssoldaten und längerdienenden Freiwilli-
gen aussehen soll. Ich will hier nur zwei Waffen-
gattungen herausgreifen — sie täuschen etwas das 
Gesamtbild 

(Abg. Berendsen: 45 zu 55!) 

— ja, etwa 55 zu 45 —, wobei der überwiegende 
Teil Berufssoldaten und längerdienende Freiwil-
lige sind. Bei der Luftwaffe machen die Wehr-
pflichtigen nur 10 % aus, bei der Marine nur 5 %. 
Nun frage ich mich allen Ernstes: Was tun Wehr-
pflichtige z. B. bei der Marine? Was tun 5 % Leute 
auf einem großen Schiff im Verhältnis zu den 
anderen 95 %, die eine längere Ausbildung hinter 
sich haben? Sind das die Deckputzer? Wozu soll 
dann ein solcher in dieser offensichtlich im Ver-
hältnis zu der qualifizierten Tätigkeit anderer 
untergeordneten Funktion dienender Mann, wenn 
er das Pech hat, ein Angehöriger eines weißen 
Jahrgangs zu sein, 15 Monate diese Tätigkeit aus-
üben? Das ist mir schlechthin unerfindlich. 

Vizepräsident Dr. Becker: Gestatten Sie, Herr 
Kollege, eine Zwischenfrage? 

Eder (SPD): Ja, gern. 

Berendsen (CDU/CSU): Herr Kollege, in Ihrer 
Abwesenheit ist die Frage, die Sie soeben gestellt 
haben, im Ausschuß sehr eingehend besprochen 
worden. 

Erler (SPD): Ich habe die Protokolle gelesen; da-
her habe ich es! 

Berendsen (CDU/CSU): Dann haben Sie wahr-
scheinlich überlesen, daß es sich hier darum han-
delt, Angehörige der Handelsmarine, die im 
Kriegsfall oder im Verteidigungsfall besondere 
Aufgaben bekommen, nicht wie Rekruten auszu-
bilden, sondern für ihre Aufgabe im Verteidi-
gungsfall heranzubilden, also nicht zum Deckput-
zen, sondern für wirklich sehr wichtige Aufgaben. 

Erler (SPD): Das war zwar keine Frage, sondern 
ein Diskussionsbeitrag. Aber da wir noch keine 
große Zivilluftfahrt haben, selbst wenn es stimmen 
dürfte, daß es eine zivile Marine gibt, scheint es 
mir für die 10 % bei der Luftwaffe noch genauso 
zweifelhaft zu sein; also überzeugt haben Sie mich 
nicht. 

(Zuruf von der Mitte: Die haben 
Bodenpersonal!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Herr Kollege, gestat-
ten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Erler (SPD): Bitte, gern. 

Rasner (CDU/CSU): Herr Kollege Erler, habe ich 
Sie richtig verstanden — nach der Gesamtheit des-
sen, was Sie gesagt haben, und vor diesem speziel-
len Hintergrund —, daß Sie zwar gegen die Wehr-
pflicht, aber durchaus für die sofortige Aufstellung 
einer starken Berufsarmee sind? 

Erler (SPD) : Ich werde Ihnen die Antwort dar-
auf nicht schuldig bleiben. Ich habe das nämlich 
noch auf meinem Programm. 

(Abg. Rasner: Aha!) 
Seien Sie unbesorgt! — Ihre Zündung kam etwas 
spät. Ich war inzwischen bei den militärischen De-
tails. Ich will das erst zu Ende bringen. 

(Abg. Rasner: Sie haben zweimal gepaßt!) 

Ich will zunächst einer Legendenbildung ent-
gegentreten, die sich in diesem Hause, in der Presse 
draußen und auch im Kommunalwahlkampf breit-
gemacht hat. Um weiteren künftigen Legenden 
ähnlicher Art vorzubeugen, möchte ich Ihnen noch 
einmal in Erinnerung rufen, was sich in diesem 
Hause eigentlich abgespielt hat. 

Es ist verschiedentlich behauptet worden, die 
Grundgesetzergänzungen dieses Jahres hätten die 
Voraussetzungen für die Wehrpflicht oder gar für 
die Bundeswehr geschaffen. Da muß ich Ihr Ge-
dächtnis etwas stärken: Am 26. März 1954 gab es 
eine Grundgesetzänderung, die dem Bund die Zu-
ständigkeit für die Verteidigung verlieh, ein-
schließlich der Wehrpflicht für Männer vom voll-
endeten 18. Lebensjahr an und des Schutzes der 
Zivilbevölkerung. Diese Grundgesetzänderung ist 
gegen die Sozialdemokraten beschlossen worden, 
und zwar von der damals noch einmütigen Mehr-
heit der damaligen Koalitionsparteien, also Freie 
Demokraten und BHE auch noch eingeschlossen. 
Diese Grundgesetzänderung ist die Grundlage für 
die Einführung der Wehrpflicht. Daran kann gar 
kein Zweifel bestehen. Mit dem Aufbau der Bun-
deswehr haben Sie lange vor den Grundgesetz-
änderungen vom 19. März 1956 begonnen. Sie 
haben in den damaligen Diskussionen immer ge-
sagt, daß Sie entschlossen seien, die Bundeswehr 
mit der Wehrpflicht auch ohne weitere Grundge-
setzergänzungen aufzubauen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das läßt sich alles aus den Protokollen des Bundes-
tages beweisen. 

Jene Grundgesetzergänzungen, die jetzt plötzlich 
für eine Legendenbildung herhalten müssen, sind 
in Zusammenarbeit großer Teile dieses Hauses ge-
gen den Widerstand des Herrn Bundeskanzlers er-
kämpft worden. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Vielleicht denken Sie einmal an manche heißbe-
wegte Fraktionssitzung in Ihren eigenen Reihen 
zurück. — Es handelt sich dabei um Sicherungen 
der staatsbürgerlichen Freiheiten der Staatsbürger 
in Uniform und derer, die keine Uniform tragen, es 
handelt sich um die Rechte des Parlaments. Herr 
Minister Strauß hat ja einen dieser neuen Artikel 
mit seinen weittragenden Konsequenzen über die 
Mitbestimmungsrechte des Parlaments, den Art. 
87 a, selber hier angeführt. Jawohl, auf den sind 
wir stolz! Es handelt sich um das Verhältnis des 
demokratischen Staates zu seiner bewaffneten 
Macht und um das Interesse der Bevölkerung und 
der Soldaten daran, daß die militärische Gewalt 
nicht mißbraucht wird. Das ist das Thema der 
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Grundgesetzergänzungen vom 19. März 1956, nicht 
die Einführung der Bundeswehr überhaupt oder 
die Einführung der Wehrpflicht. Die beiden letzte-
ren Dinge sind von Ihnen am 26. März 1954 gegen 
uns beschlossen worden. Sie sind doch sonst so mu-
tig, warum versuchen Sie plötzlich, die Verantwor-
tung für die Politik der Pariser Verträge, die Ver-
antwortung für die Aufrüstung im zweigeteilten 
Deutschland und für die Einführung der Wehr-
pflicht auf die Opposition abzuschieben? 

(Widerspruch bei den Regierungsparteien. 
— Abg. Frau Dr. Dr. h. c. Weber [Aachen] : 

Wir denken nicht daran!) 

Das müssen Sie alleine tragen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir hoffen, daß der Souverän — um den Schwei-
zer Ausdruck zu gebrauchen —, das wahlberech-
tigte Volk, im Jahre 1957 Gelegenheit nehmen 
wird, manche Fehlentscheidungen dieses Hauses zu 
korrigieren. 

(Abg. Rasner: Wie 1953!) 

Ich darf Ihnen hier im Gegensatz zu Herrn Fried-
rich Stampfer — den ich im übrigen sehr schätze 
und verehre — ganz eindeutig erklären in Über-
einstimmung mit einem einstimmigen Beschluß des 
Parteitages der Sozialdemokratischen Partei — und 
nach unserer Tradition sind das Beschlüsse, an die 
wir uns zu halten pflegen —, daß wir uns, wenn 
wir von der Wählerschaft stark genug gemacht 
werden, dafür einsetzen werden, daß die Wehr-
pflicht wieder abgeschafft wird. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Herr Rasner, ich habe ja noch nicht die Hoffnung, 
daß Sie dann vielleicht mit uns stimmen werden — 
vielleicht kommt auch das noch —, aber auf alle 
Fälle darf ich Ihnen sagen, daß wir bei denen sein 
werden, die sich für die Abschaffung der Wehr-
pflicht einsetzen. Von der Wählerschaft wird es ab-
hängen, wie stark unsere Bundesgenossenschaft bei 
dieser Entscheidung sein wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, das geht auch, ohne 
vertragsbrüchig zu werden. 

(Abg. Rasner: Und die Armee?) 

Jetzt komme ich zu der Frage, die Sie vorhin 
gestellt haben. Die Pariser Verträge, die von einem 
frei gewählten Parlament gegen unseren erbitter-
ten Widerstand ratifiziert worden sind, sind gelten-
des Recht. Wir bedauern das, aber sie sind da. Und 
eine sozialdemokratische Regierung wird — auch 
nach alten Traditionen — nie ihre Hand dazu her-
geben, daß Verträge nach Hitlerseher Manier zer-
rissen werden. 

(Abg. Rasner: Sehr gut!) 

Dann bekommen wir nämlich künftig überhaupt 
keinen Vertrag, nicht einmal einen mit der Sowjet-
union über die Wiedervereinigung, weil man sagt: 
Wenn sie heute einen Vertrag mit denen zerreißen, 
zerreißen sie morgen auch einen Vertrag mit uns. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Aber, meine Damen und Herren, die Verträge, die 
auch nach Ihrer Meinung nicht sakrosankt sind, 
können im Einvernehmen mit den Vertragspart-
nern, wenn sich eine deutsche Regierung findet, 

die den Mut hat, diese Fragen mit den Vertrags-
partnern einmal offen durchzudiskutieren, auch ge-
ändert werden. Wir werden uns dafür einsetzen, 
daß mit Zustimmung der Vertragspartner einige 
Teile dieser Verträge verändert werden. Das Wich-
tigste ist die Diskussion mit unseren Vertragspart-
nern über den militärischen Status für das wieder-
vereinigte Deutschland, das — das ist heute, glaube 
ich, Allgemeingut — nicht zustande kommen kann, 
wenn man vorsieht, daß es Bestandteil des Atlan-
tikpaktes sein soll. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage? 

Erler (SPD): Einen Augenblick! Ich komme gleich 
darauf zurück. Lassen Sie mich das noch zu Ende 
sagen! 

Zum Zweiten: eine Änderung jener Bestimmun-
gen, die durch eine ganz bestimmte Form der mili-
tärischen Integration bei unseren Vertragspartnern 
geradezu ein Interesse an der Verhinderung der 
Wiedervereinigung Deutschlands schaffen, weil ein 
Interesse daran geschaffen wird, die in die Atlan-
tikorganisation hineingewobenen deutschen Ver

-

bände auch um der Wiedervereinigung willen nicht 
wieder herauszulassen. 

(Widerspruch in der Mitte.) 

Deshalb müssen wir mit unseren Vertragspartnern 
diese Frage freundschaftlich erörtern; denn sonst 
treibt man das Spiel der Russen, daß eines Tages 
die Wiedervereinigung nur durch das Ende des 
Atlantikpaktes erreicht werden kann. Wir wollen 
gar nicht, daß der Atlantikpakt durch ein späteres 
Hinauslösen der Deutschen völlig aktionsunfähig 
wird, weil er aus tausend Wunden blutet. Des-
wegen soll man beizeiten diese Frage des deutschen 
Status und auch der militärischen Integration der 
Deutschen mit den Bundesgenossen erörtern. 

Nun stehe ich zu der Frage gern bereit. 

Rasner (CDU/ CSU):Ich habe Sie also richtig ver-
standen, Herr Kollege Erler, 

(Zurufe von der SPD) 

daß Sie bis zum Abschluß eines neuen Sicherheits-
vertrags Mitgliedschaft in der NATO und Beibe-
haltung einer starken Berufsarmee bejahen? 

Erler (SPD): Bis zur Änderung der Verträge in 
Übereinstimmung mit den Vertragspartnern zer-
reißt eine sozialdemokratische Regierung keinen 
Vertrag. Ich bedaure, daß Ihnen das bisher offen-
bar noch nicht bekannt gewesen ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Zweitens. Wir stark die Armee ist, die zur Er-
füllung der nach den Verträgen erforderlichen Ver-
pflichtungen von der Bundesrepublik unterhalten 
werden muß, bis wir zu einem umfassenden Sicher-
heitsabkommen kommen, das zu entscheiden wird 
Sache des neuen Deutschen Bundestags sein. 

Aber ich bin sehr erstaunt, wirklich erstaunt, 
daß diese Selbstverständlichkeiten Ihnen gesagt 
werden müssen. Es zeigt, wie wenig Ihnen bisher 
bekannt war, daß die Sozialdemokratische Partei 
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 als demokratische Partei völkerrechtliche Ver-
pflichtungen respektiert. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Mellies: Das 
ist laut genug gesagt worden! — Er strahlt 
wie ein kleines Kind, das was zu Weih

-

nachten gekriegt hat! — Weitere Zurufe 
links und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, weitere Punkte der 
Verträge! Ich wurde vorhin daran erinnert, als Sie 
hier — — Sie lächeln alle so freundlich! Ich weiß, 
daß Sie die Absicht haben, 

(anhaltende Heiterkeit in der Mitte) 

Ihren Wählern zu verkünden: Die Sozialdemokra-
ten werden die Bundeswehr so lange nicht abschaf-
fen, wie sie nicht mit den Vertragspartnern die 
Revision der Verträge erledigt haben. Ich bin sehr 
froh, daß Sie dieses Stück Aufklärungsarbeit künf-
tig übernehmen. Sagen Sie aber bitte auch gleich-
zeitig hinzu: Die Sozialdemokraten werden dafür 
wenigstens die Wehrpflicht abschaffen, wenn sie 
stark genug werden. Dann bin ich zufrieden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, hier wurde vorhin 
von dem Bereitschaftsdienst gesprochen. Auch das 
zeigt, welcher Punkt noch revidiert werden muß. 
Nämlich auch die Fragen des Notstandes müssen 
mit unseren Vertragspartnern noch einmal disku-
tiert werden. Denn bis zur Stunde gilt noch alliier-
tes Notstandsrecht, solange wir nicht selber diese 
Materie in die eigenen Hände nehmen. Auch die 
Fragen der Gerichtsbarkeit, etwa für die anderen 
Truppen in unserem Lande, müssen diskutiert wer-
den, -- alles Punkte, die Ihnen zeigen sollen, daß 
es uns mit der Revision der Verträge genau auf der 
Linie unserer Argumentation im Kampf gegen die 
Verträge völlig ernst ist. 

Lassen Sie mich zum Abschluß folgendes sagen: 
Man kann die Politik des Gegners für falsch halten 
— das ist Ihr gutes Recht; dieses Recht nehmen wir 
uns auch heraus —, aber man muß eine wirkliche 
Politik bekämpfen, nicht das, was man fälschlicher-
weise für die Politik des Gegners ausgibt. 

Die Bundesregierung ist mit ihrer Politik in eine 
Sackgasse geraten. Sie hat uns der Einheit nicht 
nähergebracht. Sie hat den Bundesgenossen zu 
große Versprechungen gemacht und mit ihrem 
Offenbarungseid dort das Vertrauen spürbar er-
schüttert. Die Militärallianzen hüben wie drüben 
sind in eine schwere Krise hineingeraten, wie die 
Vorgänge im Sowjetblock beweisen, aber auch 
andererseits das, was durch die Eigenmächtigkeiten 
des französischen und des englischen Partners der 
Atlantikorganisation an Belastungsproben aufge-
bürdet worden ist. 

Es ist offensichtlich — der Herr Bundestags-
präsident hat uns das gestern noch als das Ergebnis 
seiner Reise aus den Vereinigten Staaten mitge-
bracht —, daß infolgedessen ein Umdenken auch 
und gerade gegenüber diesen Problemen erforder-
lich ist. Für dieses Umdenken müssen wir Raum 
und Zeit gewinnen. Die Chancen dazu sollten wir 
uns nicht durch voreilige Beschlüsse verbauen. Des-
halb sollten wir jetzt nicht mit diesem Gesetz den 
Schlußstein in das Gebäude der Wehrpflicht ein-
fügen, und deshalb werden meine Freunde dieses 
Gesetz ablehnen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Verteidigung. 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf auf 
einige Argumente des Kollegen Erler eingehen. 
Ich möchte meiner Stellungnahme eine grundsätz-
liche Bemerkung vorausschicken. Da wir auf bei-
den Seiten nicht in Klischees reden wollen, Herr 
Kollege Erler, ist es für beide Seiten in diesem 
Hause zweckmäßig, Gewicht, Vorteile und Nach-
teile der einzelnen Argumente, gleichgültig von 
wem sie gebraucht worden sind, sorgfältig gegen-
einander abzuwägen. 

(Abg. Dr. Reichstein: Schön wär's!) 

Sind Sie sich aber ,darüber im klaren, daß Ernst-
haftigkeit und Gewicht Ihrer Argumente im ein-
zelnen zwangsläufig immer darunter leiden müs-
sen, daß Sie im Grundsätzlichen zu allem nein 
sagen? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der SPD: Da geht es schon wieder los 
mit der Sachlichkeit! — Heiterkeit links. 

—Weitere Zurufe von der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, ich glaube, bei Ihnen 
geht es mit dem Mitdenken doch schwieriger, als 
ich dachte. 

(Beifall in  der Mitte.) 

Wenn ich hier von der Ernsthaftigkeit der Argu-
mente und von ihrer Würdigung im militärischen 
Bereich sprach, bezog sich selbstverständlich meine 
Feststellung, daß das  Gewicht Ihrer Argumente 
zwangsläufig leiden muß, auf die Tatsache, daß 
Sie die Institution der Bundeswehr, als eines Frei-
willigen- oder eines Berufsheeres, von vornherein 
abgelehnt haben und ihre Schaffung haben ver-
hindern wollen. Daran ist doch kein Zweifel. Nach-
dem Sie die Institution als solche haben verhin-
dern wollen, wird Ihnen zwangsläufig doch immer 
unterstellt, daß Ihre Argumentation im einzelnen 
noch dem gleichen Ziele dient. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Erler meldet sich zu einer Frage.) 

— Darf ich den Satz vielleicht noch zu Ende 
sprechen. — Das meinte ich vorhin, als ich sagte, 
daß es sehr schwer ist, mit einer Opposition, die 
im Grundsatz die Bundeswehr in ihrer Existenz 
und in ihrem Aufbau negiert, über die technische 
Richtigkeit oder Unrichtigkeit der Einzelheiten zu 
diskutieren. 

Eder (SPD): Herr Minister, haben Sie schon ein-
mal etwas davon gehört, daß es Menschen geben 
soll, die sich sogar um die Erziehung und Aufzucht 
von ursprünglich unerwünschten Kindern küm-
mern? 

(Lachen in der Mitte.) 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Wenn 
Sie bereit sind, die Alimente zu zahlen, bin ich 
dafür. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Aber Sie wollen ja auch die Alimente dafür nicht 
bezahlen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regie

-

rungsparteien. — Abg. Wehner: Sie las

-

sen den Steuerzahler die Alimente bezah

-

len, Herr Strauß!) 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 

komme zu einem zweiten Argument des Kollegen 
Erler. Mir schien diese grundsätzliche Feststellung 
notwendig zu sein. Sie haben im letzten Teil Ihrer 
Ausführungen davon gesprochen, daß die Wehr-
pflicht im Falle einer absoluten Majorität der SPD 
auf alle Fälle wieder abgeschafft werden würde, 
daß Sie aber die Bundeswehr — so sagten Sie nach 
der Frage des Kollegen Rasner — im Sinne einer 
starken, aus Freiwilligen oder Berufssoldaten be-
stehenden Armee so lange fortsetzen würden, bis 
eine Revision des NATO-Paktes erreicht sei. Etwas 
vorher haben Sie erklärt, daß die Bundesrepublik, 
da ja nach Ihrer Auffassung das Ziel der Revision 
des NATO-Paktes die Wiedervereinigung sein 
sollte, auch unter einer SPD-Regierung bereit sein 
müßte, einen militärischen Beitrag zur kollektiven 
Sicherheit zu leisten. 

(Abg. Mellies: Ist das so etwas furchtbar 
Neues? Das haben wir jahrelang gesagt!) 

— Dann seien Sie froh, daß ich das jetzt endlich 
verstanden habe! 

Ich darf zur Wehrpflicht und zur Verwendung 
von Berufssoldaten und längerdienenden Freiwil-
ligen einige Bemerkungen machen. Es gibt kein 
Landesverteidigungssystem, gleichgültig für wen, 
ob für die Bundesrepublik, ob für ein wiederver-
einigtes Deutschland, gleichgültig ob in Form der 
bewaffneten Neutralität oder in Form der Mit-
gliedschaft in einem Allianzsystem, in dem auf die 
Verteidigungspflicht des Bürgers in dem betreffen-
den Staat, wenn auch in differenzierten Funktio-
nen, verzichtet werden kann. Der Verzicht auf die 
Verteidigungspflicht des Bürgers bedeutet unab-
hängig von den innenpolitischen Argumenten, die 
man dafür oder dagegen aussprechen kann, nichts 
anderes, als daß eine mobile Legion aufgestellt 
wird, die man vielleicht als UNO-Polizei irgendwo 
verwenden kann. Der Verzicht auf die Verteidi-
gungspflicht des Bürgers — ich sage es ohne jede 
moralisierende Wertung nach der einen oder ande-
ren Seite hin — bedeutet praktisch, daß ein Lan-
desverteidigungssystem nicht aufgebaut werden 
kann. 

Was wir allgemeine Wehrpflicht nennen, ist ja 
ein Ausschnitt aus der Bundesverteidigungspflicht 
des Bürgers, ein limitierter Ausschnitt, dessen 
Durchführung gegenüber den Vorstellungen, die 
sich seit 1813 eingebürgert haben, durchaus korri-
giert werden muß. Ich glaube, darüber kann man 
im einzelnen sehr wohl sprechen und zu sehr ver-
nünftigen Lösungen kommen. 

Es gibt ein zweites Argument dafür. Sie können 
es verwenden, wenn ich es hier gebrauche. Ich 
unterstelle das, genauso wie Sie uns unterstellen, 
daß wir im Wahlkampf das gegen Sie verwenden, 
was Sie sagen. Aber wir sollten bei diesem Thema 
in der Diskussion nicht an die günstigste Themen-
position und Themengewinnung für den Wahl-
kampf des nächsten Jahres denken. 

(Abg. Mellies: Es wäre gut, wenn das von 
Ihrer Seite immer bedacht worden wäre!) 

— Aber ich muß es hier jedenfalls so tun, Kollege 
Mellies. 

Sie haben aus den vorhin genannten Zahlen für 
Heer, Luftwaffe und Marine entnommen, daß der 
Prozentsatz der Berufssoldaten plus länger dienen-
den Freiwilligen lange Zeit und auch nach unserer 

Endplanung größer sein wird als der der Wehr-
pflichtigen im Rahmen der mobilen Einheiten. 
Ganz anders sähe es bei der bodenständigen Ver-
teidigung aus, und ganz anders sieht es bei der 
Heimatluftverteidigung aus, wo nur kleine Kader 
von Längerdienenden oder Berufssoldaten über die 
ganze Zeit hinweg unterhalten werden müssen, 
während für den Bereitschaftsfall die Auffüllung 
erst mit dem verteidigungspflichtigen Bürger erfol-
gen würde, der .bei der Kompliziertheit und 
Schwierigkeit der Apparate allerdings rechtzeitig 
darauf vorbereitet werden muß. Aber selbst wenn 
wir uns auf Ihren Grundsatz der Aufstellung einer 
in ihrer menschlichen, sozialen und individuellen 
Zusammensetzung erwünschten Bundeswehr in 
Form von Freiwilligen beschränkten, müßte die 
Bundesverteidigungspflicht jedes Bürgers dahinter 
stehen, damit sich die richtigen Freiwilligen mel-
den, Kollege Erler. 

(Zuruf von der SPD: Melden Sie sich mal!) 

— Ach, das ist ein dummes Argument „Melden Sie 
sich mal!" Ich mache eine Reserveübung. Entschul-
digen Sie, mit solchen Argumenten wie dem „Mel-
den Sie sich mal!" sollte man hier nicht operieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich bemühe mich wirklich, mich mit den Argu-
menten auseinanderzusetzen. 

Ich komme zu dem dritten Problem bei der Kon-
stituierung der Wehrpflicht. Ich würde lieber 
„Bundesverteidigungspflicht" sagen, wenn das eine 
Basis wäre, auf der wir zu einer gemeinsamen ver-
nünftigen Konzeption kommen könnten. Auch bei 
dem von Ihnen begrüßten, im kollektiven Sinn sich 
auswirkenden Sicherheitssystem mit  einem auto-
matischen gegenseitigen Sicherheitsmechanismus, 
über dessen Auslösung und über dessen Konstruk-
tion man ebenfalls noch reden kann, weil noch 
viele unbestimmte Dinge drin sind, müßte die 
Durchführung der Verteidigungspflicht des Bürgers 
den anderen mit der Wehr- und Verteidigungs-
pflicht belasteten Partnern, die sich ihrerseits für 
uns seit Jahren schwere personelle und finanzielle 
Opfer auferlegen, die Gewißheit geben, daß wir 
nicht um des leichteren Weges oder um einer fal-
schen Popularität willen auf die Verteidigungs-
pflicht verzichten und uns darauf beschränken, den 
bequemen Weg der Freiwilligenwerbung zu gehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Diese drei Argumente — Landesverteidigungs-
system, die Notwendigkeit, die richtige Auswahl der 
Freiwilligen zu treffen, und das Erfordernis, ein aus-
gewogenes System der Rechte und Pflichten inner-
halb eines Bündnissystems zu finden — sind die 
Gründe, warum ich auch als zweiter Verteidi-
gungsminister der Bundesregierung an dem Grund-
satz der Bundesverteidigungspflicht mit einem 
Ausschnitt Wehrpflicht für die mobilen Divisionen 
festhalten muß, wenngleich für eine lange Aufbau-
periode die lebenslänglich dienenden Berufssol-
daten und die länger dienenden Freiwilligen schon 
rein zahlenmäßig und auf Grund ihres technischen 
Könnens das Schwergewicht in diesem Teil der 
Bundeswehr ausmachen werden und ausmachen 
müssen. 

Ich glaube ebenfalls — Sie haben mit dieser 
Kritik nicht unrecht —, daß die Verkürzung des 
Grundwehrdienstes von 18 auf 12 Monate vielleicht 
in einer Art Kurzschlußreaktion auf die Bekannt-
gabe des schriftlich ja nicht vorliegenden Radford- 
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planes zu suchen ist; die übrigen Teile des Dienst-
zeitgesetzes sind ja unverändert gelassen. Ich 
möchte sagen, daß diese Verkürzung des Grund-
wehrdienstes naturgemäß Ansätze zu berechtigter 
Kritik bietet. Ich hatte hier das zu vertreten, was 
am 8. November als Regierungsentwurf vorlag. Ich 
habe dabei allerdings angekündigt, daß die Einzel-
heiten, die sich aus diesem Dienstzeitgesetz er-
geben, im Ausschuß beraten werden müssen, da 
man das in dieser Breite bei der  ersten Lesung 
nicht tun kann. Die Einzelheiten haben dann zu 
einem Ergebnis geführt, das Sie, wie wir erwartet 
haben, ablehnen; aber immerhin haben Sie sich an 
der Diskussion und der Erarbeitung dieser Einzel-
heiten beteiligt. 
Wenn Sie sagen, Herr Kollege Erler, daß die 

Voraussetzungen für den Aufbau der Freiwilligen

-

kader fehlen, dann denken wir nicht so sehr an 
Freiwilligenkader als an fertige Einheiten. Die 
Aufstellung der Kader für eine heute noch nicht 
übersehbare Endplanung der Bundeswehr ist nicht 
der richtige Weg, um Schritt für Schritt voranzu-
gehen. Wenn Sie aber das Fehlen der Voraus-
setzungen bemängeln, dann darf ich allerdings 
auch feststellen, daß Sie und Ihre Fraktion vieles 
dazu beigetragen haben, die Voraussetzungen zu 
verhindern oder sie erst möglichst spät in Erschei-
nung treten zu lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Mellies: Sie haben doch die Mehrheit 

hier!) 

— Ich wollte Ihnen gerade dieses Wort aus dem 
Munde nehmen. Sie haben von Ihrem Standpunkt 
aus natürlich die Möglichkeit, zu sagen, daß wir 
die Mehrheit hätten und von ihrem Recht Ge-
brauch hätten machen können. Dann wäre aber 
von Ihrer Seite sofort das Argument gekommen, 
daß die  Minderheit vergewaltigt würde und daß 
auch die Minderheit in diesem Hause Rechte habe. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Abg. Erler meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Bitte 
sehr! 

Eder (SPD): Sind Sie nicht der Meinung, daß 
dann die Mehrheit wenigstens die richtige Reihen-
folge hätte wählen können, statt das Pferd am 
Schwanz aufzuzäumen? 

Vizepräsident Dr. Becker: Darf ich einen Augen-
blick unterbrechen. Meine Damen und Herren, 
Zwischenfragen sind sehr schön, aber es müssen 
effektive Fragen sein und keine rhetorischen. Hier 
hat sich etwas eingebürgert. Rhetorische Fragen 
sind keine echten Fragen. 

(Zuruf von der SPD: Das steht nicht in 
der Geschäftsordnung!) 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Herr 
Kollege Erler, da ich die Reihenfolge selber nicht 
genau weiß, vermag ich das nicht zu entscheiden. 
Sie würden es aber sicher als Eingriff der Exe-
kutive in die Legislative betrachten, wenn aus-
gerechnet der Bundesverteidigungsminister an den 

Entscheidungen des Ältestenrats seine Kritik aus-
lassen würde. 

(Zurufe von der Mitte und links.) 

— Ich vermute, daß der Ältestenrat die Reihen-
folge festgesetzt hat, soweit die Gesetze einge-
bracht waren. 

(Abg. Mellies: Es liegt daran, daß die Re

-

gierung die Gesetzentwürfe nicht zeitig 
genug vorgelegt hat!) 

Ich darf zu Ihrer Beruhigung sagen, daß von der 
Regierung alles, was noch an Gesetzen fehlt, bis 
Januar vorgelegt sein wird, so daß von dieser 
Seite dem Tatendrang zur Schaffung der Voraus-
setzungen dann keinerlei offizielle Hindernisse 
mehr entgegenstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Mel

-

lies: Wann wollen Sie denn Weihnachten 
feiern?!) 

— Es gab schon schlechtere Weihnachten, Kollege 
Mellies! 

Gerade die Opposition hat unabhängig von ihrer 
politischen Einstellung zur Existenz und zur Pro-
blematik der Bundeswehr immer betont, daß sie 
sich um die sozialen, wirtschaftlichen und indi-
viduellen Interessen der durch den Aufbau der 
Bundeswehr — sei es als Freiwillige, sei es als 
Wehrpflichtige — betroffenen Menschen kümmern 
wolle. Nachdem das Wehrpflichtgesetz verabschie-
det ist und ein feststehendes Faktum darstellt, 
dient doch dieses Gesetz ais ein ausgeklammerter 
Teil des Wehrpflichtgesetzes der aus einer Reihe 
von Gründen notwendigen Klärung, damit die 
Leute wissen, mit welchen Belastungen sie auf 
einmal und für die  Dauer ihres militärfähigen Le-
bens rechnen müssen. 

(Abg. Mellies: Also, Herr Minister, diese 
Begründung ist doch ein bißchen dünn!) 

Ich habe Sie nicht ganz verstanden, Herr Kol-
lege Erler, wenn Sie mit donnernden Worten ge-
gen die Wehrpflicht zu Felde gezogen sind und 
ihre Durchführung als eine ungeheuerliche poli-
tische Belastung — ich zitiere nicht wörtlich, aber 
dem Sinn nach — bezeichnet haben, aber im sel-
ben Atemzuge festgestellt haben, es seien eigent-
lich gar keine Wehrpflichtigen, sondern durch die 
Wehrpflicht mehr oder minder  durch freiwillige 
Meldungen gekommene junge Leute. Sie haben 
weiter gesagt, an diesen Wehrpflichtigen, die keine 
seien, an diesen „Modell -Wehrpflichtigen" von 
denen Sie gesprochen haben, ließen sich keine Er-
fahrungen gewinnen. Statt daß Sie für diese Form, 
die jedenfalls für einige Jahre unvermeidbar ist — 
wie es auf die Dauer sein wird, weiß heute bei 
dem technischen Umdenken kein Mensch —, also 
für diese Art Auswahlwehrpflicht Verständnis auf-
bringen, werfen Sie uns jetzt vor, mit diesen könn-
ten wir keine Erfahrungen gewinnen; wenn wir 
Erfahrungen gewinnen wollten — so sagen Sie —, 
müßten wir die Leute zwangsweise holen, aber zu-
nächst hätten wir ja nur solche zur Verfügung, die 
bereit seien, ihre Wehrpflicht im Vorwege abzu-
dienen. 

Ich verstehe nicht, warum Sie sich über die Be-
lastung der Wehrpflicht aufregen und sich gleich-
zeitig darüber ereifern, daß es eigentlich keine 
Wehrpflicht ist. 

(Abg. Erler: Wollen Sie nun Wehrpflicht 
oder keine Wehrpflicht?) 
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— Ja, Wehrpflicht als Bestandteil der Verteidi-
gungspflicht; ja, einwandfrei ja! 

(Zuruf von der SPD: Aber nur „freiwil

-

lige Wehrpflicht"!) 

— Ja, freiwillig im Sinne der Schichtung, von der 
ich vorher gesprochen habe. 

(Zuruf von der SPD.) 

— O nein! Die Zahlen werden erfüllt werden, Herr 
Kollege, genau mit den Leuten, deren militärischen 
Dienst wir für richtig und notwendig halten. — 
Aber  in demselben Sinne liegt es, Kollege Erler, 
wenn Sie diese Durchführung, oder sagen wir: nur 
teilweise Durchführung der Wehrpflicht im Sinne 
einer Auswahlwehrpflicht für den zusammenhän-
genden Grundwehrdienst — anders wird es aus-
sehen bei der bodenständigen Verteidigung, der 
Heimatluftverteidigung — unter Bezugnahme auf 
den Grundsatz der Gleichheit der Bürger vor dem 
Gesetz beanstanden. Denn damit würden Sie jetzt 
den Bogen schlagen wollen von der Wehrpflicht 
zum Einziehungszwang. Wir sprechen nur von der 
Bundesverteidigungspflicht, aber nicht von dem 
Zwang, jedermann unter den gleichen Lasten und 
mit den gleichen Voraussetzungen an dieser Bun-
desverteidigunqspflicht teilhaben zu lassen. 

Sie sagten, die Wehrpflicht sei schädlich für die 
Wiedervereinigung. Damit stellen Sie eine These 
auf, die durch häufige Wiederholung genauso

-

wenig richtiger wird wie die gegenteilige These. 
Das ist die Form der Klischees, in der wir uns 
leider schon seit Jahren oft bei außenpolitischen 
Unterhaltungen gegenseitig anzureden pflegen. Sie 
können die Richtigkeit Ihrer These nicht bewei-
sen; niemand kann mit mathematischer Genauig-
keit auf unserer Seite die Richtigkeit unserer 
These beweisen. 

(Abg. Wehner: Wenn Herr Lenz das hört! 
— Abg. Schmidt [Hamburg] : Sagen sie das 

Herrn Lenz!) 

Sie sagten weiter, die Wehrpflicht sei überflüs-
sig. Dazu habe ich Stellung genommen. Und dann 
haben Sie allerdings ein Argument gebraucht, das 
ich mit aller Entschiedenheit als sachlich unrich-
tig ablehnen muß. Sie sagten: „Diese Bundeswehr 
ist ja, auch wenn sie 500 000 Mann stark ist, wenn 
sie modern ausgerüstet ist, einem Angriff der  So-
wjetunion, einem Angriff der Roten Armee nicht 
gewachsen." Wir teilen genau diese Auffassung; 
aber wir ziehen daraus ,die Schlußfolgerung, daß 
wir deshalb Bündnispartner in einem internatio-
nalen System sein müssen, dessen zusammenge-
faßte Abwehrkraft der Kraft der Roten Armee 
überlegen wäre. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Wenn Sie mit Recht von dem weltpolitischen 
Abschreckungsrisiko — Sie haben das Wort nicht 
gebraucht — aber von der indirekten Verteidi-
gung gesprochen haben, nämlich von der Abschrek-
kungsverteidigung, deren erstes Ziel ist, den Krieg 
zu verhindern, nicht einen Krieg zu gewinnen, 
dann müssen Sie bei sachlicher Betrachtung des 
Problems auch davon überzeugt sein, daß die Ein-
fügung der Bundeswehr in die NATO eine zwin-
gende Notwendigkeit ist. Es ist ja nicht eine Inte-
gration im Sinne der Europäischen Verteidigungs-
gemeinschaft. Eine moderne Luftverteidigung läßt 
sich ja ohne eine solche Integration auf gewissen 
Gebieten überhaupt nicht durchführen. Lesen Sie 
die Rede Montgomerys nach, nachdem Sie ja  

sicherlich die Äußerung amerikanischer und eng-
lischer Generäle für kompetenter halten als die 
Äußerungen deutscher Politiker — Sie brauchen 
es nicht von mir abzunehmen —, lesen Sie Mont-
gomery nach, dann werden Sie feststellen, daß die-
ser Gedanke dort in den letzten zwei Jahren zu 
Ende gedacht worden ist. 
Wenn Sie aber von einer Abschreckung mit 

weltpolitischem Risiko gesprochen haben, dann ist 
doch die Bundeswehr nicht ein Instrument einer 
nationalen Militärpolitik, mit der man irgend-
welche abenteuerlichen Aktionen, Interventionen 
und damit Risiken schaffe, sondern nur eine Kom-
plettierung, und zwar eine leider unentbehrliche 
Komplettierung, im System der Abschreckung, da-
mit das eintritt, was Sie für notwendig halten. 

Sie sagten: „Die Bundeswehr schützt das halbe 
Deutschland." Also: „Ihre Bundeswehr, die Bun-
deswehr der Regierungsmehrheit, schützt das halbe 
Deutschland, und wir schützen das ganze Deutsch-
land." 

(Zuruf von der CDU/CSU: Womit?) 

Wollen Sie damit sagen, daß, 'wenn wir in der Bun-
desrepublik auf die Aufstellung der Bundeswehr 
verzichten würden — was ja Ihr ursprüngliches 
Ziel war, gleichgültig, in welcher Form —, damit 
das ganze Deutschland geschützt wäre? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 	 

Wenn Sie das unterstellen, -- — 

(Zuruf von der SPD.) 
— Ich habe hier doch wörtlich mitgeschrieben. 
Sie haben — Herr Kollege Erler, ich sage es 
doch wirklich nur in sachlicher Ruhe — die Ver-
schiedenheit der Konzeption so dargestellt: „Sie 
mit Ihrer Aufstellung der Bundeswehr schützen 
die Bundesrepublik, d. h. das halbe Deutschland; 
wir wollen das ganze Deutschland schützen." 

(Abg. Heiland: Das hört sich schon anders 
an!) 

— Lesen Sie das im Protokoll nach. „Wir schützen 
das ganze Deutschland, ihr schützt das halbe 
Deutschland." So habe ich es mir notiert. 

(Zurufe von der SPD.) 
— Aber lassen Sie mich doch den Gedankengang 
fortsetzen. Wenn man diesen Gedankengang in der 
etwas vereinfachten Gegenüberstellung hier fort-
setzt, dann würde das heißen: Wenn wir unsere 
Gedanken hätten durchführen können, wenn wir 
die politische Mehrheit gehabt und die Aufstellung 
der Bundeswehr damit hätten verhindern können, 
dann hätten wir damit einen Beitrag zum Schutz 
des ganzen Deutschlands geleistet. Darüber läßt sich 
reden, wenn man der Meinung ist, daß die  Bundes-
republik  Deutschland ein eigener politischer Ak-
tionen und eigener politischer — ich sage nicht: 
militärischer — Interventionen unfähiges Protek-
torat der Amerikaner und der Westmächte blei-
ben soll. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Denn sonst unterstellen Sie das, was Sie sicherlich 
nicht glauben, Kollege Erler, daß die Sowjetunion 
keine potentielle Gefahr darstelle. Das glauben Sie 
genausowenig, wie wir es glauben. 

Mit der Vorstellung: Wir schützen das ganze 
Deutschland, indem wir jetzt keine Bundeswehr 
aufstellen, sagen Sie doch nichts anderes, als daß 
wir — in dem Fall Opposition — an die Zuver- 
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Lässigkeit, wenn nicht der NATO, dann der ameri-
kanischen Sicherheitsgarantie glauben, d. h. Sie 
unterstellen damit die Bundesrepublik der ameri-
kanischen Sicherheitsgarantie in Form eines Atom-
protektorats, ein Begriff, der uns im Laufe der 
nächsten Jahre — darüber gibt es gar keinen 
Zweifel — noch viel zu schaffen machen wird. Da-
bei unterstellen Sie auch, daß Sie gewissermaßen 
ein unfehlbares und untrügliches Rezept für die 
zukünftige amerikanische Politik in Händen haben, 
deren verantwortliche Träger diese Sicherheits-
garantie in ihrem eigenen Interesse niemals auf-
heben können, und das glauben wir Ihnen aus der 
Verantwortung heraus einfach nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir halten es für einen wesentlich realistische-
ren Weg — in welcher Form, darüber mag man 
verschiedener Meinung sein —, in diesem System 
der Abschreckung, das ja ein komplexes militäri-
sches System darstellt, eine zwar bescheidene, aber 
so unentbehrliche Rolle zu spielen, daß die Ver-
längerung oder Aufhebung der Sicherheitsgaran-
tie nicht im diskretionären Ermessen einer Groß-
macht liegt, sondern mit einem gleichberechtigten 
Partner abgestimmt werden muß. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Das ist unsere Auffassung, die man immerhin ge-
nauso ernsthaft respektieren sollte, wie ich mich 
bemühe, Herr Kollege Erler, Ihre Argumente zu 
respektieren. 

Sie haben recht, wenn Sie sagen, daß der Sowjet-
block kein Block mehr ist. Er ist jedenfalls nicht 
mehr ein Block, der die alte strategische Rechnung 
rechtfertigt, eine strategische Rechnung, die darin 
bestand, daß man einfach sowjetische Divisionen 
und Satellitendivisionen addiert hat und, um ein 
Gegengewicht aufzustellen, Gegenforderungen er-
hoben hat. Es kommt ohne Zweifel heute zum tech-
nischen reappraisal das politische reappraisal hin-
zu. Eine strategische Konzeption, die nur auf die 
Wandlung der Technik aufgebaut wird, ist falsch. 
Sie muß durch die Berücksichtigung der Wandlun-
gen der politischen Faktoren ergänzt werden. Daß 
es aber so weit gekommen ist — wir wollen nicht 
von großen Verdiensten oder von Schuld in dem 
Fall reden —, liegt doch in erster Linie daran, daß 
der Westen noch rechtzeitig zu einem Sicherheits-
system gefunden hat, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

indem die Dynamik der sowjetischen Politik wie-
derum nach innen zurückgeschlagen hat, statt sich 
nach außen entladen zu können. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Lachen und Zurufe bei der SPD.) 

Man sollte über diese Dinge nicht so leichtfertig 
lachen, wie es hier zum Teil geschieht. Es sind ganz 
ernsthafte Überlegungen. Natürlich ist das irreal, 
wie der Gang der Politik verlaufen wäre, wenn 
vom Jahre 1949 oder 1950 an nach der Korea-
Aggression die Reaktion des Westens in Europa 
im Abzug der Amerikaner und in der Resignation 
der europäischen Westmächte bestanden hätte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Daß diese Resignation nicht eingetreten ist, geht 
nicht zuletzt auf die zum Teil erfüllte Hoffnung 
zurück, daß die Bundesrepublik in diesem System 
eine wesentliche Rolle spielen wird, und daß sie 

diese Rolle spielt, ist doch der seit 1949 konse-
quent vertretenen Politik, in erster Linie was die 
Bundesrepublik anbetrifft, zu verdanken. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Sie haben ohne Zweifel recht: Das Problem be-
steht für uns darin, zu überlegen, wie man es her-
beiführen kann, daß die Rote Armee aus der Zone 
verschwindet. Es ist billig, hier einfach Prophe-
zeiungen oder billige Rezepte dafür aufzustellen. 
Sicherlich ist es aber ein Argument von erheblicher 
Bedeutung, daß gerade jetzt die Sowjets bewiesen 
haben, daß sie, ohne von außen bedroht zu sein, 
nicht einen Quadratmillimeter ihres Herrschaftsbe-
reichs aufzugeben bereit sind, vielleicht nicht in 
erster Linie aus imperialistischen Gründen, son-
dern wegen der inneren Entwicklung in ihrem 
Lande, vielleicht weil eine solche Entwicklung auch 
an den Toren des Reiches der Sowjetunion unter 
Umständen nicht mehr haltgemacht hätte. Wenn 
aber die Dinge so liegen, dann ist es ohne Zweifel 
eine schwierige Probe geworden, von der Sowjet-
union zu erwarten, daß sie die Klammer der Roten 
Armee, die über die Satellitenstaaten hinweg bis 
zum letzten Mohikaner des Stalinismus, Herrn 
Ulbricht, reicht, zurückziehen soll, etwa durch ein 
Neutralitätsangebot eines noch lange nicht wieder-
vereinigten Deutschlands. Das ist doch das poli-
tische Problem! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir sind uns in dem Ziel — — 

(Abg. Blachstein: Haben Sie einmal etwas 
von Österreich gehört, Herr Minister?! — 
Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Gerade Österreich ist ein wesentliches Argu

-

ment für die Überlegung, die ich angestellt habe. 
Glauben Sie, daß die Amerikaner rein provokativ 
gehandelt haben, als sie vor wenigen Wochen, an 
die Adresse der Sowjets gerichtet, erklärt haben, 
sie würden eine Wiederbesetzung Österreichs als 
einen feindseligen Akt betrachten und mit ent-
sprechenden Maßnahmen darauf reagieren? Das 
ist doch von Eisenhower erklärt worden! 

(Abg. Merten: Die sind doch abgezogen!) 

— Die Rote Armee ist ja bei uns da! 

(Abg. Erler: Darf ich eine Frage stellen?) 

— Bitte sehr! 

Erler (SPD): Glauben Sie, daß die Rote Armee 
aus Österreich abgezogen wäre, wenn man gefor-
dert hätte, daß Österreich dann Mitglied des 
Atlantikpakts wird? 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Herr 
Kollege Erler, ich darf mit Ihren eigenen Worten 
antworten. Weil ich mir aber das für die Schluß

-

sätze aufgehoben habe, bitte ich, nicht auf einer 
unmittelbaren Antwort zu bestehen; denn Sie wer-
den nachher feststellen, daß wir darauf eine Ant-
wort zu geben wissen. 
Das Problem lautet doch: Wie bringen wir die 

Rote Armee zum Abzug aus der Sowjetzone? Ich 
möchte jetzt keine langen Betrachtungen darüber 
anstellen, daß die Dinge in Österreich und in der 
Sowjetzone seit den ersten Besetzungstagen ganz 
verschieden gelaufen sind, weil die Zielsetzungen 
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ganz verschieden lagen. Wäre die Rote Armee in 
der Sowjetzone heute reine Besetzungsarmee, wie 
sie es in Österreich gewesen ist, und hätte man die 
Sowjetzone nicht zum Satellitenstaat gemacht, wäre 
das Problem viel leichter zu lösen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Aber jetzt im Zusammenhang mit diesem Thema 
in die Vergangenheit zurückzugehen, hat keinen 
Zweck. 

(Zuruf von der SPD: Keine Antwort auf 
die Frage von Herrn Erler!) 

— Seien Sie doch unbesorgt und nicht so nervös! 
In Ihrer Antwort auf die Frage, die Kollege Rasner 
gestellt hat — Bundeswehr, Berufsarmee, Kündi-
gung der NATO-Verträge —, sprechen Sie ja nicht 
von einer Aufhebung der NATO-Verträge, aus dem 
guten und sehr begrüßenswerten und von Ihrer 
Partei in einer jahrzehntelangen Geschichte bei-
nahe geheiligten Grundsatz: pacta sunt servanda 
und aus den Erfahrungen mit dem dolosen Ver-
halten der Machthaber des Dritten Reiches und den 
schauerlichen Folgen, die daraus erwachsen sind. 
Lesen Sie den Eden-Plan! Lesen Sie die Deutsch-
landnote, die das Auswärtige Amt im Auftrage der 
Bundesregierung an die Adresse Moskaus gerichtet 
hat! Ist darin nicht angeboten, daß zwar nicht über 
die Existenz der Bundesrepublik in der NATO, aber 
über ihre Stellung und auch über die Möglichkeiten 
der Modifizierung dieser Stellung in der NATO ge-
sprochen wird? 

In einem haben Sie Unrecht. Sie legen den 
Deutschlandvertrag objektiv falsch aus. Ein wie-
dervereinigtes Deutschland hat das freie Recht der 
Selbstbestimmung. Es ist nicht durch die Automatik 
der Verträge an den Westblock gebunden. Das ist 
die Auslegung, wie ich sie hier im Bundestag ge-
hört habe und wie sie mehrfach wiederholt worden 
ist. Ich kann mir keine andere Version vorstellen. 

Eder (SPD): Eine Frage, Herr Minister. Ist Ihnen 
bekannt, daß in den Verträgen in Art. 7 von einem 
gemeinsamen Ziel, also einem politischen Ziel der 
vertragschließenden Parteien die Rede ist? Es han-
delt sich also nicht um die Automatik, sondern um 
das erklärte Ziel, daß das wiedervereinigte Deutsch-
land im Atlantikpakt sein soll. 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Nicht 
um recht zu haben: Wenn ich den Art. 7 Ziffer 3 
richtig in Erinnerung habe, dann haben darin, und 
zwar, glaube ich, gerade auf Wunsch der deutschen 
Verhandlungspartner, die Westmächte das für sie 
nicht leichte Bekenntnis ablegen, die nicht leichte 
Verpflichtung eingehen müssen, daß die Wieder-
vereinigung Deutschlands eo ipso ohne Bindung 
des wiedervereinigten Deutschlands an die Auto-
matik des Vertragssystems zu ihren politischen 
Zielen gehört. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Solange wir den Grundsatz „pacta sunt servanda" 
auf unserer Seite aufrechterhalten, unsere vertrag-
lichen Verpflichtungen erfüllen, geben wir auch 
keinem anderen Vertragspartner die Möglichkeit, 
sich aus vielleicht unangenehmen Implikationen 
des Vertrages einseitig zu lösen. Das ist der Sinn 
dieser Bündnispolitik. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Ich darf noch einen Irrtum korrigieren. Kollege  
Erler, Sie haben die Dienstzeiten — damit komme 
ich wieder zum Thema und zum Ausgangspunkt 
zurück — addiert und haben sie in einem Fall 
falsch addiert. Ich möchte das nur richtigstellen, 
obwohl es sicherlich nicht als großes Thema für Sie 
oder für mich brauchbar ist. Wenn vom verkürzten 
Grundwehrdienst gesprochen wird, sind damit nicht 
die „weißen Jahrgänge" gemeint, für die sich die 
Reservedienstzeiten noch einmal um sechs Monate 
erhöhen, sondern die voll wehrpflichtigen Jahr-
gänge, bei denen aber mangels technischer Mög-
lichkeiten oder auf Grund militärischer Besonder-
heiten der Grundwehrdienst zusammenhängend in 
sechs Monaten abgeleistet wird, während die übri-
gen sechs Monate dann der Zukunft der Wehr-
übungen überlassen bleiben. Diese Bestimmung ist 
doch notwendig nach dem von Ihnen zitierten 
Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz. Wir 
können nicht von ein und demselben Jahrgang, von 
ein und derselben Tauglichkeitsklasse wahlweise 
mit allen Unbestimmbarkeiten, die der Beein-
flussung unterliegen, von vornherein schon nach 
dem Gesetz den einen zu einem halben und den 
andern zu einem Jahr heranziehen. Das ist, glaube 
ich, eine objektiv unrichtige Auslegung. Es handelt 
sich in diesem Zusammenhang um die „schwarzen 
Jahrgänge", wenn ich so sagen darf, 

(Heiterkeit) 

nicht um die „weißen Jahrgänge". 

Ich habe heute einmal die Schweiz zitiert. In die-
sen Tagen hat die Schweizer Sozialdemokratische 
Partei betont, daß sie an die Initiative, die zu einer 
Verringerung der Schweizer Landesverteidigung 
führen sollte, nicht beteiligt war und daß ihr Par-
teisekretär selbst die Zurückziehung dieser Initia

-

tive betrieben hat. Sie hat in dem Zusammenhang 
an ihren Beschluß vom Jahre 1947 erinnert, der 
folgendermaßen heißt: 

Wir wollen den Frieden, die staatliche Selb-
ständigkeit, die politische Willensfreiheit. 

— Die politische Willensfreiheit! —

Dazu brauchen wir eine Landesverteidigung, 
die sich auch auf eine kriegstüchtige Armee 
stützen kann. Die Reform unserer Armee ist 
eines der Mittel, um die Abwehrkraft unseres 
Landes im Hinblick auf die Entwicklung der 
modernen Kriegstechnik zu verstärken. 

Leider nur die Sozialdemokratische Partei der 
Schweiz! 

(Heiterkeit.) 
Es wäre gut, wenn Sie, Kollege Erler, zu der 

Einsicht zurückkehrten, die Sie im November 1955 
gehabt haben, als Sie im Zusammenhang mit dem 
Problem der Wehrdienstverweigerung golden rich-
tige Worte sagten, 

(Zurufe von der SPD) 

— ja, golden richtige Worte, die ich abschließend 
zitieren darf. Das ist nicht der Herr Stampfer, der 
nicht in diesem Hause sitzt, sondern der Herr Erler, 
der ganz vorn in diesen Reihen sitzt. Es heißt bei 
ihm: 

Es wäre eine Illusion, die Wehrpflicht mit dem 
Mittel der Kriegsdienstverweigerung aushöhlen 
zu wollen. 

— Einverstanden! — 

Damit käme man automatisch zu einem reinen 
Freiwilligenheer, das wahrscheinlich innen- 
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und außenpolitisch größeren Bedenken begeg-
net als eine Streitkraft, die einen wirklichen 
Querschnitt durch alle Schichten der Nation 
gibt. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Wenn wir uns hinsichtlich der politischen Not-
wendigkeiten einig wären, dann könnten wir hin-
sichtlich der Grenzen der Durchführung, glaube 
ich, die Basis finden, die — das muß ich immer 
wieder betonen, und das muß jeder Verteidigungs-
minister betonen, auch der nächste, wenn er mit 
dem Buchstaben E anfangen sollte — 

(Heiterkeit) 

lautet: die Existenz der Bundeswehr und der Auf

-

bau der Bundeswehr müssen dem parteipolitischen 
Streit im engeren Sinne des Wortes entzogen sein. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Der Herr Abgeordnete 
Erler hat gebeten, ihm vorab das Wort zur Abgabe 
einer ganz kurzen Erklärung zu geben. 

Erler (SPD): Herr Minister! Sie haben absolut 
richtig zitiert. Ich möchte nur sagen: ich bin stolz 
darauf, daß die Grundgesetzänderungen, die wir 
dann mit einem Teil des Hauses gemeinsam errun-
gen haben, die Voraussetzungen dafür geschaffen 
haben, daß wir mit gutem Gewissen eine Armee 
von Freiwilligen in den demokratischen Staat 
wirksam einzufügen imstande sind. Der Artikel 
war aus der Zeit vorher. Ich danke Ihnen, daß Sie 
dazu beigetragen haben, daß eine Freiwilligen

-

armee keine Gefahr mehr ist. 

(Beifall bei der SPD. — Oh-Rufe von der 
Mitte. — Zuruf von der Mitte: Wir haben 

Sie schon besser gehört!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Mende. 

Dr. Mende (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Fraktion der Freien Demokrati-
schen Partei hat das Wehrpflichtgesetz in der 
Schlußabstimmung am 7. Juli dieses Jahres abge-
lehnt. 

Die Gründe hierfür waren verschiedene. Ein Teil 
bemängelte das Fehlen der materiellen Vorausset-
zungen für ein Wehrpflichtgesetz; es lagen weder 
das sehr wichtige Besoldungsgesetz noch das Ver-
sorgungsgesetz, noch das Organisationsgesetz, noch 
die Beschwerde- und Disziplinarordnung vor, Ge-
setze, die leider auch bis zum gegenwärtigen Zeit-
punkt noch nicht verabschiedet werden konnten. 

Vizepräsident Dr. Becker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Mende (FDP): Nein; erst am Schluß meiner 
Darstellung. 

Ein anderer Teil bemängelte insbesondere das 
Nichtvorliegen der psychologischen Voraussetzun-
gen für die Verabschiedung eines Wehrpflichtge-
setzes zu diesem Zeitpunkt. Wir erinnerten in unse-
ren Darlegungen an die auch heute noch nicht ab-
schließend gelöste Frage der Kriegsverurteilten. 
Immer noch stehen etwa 50 ehemalige Soldaten  

der deutschen Wehrmacht vor der bitteren Tat-
sache, das zwölfte Weihnachtsfest nach dem Zu-
sammenbruch in alliierten Gefängnissen verleben 
zu müssen. Wir dachten auch an die ideelle und ma-
terielle Wiedergutmachung am alten Soldatentum 
und zitierten damals die leider bis jetzt noch nicht 
vorliegenden Gesetze, insbesondere die 2. Novelle 
zu dem Gesetz nach Art. 131. 

Auch politische Bedenken waren ein Grund da-
für, daß kein Mitglied unserer Fraktion — Herr 
Kollege Jaeger, ich weiß, welche Frage Sie stellen 
wollten — in der Lage war, dem Wehrpflichtgesetz 
zuzustimmen, sondern daß ein Teil sich der Stimme 
enthielt und ein anderer Teil mit Nein stimmte; 
aber nicht ein einziger Abgeordneter hat am 7. Juli 
zu dem Wehrpflichtgesetz ja gesagt. Leider haben 
auch die politischen Bedenken die Mehrheit dieses 
Hauses nicht beeindrucken können. Die politischen 
Bedenken ergaben sich aus der Zweiteilung unse-
res Vaterlandes. Wir haben den Antrag gestellt, 
die etwa 200 000 jungen Deutschen aus der Sowjet-
zone, die hier in der Bundesrepublik wohnhaft sind, 
soweit sie noch Verwandte ersten Grades in Mit-
teldeutschland haben, von der Wehrpflicht freizu-
stellen. Wir wollten die freie Bewegung vor allem 
der jungen Menschen zwischen beiden Teilen 
Deutschlands nicht erschweren. Notwendigerweise 
bringt das Wehrpflichtgesetz durch die Wehrüber-
wachung und durch die Gefahr, dort festgehalten 
zu werden, um hier nicht dienstpflichtig zu sein, 
eine Erschwerung des freien Verkehrs. 

Schließlich haben wir auch bemängelt, daß zu all-
gemeiner  Überraschung die Dienstzeit, die ur-
sprünglich mit 18 Monaten angesetzt war, ausge-
klammert wurde. Wir haben zu dem bekannten § 5 
den Antrag gestellt, eine Dienstzeit von 12 Monaten 
als Grundwehrdienstzeit einzuführen. Dieser An-
trag ist sowohl in der zweiten wie auch in der drit-
ten Lesung abgelehnt worden. Meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU-Fraktion, was alles hät-
ten Sie sich ersparen können, wenn Sie damals am 
6. und 7. Juli bereit gewesen wären, unseren An-
trag anzunehmen! Sie hätten sich zwei Plenarsit-
zungen zur Behandlung dieses Dienstzeitgesetzes 
ersparen können, nämlich die erste Lesung dieses 
Gesetzes am 8. November und heute die zweite und 
dritte Lesung — wir gehen bereits in die fünfte 
Stunde unserer Debatte —, und Sie hätten sich 
etwa 12 Sitzungen im Ausschuß für Verteidigung 
erspart, wenn Sie damals unseren Antrag ange-
nommen hätten. Sie hätten es nicht nötig gehabt, 
durch ein besonderes Gesetz in drei Lesungen das 
nachzuholen, was wörtlich der Inhalt unseres An-
trages war. 

(Beifall bei der FDP.) 

Es rächt sich eben, wenn man deswegen nein sagt, 
weil ein solcher Antrag nun einmal aus anderen 
politischen Reihen kommt. 

Wir haben schon in der ersten Lesung unserer 
Genugtuung darüber Ausdruck gegeben, daß dieses 
Dienstzeitgesetz wörtlich die Vorstellungen unseres 
Antrages übernimmt. Daher stimmt unsere Frak-
tion mit gutem Gewissen diesem Gesetz, d. h. ihrem 
eigenen Antrag vom 6. und 7. Juli, zu. 

Lassen Sie mich aber auch auf einige Ergänzun-
gen eingehen, die wir schon bei der Wehrpflicht-
debatte gemacht haben und die wir auch bei der 
ersten Lesung dieses Dienstzeitgesetzes zu machen 
für nötig hielten. Der Herr Bundesverteidigungs-
minister hat selber in der Entgegnung auf die 
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Ausführungen des Kollegen Erler das bestätigt, 
was wir schon vor Monaten in diesem Hause 
dargelegt haben, nämlich daß die allgemeine 
Wehrpflicht alter Vorstellungen überholt ist. 
Der Verteidigungsminister sagte wörtlich, daß 
die allgemeine Wehrpflicht nur ein Ausschnitt 
aus der allgemeinen Verteidigungspflicht aller 
Bürger sei. Wir sind sehr angetan davon, 
daß offensichtlich nunmehr auch in der offi-
ziellen Planung der viel zu enge Begriff der all-
gemeinen Wehrpflicht so erweitert wird, wie es 
den modernen Vorstellungen entspricht. Denn die 
allgemeine Wehrpflicht ist schon deswegen nicht 
mehr zeitgemäß, weil heute in einem totalen Krieg 
Strategie nicht nur eine Angelegenheit der Solda-
ten und der militärtechnischen Dinge allein ist. Im 
totalen Krieg ist Strategie die Summe politischer, 
wirtschaftlicher, sozialer, propagandistischer und 
militärtechnischer Maßnahmen. 
Wie kann man auch von einer allgemeinen Wehr-

pflicht sprechen, wenn ganze Berufszweige ausge-
klammert werden? Niemandem wird es einfallen, 
einen einzigen Bergmann, der vor Ort unter Tage 
die für uns so wichtige Kohle fördert, etwa einzu-
ziehen. Niemandem in diesem Hause wird es ein-
fallen, auch aus anderen Schlüsselindustrien, viel-
leicht aus der eisenschaffenden Industrie, vielleicht 
aus der Bauindustrie, jene Kräfte einzuziehen, die 
für uns in ihrem zivilen Sektor in der Gesamtpla-
nung wesentlich wichtiger sind, als wenn wir sie 
lediglich mit der Waffe vertraut machten. 
In diesem Sinne haben wir die Erweiterung des 

früheren Wehrpflichtbegriffs auf eine allgemeine 
Verteidigungspflicht aller Bürger gefordert. Wir 
haben erklärt, daß die Verteidigungspflicht aller 
 Bürger das selbstverständliche Korrelat zu den 
Grundrechten einer rechtsstaatlichen Demokratie 
sein muß. In einer rechtsstaatlichen, demokrati-
schen Ordnung kann man nicht nur Grundrechte 
für sich in Anspruch nehmen. Man muß auch be-
reit sein, ein gewisses Maß von Grundpflichten auf 
sich zu nehmen, und eine dieser Pflichten ist die 
Übernahme soldatischen oder soldatenähnlichen 
Dienstes oder sonstiger Verpflichtungen im Rah-
men der allgemeinen Verteidigungsbereitschaft 
eines Volkes. 
Wir haben bei der ersten Lesung dieses Gesetzes 

und auch bei der Beratung des Wehrpflichtgesetzes 
erklärt — und tun es jetzt, nachdem unsere An-
sicht durch die letzten Erfahrungen in Ägypten und 
Ungarn bestätigt worden ist, erst recht —: bei 
einem möglichen bewaffneten Konflikt ist für uns 
der Arzt, der in den zonennahen Gebieten am 
Operationstisch ausharrt und weiteroperiert, ist die 
Krankenschwester, die ihm weiter assistiert, sind 
die Techniker in den Wasser- und Elektrizitätswer-
ken, die an Ort und Stelle bleiben und für die Ver-
sorgung weiter tätig sind, sind die Lastwagenfah-
rer, die die Großstädte weiter mit Grundnahrungs-
mitteln versorgen, sind die Menschen im Bahn- 
und Postwesen, die weiter den geordneten Betrieb 
aufrechterhalten, wesentlich wichtiger als die mo-
bile Truppe, die nicht Aktionen unternehmen kann, 
wenn es zu einer allgemeinen versorgungsmäßigen 
Katastrophe schon in den ersten Phasen kommt. In 
Budapest hat man in der ersten Phase nach Medi-
kamenten, nach Blutkonserven und Antibiotika ge-
rufen, nach Verbandstoffen, in der zweiten nach 
Grundnahrungsmitteln und erst in der dritten nach 
Waffen und Gerät. Der erste Leidtragende eines 
bewaffneten Konflikts ist nicht wie noch 1813 oder 
1870/71 der Soldat, sondern im Zeitalter der  

modernen Massenvernichtungswaffen ist der erste 
Leidtragende eines bewaffneten Konflikts die 
Zivilbevölkerung und ist das Wichtigste die Er-
haltung des gesamten Versorgungswesens, weil nur 
auf dieser Basis mobile Aktionen der Truppe über-
haupt möglich sind. 

Wir hoffen, daß die Erweiterung des Wehr-
pflichtbegriffs alter Art zu dem wesentlich moder-
neren Begriff der allgemeinen Verteidigungspflicht 
auch bei der kommenden Wehrgesetzgebung immer 
mehr in Erscheinung treten wird. Gerade der Ver-
teidigungsminister weiß am besten, wie viele Ge-
setze noch nötig sind, um  das  sicherzustellen, was 
ich eben als die Voraussetzung einer mobilen Ab-
wehraktion dargelegt habe. 

Wie sich im allgemeinen im Rahmen der Ent-
wicklung thermonuklearer und elektronischer Waf-
fen die modernen Armeen darstellen werden, ist 
hier schon — sogar mit Ziffern — dargelegt wor-
den. Der Schwerpunkt moderner militärischer Pla-
nung verlagert sich immer mehr von der früheren 
Vorstellung der Mobilmachungen und ,der levée en 
masse im Soldatenrock zu dem hochqualifizierten 
und beweglichen Heer der Berufssoldaten und län-
gerdienenden Freiwilligen. Man hat in modernen 
Kriegen gar keine Zeit, noch Mobilmachungsmaß-
nahmen durchzuführen, wie es früheren Vorstel-
lungen entspricht. Ebenso, wie wir heute nicht nur 
in den Großstädten, sondern auch in den Mittel- 
und Kleinstädten eine Berufsfeuerwehr nötig 
haben und uns nicht mehr auf die früheren frei-
willigen Feuerwehren allein verlassen können, so 
geht auch bei den Armeen der Zug der Zeit nach 
einer hochbeweglichen, hochqualifizierten Berufs-
armee. Sie wird dann jeweils das Schwert sein, 
während der Schild dargestellt wird durch das, was 
aus bodenständigen Heimatverteidigungskräften 
aufgebaut werden kann, die in den Einzugsräumen 
des möglichen Gegners sehr schnell im wahrsten 
Sinne des Wortes Haus und Hof schützen. 

In diesem Sinne halten wir nach wie vor an 
unserer Idealvorstellung fest: Eine hochbewegliche 
Armee von Berufssoldaten und längerdienenden 
Freiwilligen sollte das der NATO zur Verfügung 
stehende Schwert sein, während der Schild von 
einer Miliz gebildet werden sollte, für die man 
selbstverständlich eine Verpflichtung der Bürger 
braucht, eine kurzfristige Verpflichtung im Rah-
men eines allgemeinen Verteidigungsdienstes. Die-
ser Schild, bestehend sowohl aus Reservisten in 
Uniform wie aus Verteidigern in Zivil, soll die 
Funktionsfähigkeit der neuralgischen Punkte, der 
Wasser- und Elektrizitätswerke, der Straßen, des 
Post- und Fernmeldewesens u. a. sicherstellen. 
Denn die Bevölkerung darf sich in einer solchen 
Situation nicht panikartig auf die Straßen ergie-
ßen und alle Bewegungen lähmen, wie das im 
Jahre 1940 nicht zuletzt auch zum Todeskampf der 
französischen Verbände geführt hat. Herr Kollege 
Heye hat das durch einzelne Beispiele aus dem 
Mechanismus einer modernen Armee unterstrichen. 
Herr Kollege Erler und der Herr Bundesverteidi-
gungsminister haben außerdem einzelne Zahlen 
genannt. Ich kann mich hier auf die Feststellung 
des Gesetzentwurfs der Bundesregierung beschrän-
ken. Die Bundesregierung selbst kommt dieser 
These, die wir vertreten, dadurch näher, daß sie 
bei einem Limit von 500 000 Mann, das ebenfalls 
nur noch Theorie ist, den Anteil der Berufssolda-
ten und länger dienenden Freiwilligen von 230 000 
auf 300 000 Mann erhöht. Das heißt: sollten wir zu 
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500 000 Mann Höchststärke kommen, dann werden 
von fünf Soldaten immerhin drei Berufssoldaten 
und länger dienende Freiwillige sein. Bei der Ma-
rine und bei der Luftwaffe werden es von zehn 
neun sein, und beim Heer werden es von zehn 
sechs sein, also 90 % bei der Luftwaffe und Marine 
und 60 % beim Heer — ich nenne runde Zahlen — 
dürften dem Stand des Berufssoldaten und länger 
dienenden Freiwilligen angehören, weil weder in 
12, wie Herr Kollege Heye richtig sagte, noch in 
24 Monaten das technische Wissen vermittelt wer-
den kann, das nun einmal in einer hochmodernen 
Armee nötig ist. 

Nun ist hier davon gesprochen worden, daß am 
1. April des nächsten Jahres die ersten Einziehun-
gen erfolgen. Meine Damen und Herren, frei-
willige Wehrpflichtige, das ist an sich eine con-
tradictio in adjecto, das ist ein Widerspruch in 
sich. Seien wir doch ehrlich und erklären wir: die 
CDU/CSU hat  sich entschlossen, aus gewissen Er-
kentnissen innerpolitischer Art mit der Einziehung 
echter Wehrpflichtiger bis zu den Bundestagswah-
len zu warten und lediglich freiwillige Bewerber 
in der Zahl von 10 000 am 1. April 1957 in die 
Kasernen aufzufordern. Das ist dann nicht die 
Praktizierung des Wehrpflichtgesetzes, sondern das 
ist im Grunde genommen die Einberufung von län-
ger dienenden Freiwilligen; denn es ist anzuneh-
men, daß ein großer Teil gerade dieser 10 000 von 
der Vergünstigung des § 1 a Gebrauch machen 
wird, den auch wir sehr unterstreichen. Wir wis-
sen, daß Herr Kollege Jaeger, insbesondere aus 
seiner Kenntnis der österreichischen guten Erfah-
rung, diese freiwillige Verpflichtung für 18 Mo-
nate bejaht. Wir schließen uns völlig seinen Argu-
menten an. Viele der jungen Menschen werden aus 
 dem Reiz der Technik der modernen Waffen sich 
dazu entschließen, länger zu bleiben, zumal dann, 
wenn sie außerdem für ihren längeren Dienst auch 
eine Abfindung bekommen, was  ja in dem Solda-
tenversorgungsgesetz ebenfalls geplant ist. 

Ich darf mich auf diese allgemeinen Bemerkun-
gen zur dritten Lesung beschränken und erklären, 
daß die Fraktion der Freien Demokratischen Par-
tei diesem Dienstzeitgesetz zustimmt, wenn auch 
das Wehrpflichtgesetz gegen ihren Entschluß in 
diesem Haus leider viel zu früh, in einer nicht per-
fektionierten Form und bei Fehlen der entspre-
chenden materiellen und psychologischen Voraus-
setzungen beschlossen wurde. Wenn ein solches Ge-
setz beschlossen und im Gesetzblatt verkündet ist, 
dann gebietet es die demokratische Regel, dieses 
Gesetz zu respektieren und in der Ausführung das 
Beste daraus zu machen. Wir sind dazu bereit. 

Lassen Sie mich nunmehr auf einige Argumente 
eingehen, die der Herr Kollege Dr. Lenz hier in 
Ausweitung unserer militärpolitischen zu einer 
außenpolitischen Debatte gebracht hat. 

Doch zuvor noch, um der historischen Wahrheit 
willen, eine Bemerkung zu der Bindungsklausel. 
Der Herr Bundesverteidigungsminister hat mit 
Recht erklärt, daß ursprünglich im Deutschlandver-
trag eine Bindungsklausel war, d. h. das wieder-
vereinigte Deutschland sollte automatisch auch in 
der atlantischen Verteidigungsgemeinschaft Mit-
glied bleiben. Es ist den Vorstellungen insbeson-
dere der Freien Demokraten zu verdanken, daß 
diese Bindungsklausel fiel und daß das wiederver-
einigte Deutschland in seiner Entscheidung völlig 
frei ist und mit den Partnern dann in jene Ver-

handlungen eintreten muß, die sich aus der neuen 
Situation ergeben. Daß die Bindungsklausel fiel, 
ist nicht so sehr der Regierungspartei der CDU/ 
CSU zu verdanken, sondern in erster Linie den 
Freien Demokraten, die damals noch in der Regie-
rungskoalition vertreten waren. 

Es ist sehr wenig geschmackvoll, wenn man die 
Ereignisse in Ungarn und in Ägypten zu inner

-

politischem Tageskampf zu mißbrauchen versucht. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD.) 

Dazu sind sie viel zu tragisch, als daß die eine oder 
andere Partei in Deutschland sich anmaßen könnte, 
daraus ihren Wahlkampf bestreiten zu wollen. 

(Erneuter Beifall bei der FDP und bei 
Abgeordneten des GB/BHE.) 

Wir sind der Meinung, daß die Ereignisse — so, 
wie wir sie aus der Entfernung sehen — noch gar 
nicht, mit wenigen Ausnahmen, allgemeingültige 
Schlüsse zulassen. Noch gefährlicher ist es, wenn 
man alles Schwergewicht der Betrachtung nur auf 
das eine tragische Ereignis lenkt und geflissentlich 
versucht, aus irgendeiner falsch verstandenen 
Rücksichtnahme das andere Ereignis zu beschöni-
gen. Für uns Freie Demokraten sind Recht und 
Menschlichkeit unteilbar. Wir beklagen die Opfer 
des Blutterrors von Budapest ebenso wie die toten 
Menschen in Ismaïlija und in Port Said. 

(Beifall bei der FDP und beim GB/BHE.) 

Was hat sich aus den tragischen Ereignissen in 
Ungarn und Ägypten für die deutsche Politik er-
geben? Eines steht fest: der alte Heraklit hat wie-
der einmal recht behalten; es ist alles in Bewegung 
gekommen. Niemand kann behaupten, er habe es 
vorausgesehen, er habe recht behalten. Wir alle 
haben uns geirrt, als wir glaubten, die Ostblock-
staaten seien ein Block. Es hat sich vielmehr ge-
zeigt, daß weder Polen noch Ungarn — über die 
anderen kann ich mir noch kein Urteil erlauben — 
als echte Satelliten und Blockpartner des War-
schauer Paktes zu betrachten sind. Ja, es hat sich 
sogar das Phänomen ergeben, daß die Jugend, die 
zehn Jahre im Kommunismus erzogen wurde, ihre 
Erkenntnisse gegen den Kommunismus verwendet 
hat. Es hat sich gezeigt, daß die vormilitärische 
Ausbildung, die die jungen Ungarn und die jungen 
Posener erfahren haben, gerade gegen jene Pan-
zer der Sowjettruppen angewendet wurden, denen 
sie beistehen sollten im Kampf gegen den soge-
nannten westlichen Imperialismus und Kapitalis-
mus. Das ist wahrlich ein Phänomen! Der War-
schauer Pakt hat durch diese Entwicklung seine 
Grundlage verloren. Denn ich kann mir nicht den-
ken, daß die Sowjets ihrerseits auf die vormilitä-
rische Ausbildung der mitteldeutschen Jugend und 
auf die vormilitärische Ausbildung der Jugend in 
den heute noch von ihnen besetzten Staaten weiter-
hin Wert legen werden, wenn sie befürchten müs-
sen, daß ihnen eines Tages genau dasselbe gesche-
hen kann, was sie in Budapest seitens der Buda-
pester Jugend, der Studenten, der Arbeiter und 
später auch der Armee erleben mußten. 

Aber auch die NATO ist in Mitleidenschaft ge-
zogen worden, und niemand von uns darf so tun, 
als wenn die eigenwilligen Aktionen Englands und 
Frankreichs die NATO nicht in eine schwere Krise 
gebracht hätten. Ich empfehle Ihnen, doch einmal 
den Art. 1, den Art. 4, den Art. 5, den Art. 7 des 
NATO-Vertrags zu lesen, um festzustellen, wieweit 
diese eigenwillige Aktion Englands und Frank- 
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reichs einen Vertragsbruch darstellt, jene Aktion, 
die geschehen ist, ohne auch nur die Partner zu in-
formieren. Lesen Sie auch den Art. VII des Vertra-
ges der Westeuropäischen Union über  das  Konsulta-
tivrecht und die Konsultativpflicht, um zu erkennen, 
wie wenig auch das Konsultativrecht und die Kon-
sultativpflicht der Westeuropäischen Union uns und 
den anderen gegenüber beachtet wurden! Erinnern 
Sie sich doch der dramatischen Worte des britischen 
Oppositionsführers Gaitskell, der am 4. November 
erklärte: „Wir stehen heute in England als Aggres-
sor da! Wir haben alles verraten", so sagte Gaits-
kell, „wofür wir zehn Jahre eingetreten waren!" 
„Wir stehen heute als diejenigen da, die gegen den 
Beschluß der Vereinten Nationen Gewalt anwen-
den, die die Charta der Vereinten Nationen gebro-
chen haben!" Ja, er ging sogar so weit, zu erklären: 
daß die Engländer sich selbst durch ihre Aktion 
jene moralischen Waffen aus der Hand geschlagen 
haben, mit denen die ganze öffentliche Meinung 
gegen Budapest hätte auftreten können. 

Aber die öffentliche Meinung war gespalten. Es 
wurde von der Tragödie von Budapest leider auch 
abgelenkt durch die nicht minderen Tragödien, die 
sich in Ägypten abgespielt haben. Daher wird 
zwangsläufig aus der Erschütterung der NATO 
einerseits und aus dem Verlust der Basis des War-
schauer Paktes andererseits eine neue Bewegung 
in die Weltpolitik kommen. 

Für uns Freie Demokraten die wir die Verträge 
bejaht haben — wir stehen auch heute noch zu 
unserem Ja —, waren diese Verträge niemals der 
Weisheit letzter Schluß! Wir stellen diese Verträge 
in die jeweilige allgemeine weltpolitische Lage, 
auch in die strategische Situation hinein. Und, 

) meine Damen und Herren, wer leugnet es, daß seit 
1955 etwas eingetreten ist,  was  uns im Jahre 1954 
beim Abschluß der Verträge noch nicht sichtbar 
war! Es ist nämlich das atomare Gleichgewicht der 
beiden Weltblöcke eingetreten. Während der We-
sten, während die Amerikaner bis etwa Mitte 1955 
im Besitz der atomaren Überlegenheit waren, d. h. 
sie allein das Geheimnis der Herstellung und des 
Einsatzes der nuklearen Waffen, insbesondere der 
Atombombe, besaßen, sind die Sowjets ab 1955 auch 
im Besitz jener nuklearen und thermonuklearen 
Waffen, die nicht mehr mit Flugzeugen, sondern 
durch Transkontinentalraketen über Kontinente 
hinweg geschossen werden können. Das ist doch 
der Hintergrund der ersten Genfer Konferenz, auf 
der man ganz anders miteinander sprach. 

Wenn Sie mich fragen: Warum ist denn in der 
Gratwanderung zwischen Krieg und Frieden der 
dritte Weltkrieg gottlob noch einmal vermieden 
worden?, dann sage ich: Doch nur dadurch, daß der 
eine entscheidende Machtblock dieser Erde, W ashing-
ton, durch seine Botschafter in London und Pa-
ris intervenierte und erklärte: Wenn ihr nicht bal-
digst den Feuereinstellungsbefehl gebt, können wir 
euch bei einer Zuspitzung der Situation und bei 
einer Erfüllung der Bulganinschen Drohung unsere 
Hilfe nicht zuteil werden lassen. Darum doch die 
rasche Feuereinstellung! Herr Eden wollte noch 
36 Stunden Frist, Herr Mollet sagte: 12 Stunden. 
Man hat sich noch in der gleichen Nacht geeinigt, 
den Feuereinstellungsbefehl zu geben. 

Die andere Weltmacht dieser Erde, ebenfalls im 
Besitz jener elektronisch gesteuerten Wasserstoff-
oder Atomraketen, hat gedroht, gegen Malta, Gi-
braltar und vielleicht sogar gegen Südengland zu 
schießen. Diese Raketenwaffen wären ohne Rück-

sicht auf die Neutralität gewisser Länder auch 
über Kontinente geflogen. Ein Beweis mehr, daß 
Neutralität im 20. Jahrhundert rein technisch nicht 
mehr haltbar ist, sondern man die Bündnissysteme 
so in sich verzahnen muß, daß im Rahmen solcher 
Bündnissysteme der Weltfrieden erreicht werden 
kann. 

Auch wir bejahen darum jene Diskussionen, die 
gegenwärtig in den USA begonnen haben. Auch 
wir sind für eine Weiterentwicklung der beiden 
Paktsysteme. Wir glauben, daß eine Wiederver-
einigung nicht kommen kann, wenn sich an der 
Elbe und Werra die beiden Paktsysteme auf Nah-
kampfentfernung gegenüberliegen, sondern erst 
dann, wenn es gelingt, die beiden gegenwärtigen 
Paktsysteme, die ihre vorderen Linien mitten in 
Deutschland haben, weiterzuentwickeln zu einem 
europäischen kollektiven Sicherheitssystem, dessen 
Partner sowohl der eine Gigant Washington wie 
der andere Gigant Moskau sein müßten und das 
man durch Hereinnahme der osteuropäischen und 
der westeuropäischen Staaten und durch Einklam-
merung des wiedervereinigten Deutschlands so in-
einander verzahnen könnte, daß dann eine bessere 
Garantie des Weltfriedens gegeben wäre als gegen-
wärtig, vor allem dann, wenn man sich noch ent-
schließt, die Vereinten Nationen zu stärken. 

Wir Freien Demokraten befürworten, soweit es 
überhaupt in unserer Macht steht, die Aufstellung 
einer ständigen, einsatzbereiten Alarmtruppe der 
Vereinten Nationen, etwa in der Größe von 10 bis 
25 Divisionen, die an den neuralgischen Punkten 
dieser Erde, wo sich Konfliktstoff ansammelt, sta-
tioniert werden könnten. Was wäre gewesen, wenn 
nicht ein so dynamischer Mann wie Hammarskjöld 
sich rechtzeitig zwischen die Streitenden in Ägyp-
ten gestellt und damit die Infiltration sowjetischer 
und rotchinesischer Freiwilliger verhindert hätte! 
Was wäre geschehen, wenn die Vereinten Nationen 
gezögert hätten! 

Lassen Sie mich auch hier denen unseren Dank 
aussprechen, die durch ihre persönliche Initiative 
den Frieden zu wahren in der Lage waren. Es wa-
ren die Vereinten Nationen und es war nicht zu-
letzt die Politik der Vereinigten Staaten, die in der 
Krise dieser Welt mit einer Beständigkeit ohne-
gleichen alle diejenigen Lügen gestraft haben, die 
da erklärten, die Amerikaner seien Imperialisten 
und Kriegshetzer. Das ist jene bekannte Platte der 
sowjetzonalen kommunistischen Propaganda! Wenn 
jemals das Gegenteil bewiesen werden konnte, 
dann haben die Vereinigten Staaten mit ihrer 
festen und klaren Haltung, mit der sie sich streng 
an die Charta der Vereinten Nationen gehalten 
haben, dieses getan, ja, sie haben den Vereinten 
Nationen überhaupt erst den Rückhalt gegeben. 

Lassen Sie mich daher mit einer Warnung ab-
schließen! Der Wahlkampf hat schon begonnen! 
Jeder versucht recht zu behalten! Im Grunde ge-
nommen haben wir uns alle getäuscht und müssen 
alle von neuen Standpunkten aus eine neue Kon-
zeption erarbeiten. Wir sollten dabei so weit wie 
möglich zusammenrücken, auch im Wahljahr 1957. 
Als gefährlich — nicht in ihrer Wirkung nach 
innen; denn wir verstehen, was gemeint ist; aber 
als gefährlich in iher Wirkung nach außen, weil 
es mißverstanden wird — sehe ich es an, wenn man 
ständig mit dem Schlagwort „Politik der Stärke" 
operiert und so tut, als müßte am deutschen mili-
tärischen Wesen die NATO genesen. Die eine 
Frage, die von einem Kollegen der CDU gestellt 
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wurde, deutete doch sehr auf diese Begriffsverwir-
rung hin. Es wurde gefragt: Glauben Sie nicht, daß 
500 000 deutsche Soldaten den Sowjets gerade an-
gesichts der Satellitensituation einen Respekt ab-
nötigen könnten? Ich unterschätze wahrlich den 
deutschen Soldaten nicht; ich überschätze ihn schon 
lange nicht. Aber wer weiß, daß mit über 200 Divi-
sionen die Sowjetunion nicht besiegt werden 
konnte, der wird sich hüten, aus den 12 deutschen 
Divisionen etwa eine Politik der Stärke gegenüber 
der Sowjetunion ableiten zu wollen. Wir sollten 
daher weniger von der Politik der Stärke reden als 
vielmehr von einer Politik der Hilfsbereitschaft des 
deutschen Volkes nach Ägypten und nach Ungarn 
hin und einer Politik der Wiedervereinigung im 
Wege internationaler Verhandlungen. Wir haben 
immer dann großes Unglück gehabt, wenn wir mit 
besonders starken Worten in die Geschichte ein-
treten wollten, von des Kaisers schimmernder 
Wehr, die jeden zerschmettern wollte, bis zum 
totalen Krieg. Sie erinnern sich noch des hysteri-
schen Gebrülls im Berliner Sportpalast: „Wir wol-
len den totalen Krieg!" Beachten wir, daß ähnliche 
starke Formulierungen mißverstanden werden und 
daß die durchaus friedfertige Politik der Bundes-
republik draußen in der gegnerischen Propaganda 
ins Gegenteil verkehrt werden könnte. 

Angesichts dessen, was Herr Kollege Dr. Lenz 
hier zu der außenpolitischen Situation zu sagen für 
richtig hielt, war es unser Recht, dazu ebenfalls 
unsere Stellungnahme dem Hause darzulegen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Reichstein. 

Dr. Reichstein (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Ausführungen des Herrn 
Kollegen Lenz veranlassen mich, zunächst darauf 
hinzuweisen, daß meine Fraktion den NATO-Ver-
trägen zugestimmt hat und auch den Konsequenzen, 
die sich aus diesen Verträgen ergeben, einschließ-
lich der Wiederbewaffnung der Bundesrepublik. 
Man sollte, Herr Kollege Lenz, bei solchen Aus-
führungen auf die Details achten. Sie scheinen mir 
nicht richtig zu sein, besonders wenn man sie, wie 
ich annehme, als einer der Wahlkampfleiter der 
CDU für die nächsten Wahlen hier gemacht hat. 

(Sehr gut! beim GB/BHE und bei der SPD.) 
Wir empfinden es aus der Sache und wegen der 

Sache als eine sehr bittere Tragik, daß soviel Miß-
verständnis wie ein Bann über der Wehrgesetz-
gebung von Anfang an liegt, ein Bann und eine 
Tragik, von welchen auch die Bevölkerung, wie ich 
glaube, weit über ihr eigenes Denken hinaus be-
rührt wird, ein Bann und eine Tragik, in welchen 
sich auch die Soldaten der Bundeswehr nicht glück-
lich fühlen können. 

Es ist zu bedauern, daß besonders in wichtigen 
wehrpolitischen Fragen bei einer großen Mehrheit 
dieses Hauses eigentlich nur der Wechsel der An-
schauung beständig ist. Man möge nicht vergessen, 
daß man durch häufigen Wechsel der Argumente 
Zweifel an der Glaubwürdigkeit dieser Argumente 
geradezu herausfordert. Auch in der Wehrpolitik 
sollte man der Überzeugung sein, daß Wahrheit 
und Klarheit weder durch stramme Haltung noch 
durch Weltanschauung ersetzt werden können. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Viele unserer Argumente finden wir heute als 
Argumente der Bundesregierung oder anderer Par-
teien wieder. Wir empfinden darüber nicht einmal 
eine Befriedigung, denn wir sehen in diesem So-
spät-Kommen mit eine Ursache für die von mir 
eingangs erwähnte Tragik, die über der ganzen 
Wehrpolitik steht. Hätte man nach unserer An-
regung die Wehrgesetzgebung mit der notwendigen, 
aus sich heraus notwendigen Systematik betrieben, 
hätte man nicht nur eine Verminderung vieler 
Schwierigkeiten mit Sicherheit erreicht, man hätte 
auch berechtigte Kritik in ganz erheblichem Maße 
abgeschwächt. Heute, meine ich, war es doch hier 
im Hause zu spüren, daß, hätte man die grundsätz-
liche Debatte nicht im Juli, sondern heute geführt, 
wahrscheinlich eine ganz andere Möglichkeit eines 
Sich-Näherkommens sich gefunden hätte. 

Wir haben heute ein Gesetz zu beschließen, das 
die Dienstzeit der Wehrpflichtigen auf zwölf Mo-
nate beschränkt. Trotz aller schönen Worte, trotz 
aller Begründung und aller Argumente, die von 
derselben Seite immer da sind, können wir uns 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Problematik 
einer solchen Dienstzeitdauer immer noch besteht. 
Ich will gar nicht auf die auffallend enge Beziehung 
in der Dauer der Dienstzeit zum Lande Luxemburg 
hinweisen. Ich möchte der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß die Erfahrungen, die man mit diesem 
Gesetz im Laufe der Zeit machen wird, den Erwar-
tungen, die man an dieses Gesetz knüpft — daß 
der Ausgleich, wie man meint, durch längere und 
häufigere Übung erzielt wird —, entsprechen. 

Im Laufe der Debatte hat das Problem der Teil-
nahme der Bundesrepublik an den NATO-Verträgen 
bei fast allen Rednern eine mehr oder weniger 
große Rolle gespielt. Ich will hier keine Wieder-
holungen bringen. Wir haben bei der Beratung des 
Wehrpflichtgesetzes unsere Stellung zu diesem 
Problem in aller Deutlichkeit und unmißverständ-
lich zum Ausdruck gebracht, und wir haben die 
damalige Äußerung des Herrn Kollegen Kiesinger 
sehr begrüßt, daß — für ihn wie für uns — die 
NATO kein Dogma sei. Wir sind der Meinung — 
das möchte ich in aller Offenheit und Deutlich-
keit sagen —, daß, obwohl einige unserer Bündnis-
partner durch die Wahrnehmung nationaler oder 
vermeintlicher nationaler Interessen auf das gröb-
lichste gegen Geist und Wortlaut der Verträge ver-
stoßen haben, es unsere Pflicht ist, dieses System 
zu stärken, solange kein besseres, weil umfassen-
deres Sicherheitssystem an diese Stelle getreten 
ist. 

(Beifall beim GB/BHE.) 
Auch die Tragik Ungarns hat hier immer wieder 

eine Rolle gespielt. Erlauben Sie mir bitte, ein, wie 
ich meinen möchte, besinnliches und zum Nach-
denken anregendes Wort auch zu dieser Frage zu 
sagen. Fest steht wohl eines — bei allen Unklar-
heiten, die immer noch über dieses Ereignis aus-
gebreitet sind —: daß Ungarns Jugend in ihrem 
Opfergang dem Weltkommunismus einen tödlichen 
Schlag versetzt hat. Aber Sie haben vielleicht heute 
nachmittag bei dem Gang zum Bundeshaus auf den 
Anschlagsäulen sehr große Plakate gesehen mit 
einem Panzer, dem Wort „Ungarn" und einer Mah-
nung, zu beherzigen, was dort geschehen sei. Ich 
habe den Eindruck, daß die einem solchen Plakat 
zugrunde liegenden Gedanken sich immer wieder 
auch hier in die Beratung über politische Probleme 
in diesem Hause einschleichen. Das scheint mir 
nicht sehr gut zu sein. Ist nicht eine Gefahr ge- 
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geben, wenn man aus Haß und Abscheu über Ge-
waltanwendung, über das Verhalten der sowjeti-
schen Politik auch hier Politik machen will? Ent-
hält das nicht die Gefahr, daß man in der gegen-
teiligen Situation ein freundliches Lächeln über-
bewerten könnte, um auch daraus politische 
Folgerungen zu ziehen? 

Herr Kollege Kiesinger hatte die Befürchtung, es 
habe uns in Fulda ein Ostwind allzu arg um die 
Nase geweht. Nun, Herr Kollege Kiesinger, ich 
möchte hier feststellen: Wir haben eine feste Hal-
tung gegenüber der sowjetischen Auffassung von 
der Lebens- und Staatsform, gegenüber dem so-
wjetischen Imperialismus, und eine feste Haltung 
in unserer Einstellung in bezug auf die Abwehr 
dieser Gefahr. Ich meine, eine solche Haltung hat 
man, oder man hat sie nicht. 

(Sehr gut! beim GB/BHE.) 

Aber sie wird durch solche Ereignisse nicht so maß-
geblich beeinflußt, wie es bei vielen der Fall zu 
sein scheint. 

(Zustimmung beim GB/BHE.) 

Eine solche Grundhaltung, hoffe ich, haben wir ge-
meinsam mit allen Menschen, die die Freiheit lie-
ben, und eine solche Grundhaltung kann weder 
durch ein Lächeln noch durch brutale Gewalt-
anwendung im Kern berührt werden. Wir sind des-
halb auch der Meinung, daß sich die frei gebliebe-
nen Völker zum Schutze der freien Welt zusam-
menschließen müssen, aber nicht in einer Politik, 
die dem Gefühl nachgeht, auch in keiner Politik 
der Stärke, sondern in einer Politik der Sicherheit, 
die sich nur auf nüchterne Überlegung und Fest-
stellung der Tatsachen beziehen kann. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Ich glaube, daß dieses Haus auch in diesem Zu-
sammenhang ein Wort Talleyrands beherzigen 
sollte: „Entrüstung ist keine politische Haltung." 

Durch das vorliegende Gesetz wird, wenn es an-
genommen wird — woran ja nicht zu zweifeln 
ist —, das Gesetz über die allgemeine Wehrpflicht 
in vollem Umfange anwendbar. Bis zum prakti-
schen Wirksamwerden ist zweifellos noch aus-
reichend Zeit, viele der von uns in der zweiten und 
dritten Lesung genannten Gründe gegen unsere 
Zustimmung zu dem Gesetz auszuräumen, ist ins-
besondere, so nehmen wir an, hinreichend Zeit, auf 
dem Gebiete der sozialen Gesetzgebung, sowohl der 
die Bundeswehr direkt betreffenden als auch im 
allgemeinen, viele Schwierigkeiten, die noch be-
stehen, auszuräumen, besteht immer noch die Mög-
lichkeit, das unglücklicherweise noch ungelöste 
Problem der noch in Kriegsgefangenschaft befind-
lichen Väter der Söhne, die wir jetzt einziehen 
werden, zu lösen. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Durch die Anwendbarkeit dieses Gesetzes wer-
den wir — auch das sollte man sehr ernst berück-
sichtigen — für eine andere Mächtegruppe, der 
gegenüber wir bisher politische Gegner waren, nun 
politische und militärische Gegner. Ich meine, daß 
uns vor allem die Pflicht zum ausreichenden Schutz, 
insbesondere der Zivilbevölkerung, auferlegt. Un-
sere eigene Auffassung ist seit je gewesen, daß wir 
ein Bündnissystem und Soldaten nur zum Schutz 
unseres freien Lebens haben wollen. Die Äußerun-
gen des neuen NATO-Oberbefehlshabers über die 
vermutliche Anwendung gewisser Waffen im Falle  

eines Konflikts zeigen, wie notwendig es ist, sich  
auf einen Schutz der Zivilbevölkerung einzurichten. 
Hier — das ist ein offenes Geheimnis —, sind die 
bisher getroffenen Maßnahmen nicht nur völlig un-
zureichend, sondern überhaupt nicht zu verant-
worten. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Wenn wir diesem Gesetz in klarer Verfolgung der 
Einstellung, die wir zu diesen Fragen von Anfang 
an haben, zustimmen, dann tun wir das auch in 
der Hoffnung und Erwartung, daß auf dem von mir 
genannten Gebiet der Bemühungen, einen aus-
reichenden Schutz für die Zivilbevölkerung zu 
schaffen, die Bundesregierung und insbesondere 
auch der Verteidigungsminister eine glücklichere 
Hand haben werden, damit wir wenigstens in die-
ser Frage, die die gesamte Bevölkerung betrifft, 
frei bleiben von der Tragik, die über unserer Wehr-
gesetzgebung bisher noch liegt. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Wir sind damit am 
Schluß der Debatte, da weitere Wortmeldungen 
nicht vorliegen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich rufe auf das 
gesamte Gesetz einschließlich Einleitung und Über-
schrift. Zur Abstimmung in dritter Beratung bitte 
ich alle diejenigen, welche dem Gesetz in der Aus-
schußfassung zustimmen, sich zu erheben. — 
Dann  bitte ich um die Gegenprobe. — Danke. Ent-
haltungen? — Das erste war die Mehrheit; das Ge-
setz ist in dritter Lesung angenommen. 

Ich bitte damit einverstanden zu sein, daß wir 
Punkt 5 der Tagesordnung vorab beraten; es wird, 
wie ich schätze, nur zwei Minuten ciauern: 

Zweite Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Wirtschaftsstrafgesetzes 
1954 (Drucksache 1674); 

Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Wirtschaftspolitik (21. Ausschuß) (Druck-
sache 2891 Nr. 2). 
(Erste Beratung: 106. und 107. Sitzung.) 

Es handelt sich hier um einen Beschluß, der bei 
der Beratung der Änderung des Wirtschaftsstraf-
gesetzes hatte ausgesetzt werden müssen, weil 
nicht sicher war, ob die endgültige Auszählung der 
namentlichen Abstimmung das gleiche Ergebnis 
wie die vorläufige haben würde. Dieser ist jetzt 
nachzuholen. Die endgültige Auszählung hat das 
gleiche Ergebnis gehabt. Das Gesetz ist mit vier 
Stimmen Mehrheit angenommen worden, und da-
mit ist der Antrag des Ausschusses, der dahin geht, 
die weiter vorhandene Vorlage der SPD als durch 
die Beschlußfassung erledigt zu erklären, spruch-
reif. Wer für diesen Antrag des Ausschusses ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist 
dieser Beschluß gemäß dem Antrag Drucksache 
2891 Nr. 2 hiermit gefaßt. 

Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Landbeschaffung für 
Aufgaben der Verteidigung (Landbeschaf-
fungsgesetz) (Drucksache 1977); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für An

-

gelegenheiten der inneren Verwaltung 
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(Drucksachen 2909, zu 2909, Umdrucke 848, 
851 bis 853, 859, 860, 864 bis 867, 869 bis 871). 
(Erste Beratung: 126. Sitzung.) 

Berichterstatter ist Abgeordneter Dr. Schranz. 

Dr. Schranz (DP), Berichterstatter: Der Bericht 
liegt schriftlich vor. 

Vizepräsident Dr. Becker: Der Berichterstatter 
verweist auf seinen Schriftlichen Bericht*). Ich 
danke ihm. 

Ich rufe dann die einzelnen Bestimmungen in der 
zweiten Lesung auf. 

Ich rufe auf § 1. Hierzu liegen Änderungsanträge 
vor auf den Umdrucken 852 Ziffer 1, 865 Ziffer 1 
und 867. Der Antrag Umdruck 852 Ziffer 1 möchte 
dem Abs. 2 Satz 2 eine neue Fassung geben. Der 
Antrag Umdruck 865 Ziffer 1 sieht für den gesam-
ten Abs. 2, also nicht nur für den Satz 2, eine neue 
Fassung vor. Der Antrag Umdruck 867 bezieht sich 
auf Abs. 3. 

Ich rufe zunächst als weitestgehenden Antrag 
den Änderungsantrag Umdruck 865 Ziffer 1**) auf. 
Das Wort hat der Abgeordnete Schmitt (Vocken-
hausen). 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Änderungsantrag meiner Fraktion zu § 1 Abs. 2 be-
ruht auf der in der deutschen Öffentlichkeit hin-
reichend bekannten Tatsache, daß die heutigen 
Stationierungsmächte während der Zeit des Be-
satzungsregimes in sehr großem Umfange Land, 
ich will ruhig einmal sagen: gehortet haben. Wir 
werden uns an anderer Stelle dieses Gesetzes, bei 
§ 61 Abs. 2, noch einmal mit dieser Tatsache bzw. 
mit ihren Auswirkungen zu beschäftigen haben. 
Wir haben uns sowohl im Ausschuß für Angelegen-
heiten der inneren Verwaltung als auch im Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
mit dieser Frage sehr eingehend beschäftigt. Ich 
darf Ihnen zu unserem Antrag einige Zahlenan-
gaben machen, damit Sie sehen, daß er sachlich be-
rechtigt ist. Der bundeseigene Landbesitz beläuft 
sich zur Zeit auf etwa 265 000 ha;  das  ist die letzte 
Angabe im Ausschuß. Davon wurden etwa 200 000 
ha von der ehemaligen deutschen Wehrmacht be-
nutzt. Nach dem letzten Ausschußbericht nutzen die 
Stationierungsmächte von diesen 200 000 ha mili-
tärisch 195 000 ha. Zusätzlich werden 110 000 ha in 
Anspruch genommen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Für 500 000 Soldaten der früheren deutschen Wehr-
macht im Jahre 1937 hat im Bundesgebiet ein 
Übungsgelände von 230 000 ha genügt. Meine Da-
men und Herren, wir sind uns doch darüber klar, 
daß die ehemalige deutsche Wehrmacht bei den 
Landinanspruchnahmen auch nicht kleinlich ge-
wesen ist, sondern daß man schon damals bei der 
Anlegung von Truppenübungsplätzen und Kaser-
nen sehr weitgehend landwirtschaftlich genutztes 
Gelände in Anspruch genommen und durchaus 
keine Rücksicht auf die Belange der Landwirtschaft 
genommen hat, obwohl man diese Rücksicht nach 
außen immer zum Ausdruck gebracht hat. Ende 
1957 wird die benötigte Fläche — ich unterstelle 
einmal: bei 120 000 deutschen Soldaten und bei 

*) Siehe Anlage 3. 
**) Siehe Anlage 10. 

etwa 350 000 Angehörigen der Stationierungs-
mächte — viel größer sein, weil die Allierten vor 
allem für Munitionslager, Flugplätze usw. eine 
sehr große Fläche beanspruchen. Die Klagen aus 
der Bevölkerung über die von den Alliierten nicht 
oder nicht genügend genutzten Grundstücke reißen 
nicht ab. 
Außerdem müssen wir auch verlangen, daß 

die Einrichtungen, die von den Alliierten in 
den Jahren, als es noch keine deutschen Streit-
kräfte gab, angelegt worden sind, in Zukunft ge-
meinsam von der Bundeswehr und von den alli-
ierten Streitkräften benutzt werden. Die kürzlich 
von der Bundesregierung gegebene Auskunft, daß 
man über entsprechende Genehmigungen in weitem 
Umfang verhandelt, genügt uns nicht. Schließlich 
bestehen auch noch in den Nachbarländern große 
Übungsplätze, deren Benutzung und Mitbenutzung 
verstärkt werden kann. 

Wir bitten deshalb im Hinblick auf die immer 
kleiner werdenden landwirtschaftlich genutzten 
Flächen um Annahme unseres Antrags, damit die 
Bundesregierung gehindert wird, zusätzlich Land 
in Anspruch zu nehmen, das in Wirklichkeit nicht 
benötigt wird, weil noch große Reserveflächen so-
wohl bei den Stationierungsmächten wie auch im 
bundeseigenen Besitz vorhanden sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Atzenroth. 

Dr. Atzenroth (FDP): Meine Damen und Herren, 
ich will keinen Antrag stellen, aber ich habe eine 
Frage an den Herrn Berichterstatter zu richten. In 
dem § 1 heißt es nach der Formulierung, die der 
Ausschuß gefunden hat: 

Der Bund kann nach Maßgabe der Vorschrif

-

ten dieses Gesetzes Grundstücke beschaffen... 

und dann folgt eine Aufzählung der Nrn. 1 bis 5. 
Diese Aufzählung war in der Regierungsvorlage 
gleichmäßig. Der Ausschuß dagegen hat unter Nr. 2 
dieser Aufzählung die beiden Worte „insbesondere 
auch" hinzugesetzt. Weder aus dem Ausschußbe-
richt noch aus den  sonstigen Unterlagen geht her-
vor, mit weicher Begründung man diese Nr. 2 
durch die Worte „insbesondere auch" von den ande-
ren vier Nummern heraushebt. Man muß sich doch 
dabei etwas gedacht haben, und ich wäre dem 
Herrn Berichterstatter dankbar, wenn er uns dar-
über Aufklärung gäbe. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat als Be-
richterstatter Herr Dr. Schranz. 

Dr. Schranz (DP), Berichterstatter: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Wir haben da-
mit, Herr Kollege Atzenroth, einem Wunsch des 
Bundesrates entsprochen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abstim-
mung. 
Wie ich schon sagte, ist meiner Ansicht nach der 

Antrag auf Umdruck 865*) Ziffer 1 der weitest-
gehende Antrag, also der Antrag, den der Kollege 
Schmitt begründet hat. Wenn er angenommen 
wird, wird der ganze Abs. 2 in der Ausschußfas

-* ) Siehe Anlage 10. 
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sung dadurch verändert, daß er die im Um-
druck 865 Ziffer 1 vorgesehene Fassung erhält. Ich 
bitte diejenigen, die für den Antrag auf Umdruck 
865 Ziffer 1 zu stimmen beabsichtigen, um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Das Ergebnis ist unklar; wir 
wiederholen die Abstimmung. Ich bitte diejeni-
gen, welche für den Antrag auf Umdruck 865 Zif-
fer 1 zu stimmen wünschen, sich zu erheben. — 
Ich danke Ihnen. Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Ich bitte Platz zu nehmen. Enthaltungen? — Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen dann zum Antrag auf Umdruck 
852**) Ziffer 1. Hier ist vorgeschlagen, in Abs. 2 
nur einen Satz, nämlich den Satz 2, anders zu 
fassen. Ich bitte diejenigen, welche für diesen An-
trag, also für die Änderung nur des Satzes 2 im 
Abs. 2 zu stimmen wünschen, um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 
— Angenommen. 

Wir kommen dann zum Abs. 3. Hier liegt auf 
Umdruck 867***) ein Antrag vor, nach dem der 
zweite Satz im Abs. 3 folgende Fassung erhalten 
soll: „Weicht der zuständige Bundesminister von 
der Stellungnahme der Landesregierung ab, so 
entscheidet die Bundesregierung im Einvernehmen 
mit dem Bundesrat". Ich bitte diejenigen, welche 
für diesen Antrag zu stimmen wünschen, — — 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Verzeihung! Das Wort hat der Staatssekretär 
im Bundesministerium des Innern. 

Ritter von Lex, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Herr Präsident! Meine Damen 

) und Herren! Die Bundesregierung bittet, den An-
trag abzulehnen. Sie hat verfassungsrechtliche Be-
denken, weil damit dem Bundesrat eine nach dem 
Grundgesetz nicht vorgesehene Aufgabe zugeteilt 
würde. 

Die Bundesregierung darf ferner darauf hinwei-
sen, daß der § 1 Abs. 3 in der Fassung des 8. Aus-
schusses mit der entsprechenden Bestimmung des 
Schutzbereichgesetzes übereinstimmt, deren Fas-
sung seinerzeit im Vermittlungsausschuß erarbeitet 
worden ist. Es erscheint der Bundesregierung un-
zweckmäßig, bei gleicher Sachlage von der dort 
gefundenen Regelung abzuweichen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Meine Damen und 
Herren, eigentlich hätte ich diese Äußerung nicht 
mehr zulassen dürfen, denn wir waren bereits in 
der Abstimmung. 

(Widerspruch. — Zuruf von der Mitte: 
Sie haben es nicht gesehen!) 

— Die Debatte war geschlossen, wir hatten mit der 
Abstimmung begonnen. 

(Erneuter Widerspruch.) 

— Natürlich, ich habe alle Anträge aufgerufen, 
dann habe ich die Debatte eröffnet, dann haben 
zwei Herren gesprochen, der Berichterstatter hat 
gesprochen, und dann war es aus. 

Wir sind in der Abstimmung. Ich habe jetzt die 
Frage an Sie zu richten, ob Sie, nachdem der Ver-
treter der Regierung gesprochen hat, bereit sind, 
nun noch einen Antragsteller zu dem Antrag auf 

**) Siehe Anlage 6. 
***) Siehe Anlage 12. 

Umdruck 867 zu hören. Darf ich Ihre Zustimmung 
annehmen? 

(Zustimmung und Widerspruch.) 

— Dann hat  Herr Kollege Weber das Wort. 

(Erneuter Widerspruch.) 

— Ja, hier ist mir zugerufen worden: Ja! 

Weber (Untersontheim) (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Durch den Änderungs-
antrag auf Umdruck 867*) soll eine nach dem Ge-
setzentwurf fragliche Rechtslage geklärt werden. 
In Abs. 2 des § 1 in der Ausschußfassung heißt es: 

Sollen Grundstücke für die in Absatz 1 genann-
ten Zwecke beschafft werden, so ist die Lan-
desregierung zu hören, die nach Anhörung der 
betroffenen Gemeinde ... unter ... Berücksich-
tigung der Erfordernisse der Raumordnung, 
insbesondere der landwirtschaftlichen und 
wirtschaftlichen Interessen sowie der Belange 
des Städtebaues und des Naturschutzes, zu 
dem Vorhaben Stellung nimmt. 

In Abs. 3 des § 1 wird gesagt: 

Will der zuständige Bundesminister von der 
Stellungnahme der Landesregierung 

— die die Gemeinden, die Städte sowie die Orga-
nisationen und Körperschaften angehört hat — 

abweichen, so unterrichtet er die betreffende 
Landesregierung vor seiner Entscheidung. 

Und damit Schluß. Das bedeutet, daß der Bun-
desminister dann seine Entscheidung treffen kann, 
ohne daß die Gewichte und die Kräfte ausgewogen 
sind. Das ist eine Rechtslage, die keinem demo-
kratischen Staat entspricht. Schauen wir in der Ge-
schichte zurück! Friedrich der Große konnte die 
Mühle von Sanssouci nicht wegnehmen, weil die 
Rechtsgrundlage dazu nicht gegeben war. Wir wür-
den hier eine solche Rechtsgrundlage schaffen. Dem 
will dieser Änderungsantrag entgegentreten. Nicht 
der zuständige Bundesminister soll das letzte Wort 
haben, sondern das Kabinett, die Bundesregierung, 
soll im Einvernehmen mit den Ländern entschei-
den. Damit ist der Ring wieder geschlossen. Ich 
glaube, daß der Wortlaut des Änderungsantrages 
das klar ersichtlich macht. 

Ich möchte Sie dringend bitten, diesem Ände-
rungsantrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Die Debatte ist nun endgültig 
geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag auf Umdruck 867*). Wer diesem An-
trag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe den § 1 in der geänderten Fassung auf. 
Wer dem § 1 in dieser Fassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — An-
genommen. 

Ich rufe § 2 auf. Anträge liegen nicht vor. Ich 
eröffne die Debatte. — Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Debatte. 

*) Siehe Anlage 12. 
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Wer den § 2 in der Ausschußfassung anzuneh-

men bereit ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 
— Angenommen. 

Nunmehr, meine Damen und Herren, wird es 
etwas schwierig. Der § 3 sieht vor, daß demjeni-
gen, dessen Grundstück enteignet werden soll, ge-
wisse Mitteilungen und Belehrungen über seine 
Rechte zukommen sollen. Welche Rechte er hat, 
steht aber erst in § 23. Zu beiden Paragraphen lie-
gen Änderungsanträge vor. Da aber logischerweise 
die Rechte vorher festgestellt sein müssen, ehe fest-
gestellt werden kann, welche Belehrung über den 
Inhalt der Rechte dem Betroffenen zugehen soll, 
muß ich also bitten, damit einverstanden zu sein, 
daß zunächst der § 23 nebst den dazu gestellten 
Änderungsanträgen behandelt wird. 

Ich rufe also den § 23 auf. Dazu liegen Ände-
rungsanträge vor auf Umdruck 848**) Ziffer 2 a 
und 2 b und auf Umdruck 852***) Ziffer 3. Wir 
werden uns darüber zu unterhalten haben, welches 
der weitergehende Antrag ist. 

Ich darf auf folgendes aufmerksam machen. Der 
Änderungsantrag auf Umdruck 852 Ziffer 3 sieht 
eine Fassung vor, die mit folgenden Worten be-
ginnt: 

Wird ein Grundstück enteignet, so kann der 
Eigentümer verlangen, daß . . . 

Damit wird also, wenn ich den Antrag richtig 
interpretiere, ein Anspruch begründet. In Umdruck 
848 Nr. 2 a heißt es: Abs. 1 erhält folgende 
Fassung: 

Bei Enteignung eines Grundstücks kann auf 
Antrag dem Eigentümer Ersatzland gewährt 
werden, wenn . . . 

Diese Formulierung „kann gewährt werden" gibt 
der zuständigen Behörde eine Möglichkeit, nach 
Ermessen zu entscheiden, während der andere An-
trag dem Betroffenen ein Recht gibt. Er scheint 
mir also weiter zu gehen. Ich wollte das nur vor-
ausschicken, um zu sagen, wo die Schwierigkeiten 
bei der Verabschiedung dieses Paragraphen liegen. 

Ich stelle nun den § 23 und die aufgerufenen An-
träge zur Aussprache. Wird das Wort gewünscht? 
— Herr Abgeordneter Schmitt (Vockenhausen)! 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Nur zu der Frage, 
Herr Präsident, welches der weitergehende Antrag 
ist. Daß der SPD-Antrag zu § 23 Abs. 2 weiter 
geht, weil er die Streichung der Worte „wenn es 
zu angemessenen Bedingungen beschafft werden 
kann" wünscht, ist unstreitig. Das ist ja eine ent-
scheidende Einschränkung, die in der CDU-Formu-
lierung enthalten ist, so daß in jedem Fall unser 
Antrag der weitergehende ist. Ich glaube, das ist 
unbestritten, zumal Abs. 2 bereits in der Fassung 
des Ausschusses eine Muß-Vorschrift ist. 

Vizepräsident Dr. Becker: Herr Kollege, ich 
hatte zu Abs. 1 gesprochen! Zu Abs. 2 komme ich 
anschließend. Bei den Anträgen zu Abs. 2 — das 
kann ich Ihnen gleich sagen — ist die Sache klar 
in Ihrem Sinn. 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Zu Abs. 1 wollte 
ich noch bemerken, daß auch dort bei uns die 

**) Siehe Anlage 4. 
**) Siehe Anlage 6. 

Worte ,,zu angemesenen Bedingungen", die für die 
Regierung praktisch ein Ausweg sind, dem vorge-
sehenen Verlangen nicht nachzukommen, gestrichen 
sind. Wir sind deshalb der Auffassung, daß diese 
Fassung weitergehend ist. 

Vizepräsident Dr. Becker: Wird das Wort weiter 
gewünscht? — Ich habe sämliche Anträge, die ich 
aufgerufen habe, auch zur Debatte aufgerufen. — 
Bitte, Herr Kollege! 

Dr. Glasmeyer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Meine 
Koalitionsfreunde und ich vertreten die Ansicht, 
daß wir dem Staate zu geben haben, was des Staa-
tes ist, daß aber auch der Staat, d. h. in diesem Fall 
der Bund, in diesem Gesetz 'den Betroffenen — und 
das sind die Bauern — ihr Recht zu geben hat. In-
folgedessen haben wir uns bei der Planung dafür 
ausgesprochen — und in diesem Gesetz entspre-
chend präzisiert —, daß der Bundeswehr das 
nötige Land von den Bauern zur Verfügung zu 
stellen ist. Der Bund soll nach diesem Gesetz den 
betroffenen Bauern aber auch das entsprechende 
Ersatzland oder die entsprechende gerechte Ent-
schädigung geben. Daher haben wir den Antrag 
eingebracht, zu bestimmen, daß derjenige, dem ein 
Grundstück enteignet wird, Entschädigung teil-
weise oder ganz in Land verlangen kann. Es ist 
also eine Muß-Vorschrift, wogegen der Beschluß 
des 8. Ausschusses lautet „es kann gewährt wer-
den". Ich bitte Sie deshalb, meine Damen und Her-
ren, dem Antrag der Koalition stattzugeben und 
den Antrag der SPD abzulehnen. 

Bei Abs. 2 handelt es sich in der Hauptsache um 
verpachtete Betriebe, die landwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzt werden. Bei der Fassung dieses 
Paragraphen ist ein Fehler unterlaufen. Es darf 
nicht heißen „Familienbetrieb", sondern es muß 
einfach heißen „Betrieb". Familienbetriebe sind 
kleine Betriebe, die nur von Familienangehörigen 
bewirtschaftet werden. Hat also ein mittlerer Bauer 
einen Betrieb, in dem er auch einen Angestellten 
oder einen Arbeiter beschäftigt, dann ist das genau 
genommen kein Familienbetrieb mehr. Dieser ver-
pachtete Betrieb würde also schlechter gestellt sein 
als der Betrieb, den der Bauer persönlich bewirt-
schaftet. Infolgedessen muß es hier einfach „Be-
trieb" heißen. Ich bitte, entsprechend zu verfahren 
und den Antrag anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Herr Kollege, darf ich 
das so verstehen, daß in Ihrem Antrag Umdruck 
852 Ziffer 3 zu § 23 Abs. 2 — den Sie soeben be-
gründet haben —, wo das Wort „Familienbetriebe" 
wieder vorkommt, die Silben „Familien" gestrichen 
werden sollen? — Sind die antragstellenden Frak-
tionen damit einverstanden? 

(Zustimmung bei .den Regierungsparteien.) 

— Gut. Dann bitte ich also, in diesem Antrag an 
der genannten Stelle die Silben „Familien" zu 
streichen, so daß es in der dritten Zeile des bean-
tragten § 23 Abs. 2 nur heißt „Betriebe". 

Wird sonst noch das Wort gewünscht? — Bitte, 
Herr Kollege Schmidt! 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD): Meine Damen und 
Herren! Ich spreche zur Begründung des Ände-
rungsantrags Umdruck 848 Ziffer 2. 
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Der § 23 ist neben den §§ 1 und 17 einer der 

Kernpunkte im ganzen Landbeschaffungsgesetz. Er 
hat in den Ausschüssen ein sehr wechselvolles 
Schicksal gehabt. Er ist zum Teil einmal vom 
Innenausschuß sogar in der Formulierung des Er-
nährungsausschusses angenommen worden. Aller-
dings wurde diese Abstimmung nachher rückgängig 
gemacht, und wir haben heute eine Fassung vor-
liegen, die im großen und ganzen untragbar er-
scheint. 

Im Abs. 1 des § 23 ist die Entschädigung in Land 
vom Ermessen der Enteignungsbehörde abhängig 
gemacht, ebenso die Entscheidung der Frage, ob 
das Land zu angemessenen Bedingungen beschafft 
werden kann. Ich meine, schon aus grundsätzlichen 
Erwägungen kann man dem nicht zustimmen. Man 
würde damit gewissermaßen den Richter in eigener 
Sache entscheiden lassen. Das, was hier der Innen-
ausschuß beschlossen hat, würde wahrscheinlich 
einen unendlichen Flurschaden anrichten. Wir müs-
sen also dafür sorgen, daß diese Bestimmung her-
auskommt. 

Zum andern ist die Ersatzlandbeschaffung davon 
abhängig, daß das Land zu angemessenen Bedin-
gungen beschafft werden kann. Diese Bestimmung 
„zu angemessenen Bedingungen" ist so vage und 
gibt der Behörde so große Ausweichmöglichkeiten, 
daß in der Praxis eine Ersatzlandbeschaffung über-
haupt nicht in Frage kommen wird. Weil wir das 
befürchten, beantragen wir, daß der Passus „ , wenn 
es zu angemessenen Bedingungen beschafft werden 
kann" gestrichen wird. 

(Abg. Dr. Conring: Die Streichung ist über -flüssig, weil der Tatbestand gerichtlich 
nachprüfbar ist!) 

— Sehr richtig! Wir greifen ja, Herr Kollege Con-
ring,  nur das auf, was der Ernährungsausschuß 
einstimmig, also mit den Stimmen Ihrer Kollegen 
beschlossen hat. Wir hoffen, daß Sie nachher mit 
auf unserer Seite sind. 

In § 23 Abs. 2 ist die  Ersatzlandgestellung für 
die bäuerlichen Familienbetriebe, d. h. für die 
Klein- und Mittelbetriebe geregelt. Hier gibt es 
eine Muß-Bestimmung. Aber diese Muß-Bestim-
mung wird wieder illusorisch gemacht durch den 
angehängten Halbsatz „wenn es" — das Land —
zu angemessenen Bedingungen beschafft werden 
kann". Das heißt, es ist eine Farce, ein sinnloses 
Versprechen. Unser Berichterstatter irrt, wenn er 
in seinem Bericht schreibt, daß damit ein echter 
Rechtsanspruch gegeben sei. Das ist ein absoluter 
Irrtum. Es ist nur ein sehr, sehr bedingter Rechts-
anspruch. Aus diesem Grunde beantragen wir, die-
sen Nebensatz zu streichen. 

In Folgerung dessen, was ich eben gesagt habe, 
ist dann der Abs. 3 überflüssig. 

Nun noch eine allgemeine Bemerkung zu § 23! 
Als der Innenausschuß darüber abstimmte, stand 
er unter dem Eindruck der sehr massiven Erklä-
rungen des Vertreters des Finanzministers, der 
nämlich davon sprach, daß bereits heute auf dem 
Grundstücksmarkt große Preissteigerungen zu ver-
zeichnen seien und daß dieser Paragraph in der 
Fassung des Ernährungsausschusses dazu führen 
würde, daß weitere Preissteigerungen einträten. — 
Das ist falsch, das kann man nicht abnehmen, und 
zwar deshalb nicht, weil die Preissteigerungen — 
die  in der Tat vorhanden sind — ja auch durch 
den Finanzminister betrieben werden. Er beteiligt  

sich nämlich an diesen Preissteigerungen in sehr 
erheblichem Maße. Im übrigen weise ich Sie dar-
auf hin, daß die Mehrheit beschlossen hat, die 
Preisvorschriften aufzuheben, und im neuen 
Grundstücksverkehrsgesetz tut sie das gleiche. 
Wenn man also selber an der Beseitigung der Re-
gulative beteiligt ist, kann man sich nicht wundern, 
wenn ein zügelloses Durcheinander entsteht. 

Wir wollen also — um das zusammenfassend zu 
sagen — mit unserem Änderungsantrag den Appe-
tit der militärischen Stellen etwas dämpfen, der 
durch falsche Vorbilder in der letzten Zeit sehr 
groß geworden ist. Wir wollen darüber hinaus den 
knappen Raum, den wir in Deutschland für unsere 
Landwirtschaft zur Verfügung haben, erhalten, 
insbesondere aber die bäuerlichen Existenzen er-
halten. Das ist unser Anliegen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Herr Kollege Höcherl 
hat das Wort. 

Höcherl (CDU/CSU): Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich kann den Ausführungen 
meines Vorredners nicht beipflichten. Entscheidend 
ist doch folgendes. Unser Änderungsantrag Um-
druck 852 zu § 23 Abs. 1 gibt etwas, wie der Herr 
Präsident schon ausgeführt hat, was bisher über-
haupt nicht vorgesehen war: einen echten Rechts-
anspruch. Damit ist alles, was auf diesem Gebiet 
für die Ersatzlandbeschaffung. für die Erhaltung 
des bäuerlichen Grundeigentums möglich ist, un-
ter angemessener Berücksichtigung des anderen 
Zwecks dieses Gesetzes, nämlich die Verteidigungs-
aufgaben ordentlich und vertragsgetreu zu lösen, 
getan. Ich möchte Sie bitten, unserer Formulierung 
zuzustimmen. In Antrag Umdruck 848 ist nämlich 
für den Abs. 1 nur eine Kann-Vorschrift vorge-
sehen, die bei weitem schwächer als unsere Fas-
sung ist. 

Wenn ich nun auf der einen Seite eine stärkere 
Fassung habe und die Aussichten und die Mög-
lichkeiten für den Landwirt, der Grundstücke ab-
geben muß, verbessere, muß ich andererseits dem 
zweiten, dem eigentlichen Sinn des Gesetzes wie-
der gerecht werden und muß die Einschränkung 
machen, daß angemessene Bedingungen die Vor-
aussetzung dafür sind, daß das Ersatzland beschafft 
werden kann. Der Abs. 3 ist deswegen notwendig. 

Ich würde Sie bitten — um den Gesetzeszweck 
zu erreichen und gleichzeitig dem Landwirt und 
dem Bauern das zu geben, was er braucht: einen 
echten Rechtsanspruch —, unserem Antrag Um-
druck 852 Ziffer 3 zu entsprechen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der 
Staatssekretär von Lex. 

Ritter von Lex, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Bundesregierung bittet, den An-
trag Umdruck 848, über den zur Zeit diskutiert 
wird, abzulehnen. Die Worte „angemessene Be-
dingungen" müssen erhalten bleiben, weil sonst 
der Anspruch auf Ersatzlandbeschaffung in einem 
Umfang ausgedehnt würde, daß eine Realisierung 
der Landbeschaffung dadurch unmöglich gemacht 
würde. Im übrigen würden daraus auch unabseh-
bare finanzielle Folgen für den Bund sich ergeben. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Professor Baade. 
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Dr. Baade (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Ausführungen des Herrn Staats-
sekretärs veranlassen mich, hier das Wort zu neh-
men und insbesondere die landwirtschaftlichen 
Kollegen aus dem ganzen Hause anzusprechen. 
Worum handelt es sich? Es ist, wie mein Freund 
Schmitt (Vockenhausen) schon festgestellt hat, 
reichlich, ja überreichlich Land für Aufgaben der 
Verteidigung vorhanden, insbesondere das Land, 
das die heutigen Stationierungsmächte und frü-
heren Besatzungsmächte zu einer Zeit beschlag-
nahmt haben, als Deutsche kein Mitspracherecht in 
diesen Dingen hatten. Der Fall, daß jetzt weiter 
enteignet werden muß, ist daher nur außerordent-
lich schwer denkbar. An und für sich kann der ge-
samte Landbedarf der neuen Streitkräfte in 
Deutschland aus dem Land gedeckt werden, das 
die frühere deutsche Armee dafür gehabt hat, zu-
züglich der 110 000 ha, die die Besatzungsmächte 
noch den Bauern weggenommen haben. Sie wissen, 
wie schmerzlich diese Landwegnahmen waren und 
zu welchen Protesten sie geführt haben. Nun wollen 
wir wenigstens den Bauern gegen weitere Enteig-
nung schützen, und zwar gegen Enteignung, bei der 
die Gestellung von Ersatzland unter dem Vor-
wand verweigert wird, daß das Ersatzland nicht zu 
angemessenen Bedingungen beschafft werden 
kann. 

Ich darf ankündigen, daß wir unseren vorhin ab-
gelehnten Antrag zu § 1 in der dritten Lesung wie-
der stellen werden. Ich werde dann noch einiges 
dazu sagen. Jetzt aber bitte ich insbesondere die 
landwirtschaftlichen Kollegen, die im landwirt-
schaftlichen Unterausschuß sämtlich mit uns für 
die Streichung dieser Worte eingetreten sind, uns 
bei dieser Abstimmung nicht im Stich zu lassen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der Ab-
geordnete Glasmeyer. 

Dr. Glasmeyer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte zu dem An-
trag der SPD Umdruck 848 Ziffer 2 b sprechen, in 
Abs. 2 die Worte ,,, wenn es zu angemessenen Be-
dingungen beschafft werden kann" zu streichen. Es 
stimmt zwar, daß der Landwirtschaftsausschuß 
diese Worte gestrichen hat; es stimmt aber ebenso, 
daß der federführende Ausschuß, der Ausschuß 
Nr. 8, sie so hineingesetzt hat. Im Ausschuß für 
innere Verwaltung hat sich eine scharfe Debatte 
darüber ergeben, was „angemessen" ist. Es wurde 
gesagt: Gut, was betrieblich zu tragen ist! Dagegen 
habe ich persönlich Einspruch eingelegt, und wir 
haben dann in § 23 Abs. 3 — Herr Kollege Schmitt! 
— das Wörtchen „volkswirtschaftlich" vor „vertret-
bar" eingefügt. Die Bestimmung lautet nämlich fol-
gendermaßen: 

Die Bedingungen für die Beschaffung von Er-
satzland sind angemessen, wenn die Kosten 
der Beschaffung und einer etwa erforderlichen 
Herrichtung des Ersatzlandes volkswirtschaft-
lich vertretbar sind. 

Was ist nun „volkswirtschaftlich vertretbar"? 
Volkswirtschaftlich vertretbar ist z. B. die Kulti-
vierung von Hochmoorflächen. Volkswirtschaftlich 
vertretbar ist die Eindeichung und die Anlage von 
Poldern an der Nordsee usw. Die sind nicht be-
trieblich vertretbar, aber volkswirtschaftlich ver-
tretbar. Hingegen würde es z. B. volkswirtschaft-
lich nicht vertretbar sein, wenn meinetwegen ein 
Grundstück in einer Größe von zehn Morgen als 

Ersatzland bezeichnet würde, auf dem sich ein 
Berg mit einer Höhe von 30 Metern befindet. Die 
Kultivierung dieses Grundstücks ist nicht volks-
wirtschaftlich. Wenn sich dies auf eine große Fläche 
von 100 ha bezieht, ist es volkswirtschaftlich ver-
tretbar. Wir wollten also den Staat davor schützen, 
für irgendeinen Zweck eine unendliche Menge Geld 
auszugeben, und das ist geschehen. Darum möchte 
ich noch einmal bitten, die Anträge der SPD ab-
zulehnen und die Anträge der Koalition anzu-
nehmen. 

Vizepräsident Dr. Becker: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich stelle als den 
weitestgehenden Antrag zu § 23 Abs. 1 zunächst 
den Antrag Umdruck 852*) Ziffer 3 zur Abstim-
mung. Wer für die Fassung des Abs. 1 nach diesem 
Antrag ist, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Angenommen. 

Wir kommen zu dem Antrag zu Abs. 2 auf dem-
selben Umdruck, also Umdruck 852 Ziffer 3. Er be-
zieht sich nur auf verpachtete Betriebe, während 
in Abs. 1 von den eigenbewirtschafteten Betrie-
ben die Rede war. Wer für Abs. 2 in dieser Fas-
sung zu stimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Angenommen. 

Dann kommen wir zu dem Antrag Umdruck 
848**) Ziffer 2 betreffend § 23 Abs. 1. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen]: Das ist der 
weitergehende!) 

— Nein, das ist nicht der weitergehende; er ist des-
halb nicht der weitergehende, weil er keinen 
Rechtsanspruch gibt. Der andere gab einen Rechts-
anspruch; ich habe es ja vorhin auseinandergesetzt. 
Dieser gibt der Behörde nur die Möglichkeit einer 
Ermessensentscheidung an die Hand. Ich bin der 
Meinung, daß dieser Antrag zu § 23 Abs. 1 durch 
die Beschlußfassung über den Antrag Umdruck 852 
Ziffer 3 erledigt ist. Ich glaube, ich darf das fest-
stellen. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Dann haben wir noch den Antrag Umdruck 848 
Ziffer 2 b zu bescheiden. Dieser Antrag ist noch 
aktuell, weil in der Fassung des Abs. 2, die wir 
eben angenommen haben, die Worte ,,, wenn es 
zu angemessenen Bedingungen beschafft werden 
kann" enthalten sind. Sie stehen sogar neuerdings 
wieder in Abs. 1, und zwar dadurch, daß wir Abs. 1 
in der neuen Fassung angenommen haben. Darf 
ich fragen, ob der Antrag Umdruck 848 Ziffer 2 
Buchstabe b jetzt nicht nur auf den Abs. 2, son-
dern auch auf den Abs. 1 zu beziehen ist? Dieser 
Teil des Antrags würde also nunmehr lauten: 

... sind in Absatz 1 und Absatz 2 die Worte 
,, wenn es zu angemessenen Bedingungen be-
schafft werden kann" zu streichen. 

Ist der Antrag so zu verstehen? 
(Zurufe von der SPD: Jawohl!) 

— Sie sind mit dieser Änderung ohne Debatte ein-
verstanden. Dann darf ich den Antrag zur Ab-
stimmung stellen. Wer mit diesem Streichungs-
antrag sowohl zu Abs. 1 wie zu Abs. 2 einver- 

*) Siehe Anlage 6. 
**) Siehe Anlage 4. 
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standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — 
Wir müssen die Abstimmung wiederholen; das 
Büro ist über das Ergebnis zweifelhaft. Wer also 
für diesen Änderungsantrag ist, den bitte ich, sich 
zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Danke. Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich muß noch einmal zu § 23 zurückkommen. Es 
liegt noch ein Antrag vor — und zwar in Um-
druck 848 Ziffer 2 Buchstabe c —, wonach in § 23 
der Abs. 3 ganz gestrichen werden soll. Das heißt 
also, daß folgende Worte gestrichen werden sollen: 

Die Bedingungen für die Beschaffung von Er-
satzland sind angemessen, wenn die Kosten 
... volkswirtschaftlich vertretbar sind... . 

Ich glaube, nachdem der Antrag, die Worte „ , wenn 
es zu angemessenen Bedingungen beschafft werden 
kann" zu streichen, abgelehnt ist, muß dieser 
Abs. 3 zweifellos stehenbleiben, weil sonst der 
Abs. 2 keinen Sinn mehr hat. Sind die Herren 
Antragsteller damit einverstanden? 

(Zurufe von der SPD: Ja!) 

— Dann ist dieser Streichungsantrag also zurück-
gezogen. 

Dann kommen wir zu § 3 zurück. § 3 bezieht sich 
darauf, was von den eben in § 23 festgelegten 
Rechten in Form eines Merkblatts — oder wie es 
sonst gedacht ist — dem Betreffenden, dem etwas 
enteignet werden soll, mitzugeben ist. Dazu liegt 
der Antrag Umdruck 852 Ziffer 2 vor. Hier wird 
beantragt, daß in § 3 Buchstaben a und c statt der 
Worte „gewährt werden kann" die Worte „zu ge-
währen ist" zu setzen sind. Es liegt also der An-
trag vor, in das Merkblatt ein Recht hineinzuschaf-
fen, das eigentlich im Ausschuß in § 23 hätte ge-
schaffen werden sollen und das nunmehr durch 
unsere Beschlußfassung geschaffen ist. Ich halte 
diesen Änderungsantrag praktisch für überflüssig; 
denn wenn die Rechte da sind, genügt es, wenn 
dem Betreffenden mitgeteilt wird, daß er das Recht 
hat. 

(Abg. Dr. Glasmeyer: Nein, wir können 
nicht darauf verzichten!) 

— Herr Glasmeyer hat das Wort. 

(Vizepräsident Dr. Jaeger übernimmt 
den Vorsitz.) 

Dr. Glasmeyer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn 
ich die Sache richtig durchschaue, dann handelt 
es sich bei dem § 3 auch noch um die Planung, 
also um das ganze Vorverfahren, und wir legen 
selbstverständlich als Landwirte sehr starkes Ge-
wicht darauf, daß unsere Rechte von Anfang an 
auch entsprechend gesichert sind. Meine Damen 
und Herren, ich habe Ihnen vorhin gesagt, daß 
wir die Rechte des Staates achten. Die Rechte des 
Betroffenen werden aber hier im § 3 festgesetzt. 
Die ursprüngliche Fassung des Paragraphen lautet 
ja: „Es kann dem Betroffenen gewährt werden." 
Hier heißt es aber: „Es ist ihm zu gewähren." 
Und genauso heißt es unter Buchstabe b:  . . ins-
besondere dann dieses Ersatzland gewährt werden 
muß, wenn es sich um persönlich bewirtschaftete 
Betriebe handelt". 

Ich halte den Antrag für so wichtig, daß wir un-
bedingt darauf bestehen müssen, und weil er von 
der Fraktion gestellt worden ist, denke ich doch  

auch, daß mich die Fraktion in diesem Fall nicht 
im Stich läßt, sondern daß sie auch zustimmt. 

(Zurufe von der SPD. — Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über Um-
druck 852*) Ziffer 2 a und b zusammen. Wer zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
erste war die Mehrheit; es ist so beschlossen. 
Dann darf ich über § 3 in der nunmehr geän-

derten Form abstimmen lassen. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Das ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

§§ 4 und 5 entfallen. Wir kommen zu §§ 6 und 7. 
Das Wort wird nicht gewünscht. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Das ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich komme zu § 8 und dem Umdruck 864**). 
Wer wünscht das Wort? — Bitte sehr, Herr Ab-
geordneter Schmitt. 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es handelt sich um 
einen von Kollegen aus allen Fraktionen unter-
stützten Antrag, der den Zweck hat, daß nicht die 
Gemeinden die Kosten für Ersatzbauten tragen 
müssen. Wir haben die Sache heute morgen noch 
einmal im Ausschuß besprochen. Da der Bericht 
bereits fertiggestellt war, konnte diese Bestim-
mung nicht mehr eingefügt werden. Ich bitte im 
Namen aller beteiligten Ausschußmitglieder um 
Annahme. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Wird noch das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Wer dem Antrag Umdruck 864 
zuzustimmen wünscht, den  bitte  ich um das Hand-
zeichen. — Es ist so beschlossen. 

Ich lasse über § 8 in der nunmehr geänderten 
Form abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Es ist so beschlos-
sen. 
Ich rufe § 9 und den Umdruck 851 ***auf. Wird 

das Wort gewünscht? — Bitte sehr. 

Engell (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf einmal darauf hinweisen, 
daß da ein Redaktionsfehler vorliegt. Es muß „soll" 
statt „kann" heißen. Also der Text soll lauten: 
„Kommt eine Abfindung in Land in Betracht, so" 
— statt „kann" muß es jetzt „soll" heißen —
soll ein gemeinnütziges Siedlungsunternehmen 
im Sinne des Reichssiedlungsgesetzes mit der Be-
schaffung des Ersatzlandes beauftragt werden." 
Wir haben den Antrag gestellt, um zu verhin-

dern, daß irgendwelche Wehrmachtsbehörden ei-
gene Siedlungsgesellschaften errichten. Man mag 
einwenden, das sei auch gar nicht beabsichtigt. 
Meine Damen und Herren, derartige Apparaturen 
haben den immanenten Drang, sich zu verselb-
ständigen und ihre Aufgaben in eigener Regie zu 
erledigen. Die eingearbeiteten Siedlungsunterneh-
men in den Ländern haben ihre örtlichen Erfah-
rungen; ihre Erfahrungen reichen über Generatio-
nen; sie kennen die Möglichkeiten, Ersatzland zu 

*) Siehe Anlage 6. 
**) Siehe Anlage 9. 
***) Siehe Anlage 5. 
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(Engell) 
beschaffen, vielleicht auch in anderen Teilen des 
Landes. Deshalb möchten wir, daß die bestehenden 
gemeinnützigen Siedlungsunternehmen für die Er-
füllung dieser Aufgaben auf alle Fälle eingeschal-
tet werden. Wir bitten, dem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird hierzu noch das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wer 
dem Umdruck 851**) zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das letzte ist die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Wer dem § 9 in der Ausschußfassung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Das ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe §§ 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16 und 16 a auf. 
— Das Wort wird nicht gewünscht. Wer den auf-
gerufenen Paragraphen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Das ist die Mehr-
heit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe § 17 und den Umdruck 866***) auf. Wird 
das Wort gewünscht? Bitte sehr, Herr Abgeord-
neter Dr. Conring, zur Begründung. 

Dr. Conring (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir schlagen Ihnen in unserem 
Antrag vor, in § 17 die Worte „Grundstücke eines 
bäuerlichen Betriebes" zu ersetzen durch die Worte 
„Grundstücke eines landwirtschaftlichen Betriebes". 
Wir glauben, es ist nützlich, das zu tun. Einmal ist 
die Feststellung, was ein „bäuerlicher" Betrieb ist, 
rechtlich und wirtschaftlich nicht ganz einfach. Die 
Auffassungen darüber sind verschieden. Ein Klein-
betrieb, der nicht zu den „bäuerlichen" Betrieben 
zählt, kann aber auf das Land ebenso angewiesen 
sein wie ein bäuerlicher Betrieb; es wäre schade, 
wenn man dem Kleinbetrieb das Land wegnähme. 
Die Begrenzung auf „bäuerliche" Betriebe würde 
die kleineren, aber auch die größeren Betriebe, die 
auf das Grundstück, das ihnen weggenommen wer-
den soll, ebenso angewiesen sind wie ein bäuer-
licher Betrieb, in vermeidbare Schwierigkeiten 
bringen. Es ist nicht recht einzusehen, daß man 
Land enteignen will, um einen anderen Enteigneten 
zu entschädigen — denn darum handelt es sich 
hier —, und daß man gleichzeitig durch diese Ent-
eignung einem anderen landwirtschaftlichen Be-
trieb Grundstücke wegnimmt, auf deren Bewirt-
schaftung er angewiesen ist. 

Wir halten es daher für richtig, die Worte „eines 
bäuerlichen Betriebes" durch „eines landwirt-
schaftlichen Betriebes" zu ersetzen, zumal nach un-
serer Auffassung der Richter die Existenzbedin-
gungen eines landwirtschaftlichen Betriebes leich-
ter feststellen kann als die eines bäuerlichen Be-
triebes. Wir bitten Sie deshalb, unseren Änderungs-
antrag anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Staatssekretär Ritter von Lex. 

Ritter von Lex, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium des Innern: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die vorher zu § 23 Abs. 1 und 2 be-
schlossenen Änderungen bringen eine so wesent-
liche Erweiterung des Anspruchs auf Gewährung 
von Ersatzland an Stelle einer Barentschädigung, 
daß sie nur tragbar erscheint, wenn der Kreis der 

**) Siehe Anlage 5. 
***) Siehe Anlage 11. 

Grundstücke jn § 17, die von der Heranziehung für 
die Ersatzlandbeschaffung befreit sind, nicht eben-
falls erweitert wird. Die Ersetzung des Begriffs 
„bäuerlicher Betrieb" durch den viel weitergehen-
den Begriff „landwirtschaftlicher Betrieb" würde 
eine ganz erhebliche Erweiterung bedeuten, weil 
die gesamte landwirtschaftlich genutzte Fläche im 
Bundesgebiet damit umfaßt werden könnte. Eine 
solche Erweiterung des Kreises der befreiten Grund-
stücke würde die Möglichkeiten der Ersatzland-
beschaffung einschränken und damit nach Auffas-
sung der Bundesregierung die Realisierung des im 
§ 23 gewährten Anspruchs auf Gewährung von Er-
satzland erschweren. Dies aber hätte wiederum zur 
Folge, daß auch die Landbeschaffung für Verteidi-
gungszwecke selbst erschwert würde. Grenzfälle 
können nach Auffassung der Bundesregierung 
durch Verwaltungsvorschriften zu einer guten Re-
gelung gebracht werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Glasmeyer. 

Dr. Glasmeyer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Herr 
Kollege Conring, mein lieber Freund, hat von klei-
nen Betrieben gesprochen. Meine Damen und Her-
ren, ich will Ihnen mal die Begriffe erklären. Wenn 
man über solche Sachen abstimmen will, muß man 
wissen, was vorliegt. 

Ich bin sehr dafür, daß die kleinen landwirtschaft-
lichen Betriebe geschützt werden. Unbedingt, meine 
Damen und Herren! Also setzen wir doch einfach 
hinein: „Grundstücke eines landwirtschaftlichen 
Kleinbetriebes und eines bäuerlichen Betriebes"! 
Dann ist alles klar. 

Wenn wir aber hier statt „bäuerlich" „landwirt-
schaftlich" sagen, dann sind — das hat Herr Kol-
lege Conring zwar nicht gesagt — darin auch die 
Großgrundbetriebe enthalten. Meine Damen und 
Herren, ich will Ihnen offen sagen: ich schäme mich 
als Bauer, daß dieser Antrag von Bauern gestellt 
worden ist, denn er geht gegen den bäuerlichen Be-
sitz. Sie wollen die Sache bitte richtig verstehen. 
Wer wird erfaßt? Der bäuerliche Betrieb! Und der 
bäuerliche Betrieb muß Ersatzland bekommen. 
Wenn nun der Großgrundbesitz, gegen den ich an 
und für sich nichts habe, bei bestimmten Voraus-
setzungen von der Gestellung von Ersatzland aus-
genommen ist, wer kommt dann noch in Frage? 
Eben wieder der bäuerliche Betrieb, und der Groß-
betrieb wird ausgeschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie inständig 
— ich sage es noch einmal: inständig —, diesen 
Antrag abzulehnen, dagegen den Kleinbesitz da-
durch zu schützen, daß wir — Herr Präsident — 
vor den Worten „eines bäuerlichen Betriebes" die 
Worte einfügen: „eines landwirtschaftlichen Klein-
betriebes und". Dann ist die Sache in Ordnung. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen]: Was heißt 
„Kleinbetrieb"?) 

— Kleinbetriebe, Herr Kollege Schmidt, sind die 
Betriebe unter etwa — je nach Güte des Bodens —
30 bis 80 Morgen. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen]: Sagen Sie: 
„von landwirtschaftlichen Familien

-

betrieben"!) 

— Gut, ich kann es noch anders erklären: bis zur 
Größe eines landwirtschaftlichen oder bäuerlichen 
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Familienbetriebes; bäuerliche Familienbetriebe 
sind, je nach Bodenqualität, Betriebe von etwa 30 
bis 80 Morgen; was darunter liegt, sind Kleinbe-
triebe. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Glasmeyer, wenn Sie einen Antrag stellen 
wollen, muß das schriftlich geschehen. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Das können 
wir in der dritten Lesung machen!) 

— Herr Abgeordneter Dr. Glasmeyer, es würde die 
Verhandlungen erleichtern, wenn Sie den Antrag 
in der dritten Lesung stellten. 

(Abg. Dr. Glasmeyer: Kann ich den schrift

-

lichen Antrag nicht nachreichen?) 

— Nein, er muß schriftlich vorliegen, wenn dar-
über abgestimmt wird; sonst ist keine Sicherheit 
des Verfahrens gegeben. 

(Abg. Dr. Glasmeyer: Dann, Herr Präsi

-

dent, verzichte ich in der zweiten Lesung 
auf die Stellung des Antrages; ich werde 

ihn in der dritten Lesung stellen!) 

— Sie verzichten jetzt in der zweiten Lesung 
darauf, den Antrag zu stellen. 
Das Wort wird nicht mehr gewünscht. Ich lasse 

abstimmen über den Änderungsantrag Dr. Conring 
und Genossen, Umdruck 866*). Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Meine Damen und 
Herren, wir müssen die Abstimmung wiederholen. 
Ich bitte diejenigen, die dem Antrag Dr. Conring 
zuzustimmen wünschen, sich von den Plätzen zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
letzte ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich lasse abstimmen über § 17 in der Ausschuß-
fassung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; § 17 
ist in der Ausschußfassung angenommen. 

Ich rufe § 18 auf. Das Wort wird nicht gewünscht. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; § 18 ist 
angenommen. 

Ich rufe auf § 19 mit dem Änderungsantrag 
Umdruck 848**) Ziffer 1. — Herr Abgeordneter 
Schmitt zur Begründung. 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Entgegen der Regie-
rungsvorlage hat die Mehrheit des Ausschusses eine 
völlige Freigabe der Bodenpreise bei der Anwen-
dung dieses Gesetzes beschlossen. Die zuständigen 
Herren Ressortminister bzw. ihre Vertreter haben 
auf unsere Fragen in den Beratungen sehr große 
Bedenken gegen diesen Beschluß geltend gemacht. 
Wir kennen eine ganze Reihe von Beispielen aus 
der jüngsten Zeit, die zeigen, daß eine Freigabe der 
Preise sich außerordentlich ungünstig auswirkt. 
Der Herr Vertreter des Bundesfinanzministeriums 
hat uns von Preissteigerungen um 25 bis 50 und 
mehr Prozent berichtet. Uns ist ein Fall von Ent-
eignungen für einen Flugplatz bei Regensburg be-
kanntgeworden, in dem die Preise von 70 000 auf 
200 000 und nachher noch auf viele hunderttausend 
Mark hochgegangen sind. 

Wir verkennen nicht, meine Damen und Herren, 
daß die Preisvorschriften bei einer starren Anwen- 

*) Siehe Anlage 11. 
**) Siehe Anlage 4.  

dung zu Härten führen können. Wir schlagen Ihnen  
deshalb vor, zu bestimmen, daß Preisvorschriften, 
die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehen, 
unberücksichtigt bleiben können, soweit sie zu 
einem unangemessenen Ergebnis oder zu unbilligen 
Härten führen. Ich glaube, daß wir damit auch die 
Interessen der betroffenen Eigentümer wahren. 

Es ist auch ein Hinweis auf das Grundstücksver-
kehrsgesetz, das in der vorletzten Woche im Bun-
desrat beraten worden ist, gemacht worden. Sie 
wissen, daß der Regierungsentwurf eine Freigabe 
der Preise vorsieht. Wir glauben, daß dieser Hin-
weis nicht durchschlagend ist. Hier handelt es sich 
um eine Teillösung, und wenn überhaupt, dann 
kann diese Frage nur im Rahmen des Grundstücks-
verkehrsgesetzes gelöst werden. Das war übrigens 
auch die Auffassung der beteiligten Ressorts bei 
der Beratung dieses Gesetzes. Ich glaube auch, daß 
eine Reihe von Ländern große Bedenken gegen eine 
völlige Freigabe der Preise haben. 

Ich möchte Sie, meine Damen und Herren, bitten, 
im Interesse der Abwehr von Spekulationen unse-
rem Antrag, der einerseits die Interessen der be-
troffenen Eigentümer berücksichtigt, andererseits 
aber auch der Spekulation entgegenwirkt, zuzu-
stimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Herr Dr. Glasmeyer. 

Dr. Glasmeyer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der von 
der SPD gestellte Antrag scheint mir viel zu labil 
zu sein, als daß wir ihn annehmen könnten. Was 
heißt das überhaupt: „unangemessenes Ergebnis 
oder unbillige Härten"? Wer soll das prüfen? Dann  
haben wir unter Umständen 40 000 Prozesse. Wol-
len wir das denn? In dem von der Koalition ange-
nommenen § 19 steht klipp und klar: „Die bisheri-
gen Preisvorschriften finden für dieses Gesetz keine 
Anwendung". Außerdem steht in § 20, daß die Ent-
schädigungen für andere durch die Enteignung ein-
tretende Vermögensnachteile unter gerechter Ab-
wägung der Interessen der Allgemeinheit und der 
Beteiligten festzusetzen sind. 
Meine Damen und Herren! Eine Vorleistung 

bringt in jedem Fall der Bauer, der das Opfer auf 
sich nimmt, sein Gelände für den Staat, für die 
Wehrmacht zur Verfügung zu stellen. Er hat also 
für die Allgemeinheit bereits geopfert. Daß er dann 
einen anständigen Preis bekommt, halte ich für ab-
solut notwendig. Ich möchte die Koalition wiede-
rum bitten, den Antrag der SPD abzulehnen und es 
bei der Fassung des 8. Ausschusses zu belassen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schmitt (Vockenhausen). 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
brauche Sie in Erwiderung der Ausführungen des 
Kollegen Glasmeyer nur auf die Verhältnisse bei 
der Landbeschaffung für Wohnraumbauten hinzu-
weisen. In Zukunft wird es doch so sein, daß jeder 
Landwirt und jeder von dem Gesetz Betroffene 
gern Land für die Bundeswehr zur Verfügung 
stellt und daß die Städte und Gemeinden und wer 
sonst im Rahmen des sozialen Wohnungsbaues 
bauen will, nicht mehr in der Lage sind, Gelände 
zu angemessenen Preisen zu bekommen. Das ist die 
natürliche Konsequenz dieser Entwicklung. Diese 
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Entwicklung ist in einigen Gebieten bereits einge-
treten; Sie wissen das alle aus der Presse. Ich 
möchte nur noch einmal sagen: es ist mir unver-
ständlich, wie Herr Kollege Glasmeyer soviel Miß-
trauen gegen seine eigene Regierung haben kann, 
daß sie nicht in der Lage sein soll, die Grundstücks-
besitzer angemessen zu entschädigen. Wir möchten 
Sie nochmals um Zustimmung zu diesem Antrag 
bitten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Glasmeyer. 

Dr. Glasmeyer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Was unsere Regierung 
betrifft, so kann ich nur eines sagen: unsere Re-
gierung hat ihr Einverständnis mit der Fassung 
des 8. Ausschusses erklärt. Im übrigen möchte ich 
Ihnen folgendes sagen. Wir haben heutzutage einen 
doppelten Preismarkt. Wir haben einen schwarzen 
Preismarkt und einen, der den Notar erreicht, und 
ich glaube, es ist allerhöchste Zeit, daß wir diesem 
Kuddelmuddel im Grundstücksverkehr und in den 
Preisen einmal ein Ende setzen. Es ist absolut not-
wendig, daß damit einmal angefangen wird und 
daß hier auf Grund dieses Paragraphen nach den 
Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen, des 
Ausschusses für die Landwirtschaft und des Aus-
schusses für die innere Verwaltung gehandelt wird. 
Ich bitte Sie noch einmal, den Antrag der Opposi-
tion abzulehnen. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen]: Sie machen 
das Durcheinander vollends!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Könen. 

Könen (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist richtig, 
daß die Preisstoppverordnungen für Grundstücks-
preise zu originellen Ergebnissen führen. Aber noch 
origineller scheint mir es zu sein, diesem grauen 
oder schwarzen Markt eine kräftige Spritze zu 
geben, so daß er noch besser funktioniert, indem 
man das in das Landbeschaffungsgesetz hinein-
bringt. So geht es ja nun, meine Herrschaften, 
schließlich auch nicht! 

(Lachen und Zurufe in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Höcherl. 

Höcherl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bin sehr über-
rascht von der Formulierung, daß der Preistopp zu 
originellen Ergebnissen führt. Es sind sicher nicht 
originelle Ergebnisse, sondern beschämende Ergeb-
nisse, wenn durch die gänzlich veralteten, über-
holten und unmöglichen Bestimmungen sogar Be-
hörden gezwungen werden, an strafbaren Hand-
lungen mitzuwirken. Deshalb müssen wir auf die-
sem Gebiet zu einer Bereinigung kommen. Wir 
müssen eine Bresche schlagen und müssen das 
Grundgesetz ausführen. Ich muß darauf hinweisen, 
daß bereits eine ganze Reihe von Gerichtsurteilen 
ergangen sind, die die Preisstoppregelung für un-
gültig erklärt haben. D as  ist der Ansatzpunkt. So 
müssen wir nach dem Art. 14 Abs. 3 des Grund-
gesetzes verfahren. Auch das Grundstücksverkehrs-
gesetz hat die Absicht der Bundesregierung zum 
Ausdruck gebracht, mit diesem alten Zopf, mit die-

sem längst überholten und unmöglichen Verfahren 
aufzuhören, dem einen einen Aufopferungs-
anspruch zuzumuten und alle übrigen Preise sich 
entwickeln zu lassen. Es ist völlig ausgeschlossen, 
daß sich dabei ein Markt entwickelt. Wenn die 
Preise frei sind, wird sich sehr bald herausstellen, 
daß die Bäume nicht in den Himmel wachsen, son-
dern daß wir auch auf diesem Gebiet eine echte 
Marktsituation bekommen. Die anderen Gebiete, 
Wohnungsbau usw., stehen hier nicht zur Debatte. 
Das Gesetz hat seinen Zweck genau umrissen, und 
nur dafür gilt es. Auf anderen Gebieten wird man 
vielleicht zu anderen Regelungen kommen. Auf 
jeden Fall ist es allerhöchste Zeit und ist hier der 
geeignete Platz, klare und ehrliche Verhältnisse zu 
schaffen und mit den Umgehungen und Schwinde-
leien — nennen wir es gleich beim richtigen Namen 
— aufzuhören. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich lasse abstimmen über den Antrag der SPD 
Umdruck 848*) Ziffer 1. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das letzte ist die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Ich lasse abstimmen über den § 19 in der Aus-
schußfassung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; 
es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 20, — 21 und 22. — Das Wort 
wird nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen Pa-
ragraphen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe wieder den § 23 auf. Ich darf feststellen, 
daß die Änderungsanträge alle beschieden sind. — 
Das Wort wird nicht mehr gewünscht. Ich lasse da-
mit abstimmen über § 23 in der Form, die er auf 
Grund der Einzelabstimmungen, die über diesen 
Paragraphen bereits vorgenommen worden sind, 
erhalten hat. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. Das ist die Mehrheit; es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 24, — 25, — 25 a, — 26, —
27, — 28, — und 29. — Das Wort wird nicht ge- 
wünscht. Wer den aufgerufenen Paragraphen zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Das ist die Mehrheit; es ist so be-
schlossen. 

§ 30 entfällt. Zu § 31 ist, wie ich sehe, erst für 
die dritte Beratung ein Änderungsantrag gestellt, 
der hier also nicht interessiert. — Wird das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. — Wer dem 
§ 31 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 32, — 33, — 34, — 35, — 
36, — 37, — 37 a, — 38, — 39, — 40, — 41, — 42, 
— 43, — 44, — 45, — 46, — 47, — 48, — 49, —
49 a, — 50, — 51 und  52. — Das Wort wird nicht 
gewünscht. Wer den aufgerufenen Paragraphen zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Das  ist die Mehrheit; es ist so be-
schlossen. 

*) Siehe Anlage 4. 
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 Zu § 53 liegt ein Änderungsantrag auch erst zur 
dritten Beratung vor. — Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Wer § 53 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; 
es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 53 a, — 54, — 55 und 56. —
Das Wort wird nicht gewünscht. Wer den aufge-
rufenen Paragraphen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Das ist die Mehr-
heit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf § 57. Ein Änderungsantrag liegt 
erst zur dritten Beratung vor. — Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer § 57 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Das ist die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf die §§ 58, — 59, — 60 und 60 a. — 
Das Wort wird nicht gewünscht. Wer den aufge-
rufenen Paragraphen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Das ist die Mehr-
heit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf den § 61 und dazu die Änderungs-
anträge auf Umdruck 848*) Ziffer 3 und Umdruck 
859**) Ziffer 1. — Das Wort wird von Herrn Ab-
geordneten Schmitt (Vockenhausen) gewünscht. Er 
hat das Wort. 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich darf Sie bitten, un-
serem Antrag zuzustimmen. Wir haben die Erfah-
rung gemacht, daß in vielen Fällen die Stationie-
rungsmächte, dank der Hilfe des von Ihnen be-
schlossenen Fortgeltungsgesetzes, auf einer Reihe 
von Grundstücken, die sie in Anspruch genommen 
hatten, provisorisch Bauten begonnen haben, um 
dann dieses Gelände nach den Bestimmungen des 
Landbeschaffungsgesetzes weiter in Anspruch neh-
men zu können. Wir wollen dem durch die Einfü-
gung dieser Vorschrift einen Riegel vorschieben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird das Wort weiter 
gewünscht? — Das Wort hat der Abgeordnete Dr. 
Kihn. 

Dr. Kihn (Würzburg) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Antrag steht im 
Widerspruch zu den Verpflichtungen aus dem 
Truppenvertrag. Nach Art. 48 Abs. 2 dieses Vertra-
ges hat die Bundesrepublik alle Liegenschaften 
weiterhin zur Verfügung zu stellen, sofern deren 
Inanspruchnahme für Zwecke der Streitkräfte oder 
ihrer Mitglieder über den 5. Mai 1956 hinaus erfor-
derlich ist. Die Frage, welche Liegenschaften im 
einzelnen für den Bedarf der ausländischen Streit-
kräfte erforderlich sind, kann nicht einseitig, auch 
nicht im Wege der Gesetzgebung, von einer Ver-
tragspartei entschieden werden, sondern nur im 
gegenseitigen Benehmen. Vorhin ist allgemein ein 
Bekenntnis zu dem Grundsatz ausgesprochen wor-
den „pacta sunt servanda". Ich bitte, hiernach zu 
handeln und den Antrag abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird des weiteren das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann 
lasse ich abstimmen über den Antrag auf Um-
druck 848***) Ziffer 3, Änderungsantrag der Frak-
tion der SPD. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die Ge- 

*) Siehe Anlage 4. 
**) Siehe Anlage 8. 
***) Siehe Anlage 4.  

genprobe. — Das letzte ist die Mehrheit; der An-
trag ist abgelehnt. 

Ich lasse abstimmen über den Antrag auf Um-
druck 859*) Ziffer 1, interfraktioneller Antrag. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; es ist so  be-
schlossen. 
Ich lasse abstimmen über § 61 in der nunmehr 

geänderten Fassung. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Das ist die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf § 61 a. Das Wort wird nicht gewünscht. 
— Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe auf § 61 b. Dazu liegt ein Änderungsan-
trag auf Umdruck 859 Ziffer 2 vor. Wird hierzu das 
Wort gewünscht? 

(Zuruf : Interfraktioneller Antrag!) 

— Es ist ein interfraktioneller Antrag. Das Wort 
wird nicht gewünscht. Wer dem Antrag auf Um-
druck 859 Ziffer 2 auf Einfügung eines § 61 b zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf § 62 in Verbindung mit dem Antrag 
auf Umdruck 853**). Wird hierzu das Wort ge-
wünscht? — Herr Abgeordneter Engel.  

Engell (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir beantragen die Streichung des 
§ 62. Auch der Bundesrat hat vorgeschlagen: 

Die hier behandelte Frage soll im Grund-
stücksverkehrsgesetz generell geregelt werden. 
Aus diesem Grunde kann die im Entwurf vor-
gesehene Regelung entfallen. 

Sollte das Grundstücksverkehrsgesetz erst nach 
dem vorliegenden Entwurf in Kraft treten, so 
kann in Kauf genommen werden, daß die hier 
behandelten Tatbestände für eine Übergangs-
zeit in vollem Umfange nach den allgemeinen 
Vorschriften genehmigt werden müssen. 

Wenn wir diesen § 62 in der vorliegenden Form 
annehmen, bekommt jeder ohne Rücksicht auf Her-
kunft seines Landbesitzes ein Recht auf zehn Jahre, 
am freien Markt als Käufer aufzutreten und land-
wirtschaftliche Grundstücke zu erwerben. Er 
braucht nicht die Genehmigung der Grundstücks-
verkehrskommission. Er braucht nicht das sied-
lungsrechtliche Vorkaufsrecht zu beachten. Er er-
hält quasi auf dem Grundstücksmarkt für zehn 
Jahre einen Jagdschein und wird in der Bundes-
republik herumfahren und versuchen, ein Ersatz-
grundstück zu beschaffen. Meine Damen und Her-
ren, dabei können Sie gar nicht verhindern, daß 
Leute, die auf durchaus fragwürdige Weise zu 
Grund und Boden gekommen sind, solchen wieder 
erwerben können. Es ist in Anbetracht der allge-
meinen Situation auf dem Grundstücksmarkt und 
in Anbetracht der Tatsache, daß Tausende von hei-
matvertriebenen Bauern nicht wieder angesetzt 
werden können, völlig unvertretbar, daß einem 
Nichtlandwirt, der vielleicht Kriegs- und Kon-
junkturgewinne in Grund und Boden angelegt hat, 
ein Freischein ausgestellt wird, mit dem alle Be-
schränkungen, die bisher bestanden, aufgehoben 
werden und mit dem er für das ihm enteignete und 

*) Siehe Anlage 8. 
**) Siehe Anlage 7. 
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voll bezahlte Land jederzeit wieder Land in 
gleicher Größe kaufen kann. Ich weiß nicht, wie 
man einen solchen Standpunkt vertreten kann an-
gesichts der Notlage, die für weite Kreise besteht, 
die auf ihren angestammten Beruf verzichten und 
nolens volens einen anderen Beruf ausüben 
müssen. 

Ich möchte Sie dringend bitten, dem Vorschlag 
des Bundesrates zuzustimmen und den § 62 zu 
streichen. In dem neuen Grundstücksverkehrsgesetz 
können Sie dann diesbezügliche Bestimmungen 
festlegen. Auf der unteren Ebene wird man in den 
Grundstückskommissionen feststellen können, wie 
der Mann zu bewerten ist. Auf der anderen Seite 
wird die Grundstücksverkehrskommission auch 
einem Nichtlandwirt, dessen Land enteignet wurde, 
die Möglichkeit geben, wieder ein Grundstück zu 
kaufen, wenn keine schwerwiegenden Gründe da-
gegen sprechen. Wenn wir den § 62 so genehmigen, 
werden wir ganz sicherlich eines Tages Skandal-
fälle erleben. Man wird uns fragen: wie konntet ihr 
überhaupt einen solchen Beschluß fassen? 

Wir bitten Sie also, dem Streichungsantrag zuzu-
stimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Es ist beantragt, den § 62 total zu streichen. Das 
wird nach der Übung des Hauses so gehandhabt, 
daß über den § 62 abgestimmt wird. Wird er abge-
lehnt, dann ist damit dem Streichungsantrag statt-
gegeben. Ich lasse also über den § 62 abstimmen. 
Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Meine Damen und Herren, ich muß die Abstim

-

mung nochmals wiederholen. Ich bitte diejenigen, 
die dem § 62 zuzustimmen wünschen, sich zu er-
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Der Vor-
stand ist sich nicht einig; ich muß leider durch 
Auszählen abstimmen lassen. Wir stimmen über 
den § 62 in der Form ab, daß diejenigen, die wollen, 
daß er in der Ausschußfassung erhalten bleibt, 
durch die Ja-Türe, und die, die die Streichung wol-
len, durch die Nein-Türe gehen. Ich bitte, den Saal 
zu räumen und die Türen zu schließen. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Ich eröffne die Abstimmung. Ich bitte, die Türen 
zu öffnen. 

(Wiedereintritt und Zählung.) 

— Ich bitte, die Abstimmung zu beschleunigen. 

Ich bitte, die Türen zu schließen. Die Abstim-
mung ist geschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergeb-
nis der Abstimmung durch Auszählen bekannt. Mit 
Ja haben gestimmt 164 Mitglieder des Hauses, mit 
Nein 154, enthalten haben sich 5; § 62 ist angenom-
men. 

Ich rufe auf die §§ 63, — 64, — 65, — 65 a, — 65 b — 
und 66. — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer den 
aufgerufenen Paragraphen zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das erste war die Mehrheit; die 
aufgerufenen Paragraphen sind angenommen. 

Ich rufe auf Antrag Umdruck 848*) Nr. 4 auf Ein-
fügung eines § 66 a. Das Wort hat der Abgeordnete 
Schmitt (Vockenhausen). 

*) Siehe Anlage 4. 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! § 66a in der von uns 
vorgeschlagenen Fassung schließt lediglich eine 
Lücke. Wenn militärische Bauten auf bundeseige-
nem Gelände errichtet werden, sollen die in den 
§§ 6 bis 10 festgelegten Grundsätze auch dafür gel-
ten. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird noch das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Wer dem Änderungsantrag der SPD 
auf Umdruck 848 Nr. 4 auf Einfügung des § 66a zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Meine 
Damen und Herren, ich muß wiederholen, Wer dem 
Änderungsantrag der SPD zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das zweite ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe auf die §§ 67, — 67a, — 68, — Einleitung 
und Überschrift. — Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Wer den aufgerufenen Bestimmungen zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
erste war die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Damit stehen wir am Ende der zweiten Beratung. 
Ich komme zur 

dritten Beratung 
und eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Höcherl. 

Höcherl (CDU/CSU): Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Es gibt keinen Rechtsstaat, der 
auf ein solches Instrument verzichten könnte, wie 
es jetzt geschaffen werden soll. Ich betone aus-
drücklich, daß es keinen Rechtsstaat gibt, der das 
könnte; andere Staaten wußten sich sehr wohl zu 
helfen. Der Weg, der hier eingeschlagen werden 
muß, ist eindeutig vorgezeichnet, und der Rahmen 
ist klar und deutlich durch den Art. 14 des Grund-
gesetzes abgesteckt. Dieser Art. 14 des Grundge-
setzes, der in Abs. 2 von der Verpflichtung des 
Eigentums spricht, enthält in Abs. 3 die Enteig-
nungsvoraussetzungen. Sie sind eng umrissen, und 
zwar unter dem Gesichtspunkt des Allgemein-
wohls, dem einzig gültigen Enteignungsgrund. Ich 
bin der Auffassung, daß das vorliegende Gesetz 
mit seinen Enteignungsgründen, Verteidigung und 
Erfüllung völkerrechtlicher Verträge, nach allge-
meinwohl -bestimmten Gesichtspunkten allerersten 
Ranges ausgerichtet ist. Damit sind die Enteig-
nungsvoraussetzungen erfüllt. 

Ferner gibt es keinen Zweifel darüber, daß das 
Gesetz seinem inneren Wesen nach subsidiären 
Charakter hat, d. h. daß es erst angewendet wer-
den soll und darf, wenn keine anderen Möglich-
keiten, vor allem nicht die Möglichkeit des freien 
Erwerbs von Grundstücken und die Möglichkeit, 
den Bedarf aus der öffentlichen Hand zu decken, 
gegeben sind. 

Ich halte es für notwendig und richtig, daß diese 
beiden Gesichtspunkte im Gesetz in Soll-Vor-
schriften zum Ausdruck kommen. Es hat einen 
längeren Streit darüber gegeben, ob man hier Soll-
Vorschriften oder Muß-Vorschriften vorsehen 
sollte. Verwaltungsrechtliche Überlegungen lassen 
eine Muß-Vorschrift nicht zu. Eine Überprüfung 
von Ermessensmißbräuchen ist auch bei einer Soll

-

Vorschrift möglich. 
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Die entscheidende Frage ist die der Entschädi-

gung, die nach Art. 14 Abs. 3 des Grundgesetzes 
sofort in dem Beschaffungsgesetz mit geregelt wer-
den muß. In dieser Entschädigungsfrage ist zum 
erstenmal ein sehr mutiger Weg beschritten wor-
den. Es ist zum erstenmal wieder die Preiswahr-
heit und auch die Vertragswahrheit zum Vorschein 
gekommen, indem einmal der Preisstopp aufge-
hoben worden ist. Ich habe vorhin schon Gelegen-
heit gehabt, dazu Stellung zu nehmen. Es ist ein-
fach ein unmöglicher Zustand, daß Bestimmungen 
aus dem Jahre 1936 in unsere Gegenwart mit her-
eingenommen werden, die ganz andere Verhältnisse 
aufzuweisen hat, die eine ganz andere Kaufkraft-
entwicklung hat. Infolgedessen war es höchste Zeit, 
daß der Preisstopp verschwand. 

Damit wird dieses Gesetz auf diesem Gebiet 
auch einen weitgehend präjudiziellen Charakter 
haben. Es wird in alle Zukunft in diesem Hause 
kein Entschädigungsgesetz mehr geben, das nicht 
auf diese Grundsätze zurückgreifen müßte. Es ist 
ein Streit darüber entstanden, ob nach Art. 14 
Abs. 3 des Grundgesetzes, der eine gerechte Ab-
wägung zwischen den Interessen des Allgemein-
wohls und den Interessen der Betroffenen vor-
schreibt, die Entschädigung nach dem gemeinen 
Wert, d. h. nach dem Verkehrswert unter Auf-
hebung des Preisstopps, zu verantworten ist. Es 
gibt darüber Urteile. Der Ton dieser ganzen Vor-
schrift liegt auf dem Begriff der gerechten Ab-
wägung. Alle diese Urteile hoher und höchster 
Gerichte haben sich so ausgesprochen, daß eine 
gerechte Abwägung in einem echten Wertausgleich 
und einer Entschädigung des wirklichen Wertes 
besteht. Fragen der Abschöpfung von Spekula-
tionsgewinnen und ähnliche Dinge haben in die-
sem Gesetz keinen Platz; der geometrische Ort für 
solche Überlegungen liegt ganz woanders. 

Auch die Frage des Ersatzlandes war eine der 
Kernfragen, weil das bäuerliche Land geschützt 
werden muß. Es wird sowieso immer schmäler. Ich 
glaube, daß mit den Vorschriften des § 23 Abs. 1, 
2 und 3 eine Regelung gefunden worden ist, die 
einen echten Anspruch begründet und die Rücksicht 
nimmt, die verlangt werden kann. 

Das Gesetz hat die Aufgabe, die Verteidigungs-
planung zu erfüllen, unsere Verträge ausführen 
zu helfen, auf der anderen Seite den gleichwich-
tigen Zweck, das Bauernland zu erhalten. Mit die-
ser Lösung, auf der einen Seite der Planung freie 
Hand zu geben und auf der anderen Seite einen 
echten Anspruch auf Ersatzland, wenn es unter an-
gemessenen Bedingungen beschafft werden kann, zu 
normieren, scheint mir ein echter, vernünftiger 
und sauberer Kompromiß für diese beiden gegen-
einanderstehenden Interessen gefunden worden zu 
sein. 

Ich darf noch einmal auf den starken präjudi-
ziellen Charakter dieses Gesetzes hinweisen. Dieses 
Gesetz allein ist nicht entscheidend, sondern ent-
scheidend ist etwas anderes, entscheidend ist der 
Geist, in dem dieses Gesetz angewandt wird, ent-
scheidend ist, ob sich die anwendenden Behörden 
jederzeit dessen bewußt sind, daß das Gesetz sub-
sidiären Charakter hat, daß es erst in zweiter 
Linie anzuwenden ist, nicht eher, bis die anderen 
Möglichkeiten ausgeschöpft worden sind. Das Maß-
gebende ist nicht das Gesetz, sondern der Geist die-
ses Gesetzes. Ich habe das Vertrauen zu der Re-
gierung, daß sie es im richtigen Geist anwenden  

wird. Ich bitte, dem Gesetz in der dritten Lesung 
so zuzustimmen, wie es in der zweiten Lesung be-
schlossen worden ist. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmitt (Vockenhausen). 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die sozialdemokra-
tische Fraktion hat sich bei der Beratung dieses 
Gesetzes wie auch schon bei dem mit dem Land-
beschaffungsgesetz unmittelbar zusammenhängen-
den Bundesleistungsgesetz und dem Schutzbereich-
gesetz bemüht, alles zu tun, um die Auswirkungen 
des Gesetzes zu mildern und dem Gesetz selbst 
eine rechtsstaatlich vertretbare Fassung zu geben. 

Leider haben die Verhandlungen in allen Aus-
schüssen sehr darunter gelitten, daß bisher immer 
noch ein Raumordnungsgesetz fehlt. Gerade der 
Wunsch der Bundesregierung, wieder in größerem 
Umfange Grund und Boden für militärische 
Zwecke in Anspruch zu nehmen, hätte sie veran-
lassen müssen, auf diesem Gebiet mehr Initiative 
zu entfalten. Das Gegenteil war aber der Fall. Es 
ist der Regierung gelungen, unter Hinweis auf 
eigene Vorschläge den Entwurf eines Rahmenge-
gesetzes zur Raumordnung Drucksache 1656 von 
der Tagesordnung der Ausschüsse verschwinden 
zu lassen. Es fehlt aber immer noch eine ent-
sprechende Regierungsvorlage. Unsere Bemühun-
gen, die Grundsätze der Raumordnung wenigstens 
in dem Landbeschaffungsgesetz zu verankern, kön-
nen immer nur eine Hilfslösung, aber kein Ersatz 
für ein Raumordnungsgesetz sein. Wir haben uns 
bei den Beratungen dieses Gesetzes immer wieder 
vor Augen gehalten, daß die vorgesehene In-
anspruchnahme von 100 000 ha, seien sie nun im 
Eigentum des Bundes oder nicht, weil sie ja in 
jedem Fall landwirtschaftlich genutzt sind, Tau-
sende, vielleicht sogar Zehntausende selbständiger 
landwirtschaftlicher Existenzen zerschlagen kann 
und daß viele andere landwirtschaftliche Existen-
zen in ihrer Grundlage geschmälert werden. Wir 
alle wissen, wie stark ohnehin der laufende Ver-
lust an landwirtschaftlicher Bodenfläche durch 
Straßenbau usw. ist, und wir wollen unter allen 
Umständen vermeiden, daß eine weitere Verschär-
fung der Lage für unsere Landwirtschaft eintritt. 

Ich bedaure in diesem Zusammenhang sehr, daß 
die Mehrheit des Hauses unseren Antrag zu § 1 
Abs. 2 abgelehnt hat. Ich will nicht wiederholen, 
was ich hierzu gesagt habe. Wir werden uns er-
lauben, diesen Antrag in der dritten Lesung dem 
Hohen Hause noch einmal vorzulegen, und wir 
hoffen, daß Sie in der dritten Lesung diesem An-
trag zustimmen. 
Erfreulich sind verschiedene andere Änderun-

gen, an deren Gestaltung die sozialdemokratische 
Fraktion maßgeblichen Anteil hat. Ich denke da-
bei an die Sicherstellung des Rechtsschutzes für 
die Betroffenen. Wir konnten in vielen Punkten 
erhebliche Verbesserungen erreichen. Leider kann 
man nicht sagen, daß die gesamte Gesetzgebungs-
arbeit von der Bundesregierung sehr sorgfältig 
vorbereitet war. Ich möchte hier nur auf einige 
Punkte hinweisen. 
Die Fragen der Raumordnung waren völlig un-

berücksichtigt geblieben. Der Kostenersatz für die 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften war völlig 
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unzureichend. Weitere Fragen betrafen den Schutz 
von Grundstücken, die unter Natur- und Denk-
malschutz stehen, die Sicherung der Familienbe-
triebe bei der Ersatzlandbeschaffung, die Schaf-
fung der Naturalwertrente im Altersfall, die Ver-
besserung der Verfahrensvorschriften und nicht zu-
letzt die Sicherung der Bereitstellung von Wohn-
raum für diejenigen Betroffenen, die ihre Woh-
nungen verlieren, ferner die zeitliche Begrenzung 
der Besitzeinweisungsbeschlüsse. Ich glaube, daß 
wir mit dem Beschluß im Ausschuß allen Betrof-
fenen einen großen Dienst geleistet haben. 

(Abg. Dr. Strosche: Saubere Arbeit!) 

Ich habe das Gefühl, daß eine Reihe von Kol-
legen aus der Landwirtschaft sich eigentlich erst 
jetzt der ganzen Konsequenzen dessen, was auf die 
Landwirtschaft zukommt, bewußt geworden ist. 
Wenn ich an die Ausführungen des Kollegen Dr. 
Glasmeyer in der ersten Lesung und an das denke, 
was in den Ausschußberatungen und jetzt übrig-
geblieben ist, dann muß ich sagen: da besteht doch 
ein sehr großer Unterschied. Er hat damals hier 
mit großen Worten davon gesprochen, die Land-
wirtschaft wolle alles tun, um das notwendige 
Übungsgelände bereitzustellen. Aber den Realitäten 
haben diese großen Worte nicht standgehalten. 

Leider hat die Ablehnung unseres Antrags zu 
§ 19 Abs. 4 bezüglich der Preisvorschriften unseres 
Erachtens der Bodenspekulation weitgehend Tür 
und Tor geöffnet. Wir werden aber bei § 23 noch 
einmal versuchen, die Bestimmung des Abs. 1 durch 
Streichung des Halbsatzes bezüglich der angemes-
senen Bedingungen zugunsten der Landwirtschaft 
zu verbessern. 

 Wir haben bei der Beratung dises Gesetzes noch 
einige Tatsachen zu verzeichnen, die hier nicht 
unerwähnt bleiben können. Es ist offensichtlich 
Übung geworden, daß Ressorts, die in den Vor-
beratungen eines Gesetzes bei der Abstimmung im 
Kabinett unterliegen, sich an einzelne Abgeordnete 
wenden und daß diese Abgeordneten daraufhin als 
eigene Anträge die Wünsche eines bestimmten 
Ressorts vorbringen. Ich möchte alle Kollegen 
bitten, sich diese Praxis 'und ihre Auswirkungen 
einmal in Ruhe zu überlegen. Wohin soll das 
führen, wenn wir diesen Weg allgemein ein-
schlagen? Ich fürchte, er ist schon fast zu einem 
Trampelpfad oder zu einer breiten Autobahn für 
manche Leute geworden. Ich möchte Sie, meine 
Damen und Herren, doch sehr bitten, an Ihre eigene 
Entscheidungsfreiheit zu denken und nicht mit An-
trägen zu kommen, deren Konsequenzen offen-
sichtlich nur von dem betreffenden Ressort vor-
ausgesehen werden. 

Es sind schließlich noch zwei Fragen zu erörtern, 
die in den Ausschußberatungen eine Rolle gespielt 
haben und die im Zusammenhang mit dem Schutz-
bereichsgesetz stehen. Der Ausschuß hat sich in 
seinen letzten Beratungen über die Fassung des § 1 
zur Frage der Anhörung der Gemeinden die Vor-
schläge des Vermittlungsausschusses zu eigen ge-
macht. Ich möchte ausdrücklich betonen: wenn wir 
dazu kommen, daß wir bei der Beschlußfassung 
über Gesetze die Praxis des Vermittlungsausschus-
ses hier zur Richtlinie machen, wie das in dem 
vorliegenden Fall geschehen ist, dann wird das zu 
Auswirkungen für die Gesetzgebung führen, die 
meines Erachtens unerwünscht sind. Wir möchten 
das in diesem Sinne 'als Ausnahmefall gewertet 
wissen. Wir haben keinen Änderungsantrag ge-

stellt, weil wir uns bei der Lage im Hause im 
klaren sind, daß er in jedem Fall abgelehnt würde. 

Schließlich bleibt noch ein Wort zu der Frage der 
Anhörung der Gemeinden überhaupt zu sagen. Wir 
können hier die Auffassung des Bundesrates nicht 
teilen, daß die Gemeinden nach dem Bundesgesetz 
nicht unmittelbar zur Anhörung herangezogen 
werden können. Es würde heute abend bei der 
vorgeschrittenen Zeit zu weit führen, eine Reihe 
von Gesetzen zu erwähnen, in denen auch die Be-
teiligung der Gemeinden sichergestellt ist. Jeden-
falls sollte es im Verhältnis zwischen Bund und 
Ländern nicht zu dem Grundsatz kommen, daß nur 
die Länder und nicht die 'Gemeinden unmittelbar 
angesprochen werden können. Das ist ja eine Frage, 
die auch im Zusammenhang mit dem Art. 106 
unseres Grundgesetzes, der Frage der Finanzver-
fassung steht. Ich möchte nur ausdrücklich sagen, 
daß wir keine Anerkennung dieses Rechtsstand-
punktes des Bundesrates hinnehmen möchten, auch 
wenn wir keinen Änderungsantrag gestellt haben. 

Insgesamt darf ich Ihnen sagen, daß die sozial-
demokratische Fraktion das Gesetz ablehnen wird, 
weil Inhalt und Begründung des Gesetzes zeigen, 
daß es ein Folgegesetz der von Ihnen gebilligten 
Pariser Verträge ist. Wir sind nach wie vor nicht 
bereit, diesen Folgen auf dem Gebiet der Land-
beschaffung für das innerdeutsche Recht zuzustim-
men, weil wir die Vertragspolitik der Regierung 
weiterhin ablehnen. 

Die Auswirkungen und die Tragweite dieses Ge-
setzes hängen wie auch beim Bundesleistungsgesetz 
weitgehend von dem immer noch nicht abgeschlos-
senen Stationierungsvertrag zwischen den NATO- 
Mächten und der Bundesrepublik ab. Wir haben 
bereits am 12. April und dann noch einmal am 
5. Juli auf die Versäumnisse der Regierung bei der 
Aufnahme der Beratungen hingewiesen. Sie werden 
nun schon über ein Jahr lang geführt, und ihr 
Abschluß ist noch nicht abzusehen. Alles, was bis-
her über diese Verhandlungen bekanntgeworden 
ist, deutet darauf hin, daß diese Verhandlungen 
nicht nur in der Frage der deutschen Gleichberech-
tigung, sondern auch in der Frage der deutschen 
Leistungen neue Zugeständnisse der Bundesregie-
rung bringen werden. Es ist selbstverständlich, daß 
diese dann auch zu neuen Landbeschaffungen 
führen müssen, vor allem wenn die Stationierungs-
mächte Wünsche der Bundesregierung auf Mit-
benutzung und Überlassung von militärischem 
Gelände ablehnen. Da dieser Vertrag noch nicht 
abgeschlossen ist, ist auch nicht zu übersehen, wie 
er sich auswirken wird, und da die Bestimmungen 
des Landbeschaffungsgesetzes die Möglichkeit der 
Landbeschaffung nicht begrenzen, sehen wir uns 
auch aus diesem Grunde zu einer Zustimmung zu 
dem Gesetz nicht in der Lage. 

Ich darf schließlich noch erwähnen, daß wir die 
Sicherstellung der Familienbetriebe in der jetzt 
angenommenen Fassung als ungenügend ansehen, 
weil der Hinweis auf die Beschaffung von „Ersatz-
land zu angemessenen Bedingungen" einen solchen 
Spielraum für die Regierung läßt, daß damit in 
keiner Weise den Interessen der Landwirtschaft 
gedient wird. 

Darüber hinaus, meine Damen und Herren, 
haben Sie unseren Antrag abgelehnt, in dem wir 
uns mit dem Land beschäftigen, das die Stationie-
rungsmächte nach unserer Auffassung noch über 
den wirklich benötigten Rahmen hinaus benutzen. 
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Aus all diesen Gründen werden wir dem Gesetz 
nicht zustimmen können und es in der dritten 
Lesung ablehnen. 

Wir haben noch einen Wunsch. Wir bitten, den 
Entschließungsantrag des Ausschusses dahin zu 
ergänzen, daß in dem jeweiligen Haushaltsplan des 
zuständigen Bundesministeriums in den Erläute-
rungen für den Haushaltsansatz „Landbeschaffung" 
zu veranschlagen ist, welche Grundstücke und für 
welche Zwecke sie erworben werden sollen. Auf 
diese Weise hat das Hohe Haus eine ständige Kon-
trolle über die vorgesehenen Projekte. Ich glaube, 
das ist im Interesse aller Beteiligten nützlich und 
ist für uns ein guter Erinnerungsposten, uns mit 
den Landbeschaffungsmaßnahmen, die vorgesehen 
sind, in jedem Jahre erneut zu beschäftigen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Dr. Ilk. 

Frau Dr. Ilk (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das vorliegende Gesetz greift ent-
scheidend in die Besitzrechte vieler Staatsbürger 
ein. Es war daher unsere größte Sorge, bei der 
Ausschußberatung darauf hinzuwirken, daß das 
Eigentum des einzelnen weitestgehend vor Zugrif-
fen des Staates geschützt wird und der Eigentümer, 
wenn ihm das Eigentum entzogen werden muß, 
eine entsprechende Entschädigung — sei es in Geld, 
sei es in Land — erhalten sollte. 

Wenn wir heute diesem Gesetz zustimmen, haben 
wir die Bitte an die Enteignungsbehörden, alles zu 
tun, um so wenig wie möglich privaten Besitz zu 
enteignen, sondern weitestgehend auf den Besitz 
der öffentlichen Hand zurückzugreifen. Wir bitten 
auch, darauf bedacht zu sein, daß kein Quadrat-
zentimeter Boden unnötig für militärische Zwecke 
enteignet wird. Wir bitten weiterhin, alles zu ver-
suchen, daß, wenn Grund und Boden erworben wer-
den muß, dem freihändigen Erwerb der Vorzug 
gegeben wird. Es sollten alle Wege beschritten wer-
den, um durch freihändigen Erwerb den benötigten 
Grund und Boden zu gewinnen. Auch bei einer Be-
schlagnahme und einer Enteignung und vor allen 
Dingen schon bei der Planung muß darauf Bedacht 
genommen werden, daß nur solche Grundstücke 
beschlagnahmt werden, die nicht gerade von bester 
Bonität sind. 

Ich bedauere es namens meiner Fraktion sehr, daß 
auch dieses Gesetz unter einem gewissen Zeitdruck 
verabschiedet werden mußte. 

(Abg. Schmitt [Vockenhausen] : Das kann 
man wohl sagen!) 

Die Beratung hat nicht nur unter Zeitdruck gestan-
den, sondern — das möchte ich auch sagen — sicher 
auch dadurch gelitten. Vielleicht wäre da oder dort 
noch eine bessere Formulierung oder eine bessere 
Lösung gefunden worden, wenn nicht der Zwang 
bestanden hätte, bis zum 1. Januar 1957 durch ein 
neues Gesetz das noch in Kraft befindliche Fort-
geltungsgesetz abzulösen. Das ist sehr bedauerlich, 
und es wird sich vielleicht im Laufe der Zeit her-
ausstellen, daß da oder dort eine Änderung durch 
eine Novelle notwendig sein wird. Das wäre ver-
mieden worden, wenn dieses Gesetz mit einer grö-
ßeren Ruhe hätte behandelt und durchgearbeitet 
werden können. 

Nachdem das Schutzbereichgesetz und das Bun-
desleistungsgesetz verabschiedet sind, ist in der 

Reihe der zur Ablösung des Fortgeltungsgesetzes 
notwendigen Gesetze das Landbeschaffungsgesetz 
als drittes zu verabschieden. Aus diesem Grunde 
und weil es notwendig ist, die Besitz-, Eigentums- 
und Entschädigungsverhältnisse derjenigen schnell-
stens zu klären, die für die Stationierungsstreit-
kräfte bereits Land hergeben mußten, stimmen wir 
diesem Gesetz zu. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Engell. 

Engell (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das vorliegende Gesetz soll der Bun-
desregierung die Möglichkeit geben, Land für 
Zwecke der militärischen Verteidigung zu beschaf-
fen. Dabei wird die Beschaffung durch freien An-
kauf und die Hergabe von Ländereien der öffent-
lichen Hand in den Vordergrund gestellt. Geben 
wir uns keinen Täuschungen hin: aus geographi-
schen Gründen wird es vielfach notwendig sein, 
Land auch bei bäuerlichen Betrieben in Anspruch 
zu nehmen. 
Wenn überhaupt eine Möglichkeit besteht, dieses 

Gesetz in beschränkterem Umfang anzuwenden, 
dann dadurch, daß der Herr Bundesverteidigungs-
minister an die Landplanungen nur sehr vorsich-
tig herangeht, damit wir nicht wieder wie bei den 
sonstigen vorherigen Planungen des Bundesvertei-
digungsministeriums erleben müssen, daß mit Zah-
len gearbeitet wird, die gar nicht real sind. Wir 
glauben, daß dann die Möglichkeit besteht, nur im 
äußersten Falle Land enteignen zu müssen. Wenn 
bezüglich der Ländereien, die schon Wehrmachts-
besitz waren und heute von den Stationierungs-
streitkräften in Anspruch genommen sind, Über-
prüfungen vorgenommen und zwischen dem Bun-
desverteidigungsministerium und den Stationie-
rungsstreitkräften Regelungen getroffen werden, 
die eine noch intensivere Ausnutzung dieser Lände-
reien gewährleisten, können wir unseren zusätz-
lichen Bedarf einschränken. 
Bei der Beratung des Gesetzes haben wir allen 

weitgehenden Anträgen zugestimmt, die sicherstel-
len sollten, daß bäuerliche Familien, die von der 
Inanspruchnahme betroffen werden, Ersatzland be-
kommen. Meine Damen und Herren, wir wollen 
Ihnen ganz offen gestehen, daß wir nicht ohne Bit-
ternis daran gedacht haben, wie teilweise auch Mit-
glieder dieses Hauses sich damals bei der Frage 
verhalten haben, als es im Jahre 1953 darum ging, 
nun auch heimatvertriebene Bauern unterzubrin-
gen, 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD) 
und welche Schwierigkeiten und Einwendungen 
völlig nichtiger Art man hier erhoben hat. Es ging 
damals nicht um Enteignung, sondern nur um För

-

derungsmaßnahmen, diese Menschen unterzubrin-
gen. Das habe ich hier heute morgen noch nachge-
lesen. Es war damals sehr beschämend. 
Aber, meine Damen und Herren, wir haben uns 

von diesen bedauerlichen Vorkommnissen — das 
müssen Sie uns alle bezeugen — nicht im gering-
sten beeinflussen lassen, sondern wir sind hier 
rückhaltlos für die Erhaltung des bäuerlichen Be-
sitzstandes und der bäuerlichen Familie eingetre-
ten. Aber gesagt werden mußte es von uns einmal 
an dieser Stelle; das war für uns unausweichlich. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE. — Abg. Dr. 
Strosche: Bei den Wahlen kommen dann 
die Plakate an die Heimatvertriebenen!) 
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(Engel!)  
Meine Damen und Herren, zum Schluß darf ich 

Ihnen noch folgendes sagen. Durch die Ablehnung 
unseres Antrages, den § 62 zu streichen, machen 
Sie es uns außerordentlich schwer, diesem Gesetz 
zuzustimmen. Wir haben daher beschlossen, diesen 
Antrag in dritter Lesung nochmals vorzubringen, 
und werden unsere endgültige Entscheidung davon 
abhängig machen, wie Sie sich in dritter Lesung 
verhalten werden. Es ist für uns völlig unvertret-
bar, daß Tausende und Zehntausende bäuerlicher 
Menschen aus dem deutschen Osten hier als Hilfs-
arbeiter in der gewerblichen Wirtschaft verheizt 
werden, während Leute, die vielleicht Kriegs- und 
Konjunkturgewinne in Land angelegt haben, das 
Recht haben sollen, wieder Land zu kaufen, ohne 
irgendwie behindert zu sein. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Wir werden dann vielleicht Fälle erleben, wo, sagen 
wir mal, Schieber, die zu Land gekommen sind, 
heimatvertriebene Bauern als Knechte beschäfti-
gen. Das sind völlig unvertretbare Dinge. Es wäre 
sehr bedauerlich und es wäre nicht im wohlver-
standenen Interesse des Bauernstandes selbst, wenn 
Sie für diese psychologischen Dinge, die auch recht-
lich völlig unvertretbar sind, kein Verständnis hät-
ten. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort wird nicht 
mehr begehrt. Ich schließe die allgemeine Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung der dritten Le-
sung. Ich rufe auf § 1 mit dem Umdruck 869*). 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Baade. 

Dr. Baade (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die unerschütterliche Geschlos-
senheit, mit der die Kollegen und Kolleginnen von 
der Regierungskoalition unseren Antrag, den wir in 
der zweiten Lesung gestellt hatten, abgelehnt ha-
ben, hat mich nachdenklich gestimmt. Ich betreibe 
meinen parlamentarischen Beruf gern in der Weise, 
daß ich versuche, mich in die Seele und in das 
Denken des Partners und des Gegners hineinzu-
denken. Bei dieser Forschungsreise durch Ihre 
Seelen glaube ich einen merkwürdigen Irrtum fest-
gestellt zu haben, der bei Ihnen vorherrscht. Ein 
sehr erheblicher Teil von Ihnen ist, glaube ich, 
ehrlich der Meinung, es handle sich bei der Ent-
scheidung über unseren Änderungsantrag zu § 1 
um eine Fortsetzung der Wehrdebatte. Das heißt, 
primitiv ausgedrückt: Diese bösen Sozis, erst stim-
men sie gegen die Dienstpflicht und wollen uns 
keine auf Grund einer Dienstpflicht eingezogenen 
Soldaten geben, und wenn wir ihnen das verbauen 
und die Dienstpflicht gegen sie beschließen, wollen 
sie uns für die Soldaten keine Truppenübungs-
plätze geben! 

(Abg. Dr. Conring: Das Gesetz lehnen Sie 
ja auch ab!) 

— Das Gesetz lehnen wir ab, und zwar aus den 
Gründen, die mein Kollege hier dargelegt hat. 
Ich bin Ihnen für diesen Zwischenruf sehr dank-

bar, denn er ermöglicht es mir, Ihnen den Unter-
schied zwischen der grundsätzlichen Ablehnung ei-
nes Gesetzes und der produktiven Mitarbeit an 
Verbesserungen eines solchen Gesetzes darzulegen. 

*) Siehe Anlage 14.  

Wir begrüßen es beispielsweise ehrlich — und ich 
bin dankbar, daß ich jetzt noch Gelegenheit habe, 
diesen Punkt zu erwähnen —, daß schon in einem 
sehr frühen Stadium der Beratungen die Rück-
sichtnahme auf die Erfordernisse des Naturschutzes 
in das Gesetz eingebaut worden ist, eine Rücksicht-
nahme, die in der Regierungsvorlage nicht gestan-
den hatte. Ich glaube, wir alle sind darüber einig, 
daß ein wesentliches Bedenken gegen die Auswir-
kungen des Gesetzes dadurch ausgeräumt worden 
ist. Sie wissen, wieviel Kummer die Bevölkerung 
in vielen Teilen Deutschlands und insbesondere die 
norddeutsche Bevölkerung durch die Verwüstung 
des Naturschutzgebietes der Lüneburger Heide 
durch englische Panzer gehabt hat. Daß jetzt die 
Rücksichtnahme auf den Naturschutz als eine un-
abdingbare Forderung in diesem Gesetz steht — 
ihre Aufnahme in das Gesetz ist durch über-
fraktionelle Zusammenarbeit zustande gekom-
men —, ist eine Verbesserung. 

Nun aber möchte ich um die Erlaubnis bitten, 
Ihnen an ganz nüchternen Zahlen zu zeigen, daß 
unser Änderungsvorschlag nichts mit unserer 
grundsätzlichen Einstellung zu den Fragen der 
Wiederbewaffnung zu tun hat, sondern daß es sich 
auch hier um eine klare Verbesserung des Gesetzes 
handelt. Mein Kollege Schmitt (Vockenhausen) hat 
Ihnen vorhin schon die Zahlen vorgetragen, die 
uns in Beantwortung einer vom landwirtschaft-
lichen Unterausschuß auf meinen Antrag an die Re-
gierung gerichtete Anfrage mitgeteilt worden sind. 
Die Stationierungskräfte nehmen zur Zeit etwa 
295 000 ha in Anspruch, aber von der früheren 
Wehrmacht wurden nur 185 000 ha beansprucht. 
110 000 ha werden also zusätzlich durch die Sta-
tionierungskräfte in Anspruch genommen. In der-
selben Sitzung hat der Sprecher der Regierung — 
ich glaube, er ist hier am Regierungstisch — auf 
eine weitere Frage über die Pläne des Verteidi-
gungsministeriums bezüglich weiterer Inanspruch-
nahme von Land gesagt: 

An bundeseigenem Gelände sind zur Zeit etwa 
25 000 ha verplant. Für die weitere Planung 
ist beabsichtigt, besonders Liegenschaften in 
Anspruch zu nehmen, die zur Zeit von den 
Stationierungskräften benutzt werden. 

Der Zweck unseres Antrags, den Sie vorhin abge-
lehnt haben, den wir jetzt wieder stellen und bei 
dem ich Sie nochmals bitte, sich ernstlich zu über-
legen, ob Sie ihn jetzt nicht annehmen wollen, ist 
also nur, den deutschen Stellen für die erforder-
lichen Verhandlungen mit den Stationierungskräf-
ten den Rücken zu stärken. 

(Abg. Dr. Conring: Der Wortlaut ist ja 
ebenso gut!) 

Das Verteidigungsministerium hat in der Zeit, als 
die Militärpläne das größte Volumen hatten, als 
man von einer zweijährigen Dienstpflicht und von 
einem 500 000-Mann-Heer ausging, nur 25 000 ha 
Bundesbesitz verplant und hoffte, das, was dar-
über hinaus noch nötig sein würde, im wesent-
lichen durch Verhandlungen mit den Stationie-
rungskräften frei machen zu können. Daraufhin 
kann ich überhaupt nicht begreifen, wie Sie in 
dem Antrag, den wir hier gestellt haben und den 
ich mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten vorlesen 
möchte, damit er jedem klar ist, eine Gefährdung 
der von Ihnen beabsichtigten Zwecke des Gesetzes 
oder gar der Landesverteidigung sehen können. 
Wir sagen ganz schlicht: 
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(Dr. Baade) 
Land darf erst beschafft werden, wenn der 
dem Bunde gehörende Grundbesitz, der für 
militärische Zwecke geeignet ist oder hierfür 
bereits genutzt wird oder der den Streitkräften 
auswärtiger Staaten im Bundesgebiet zur Ver-
fügung gestellt worden ist, nach Feststellung 
der Landesregierung für diese Zwecke voll 
ausgenutzt ist. 

Ich kann beim besten Willen nicht verstehen, 

(Abg. Dr. Conring: Weil das durch die 
Ausschußfassung gedeckt wird!) 

wie durch eine solche Formulierung die pflicht-
gemäße Durchführung der Aufgaben des Verteidi-
gungsministeriums erschwert werden könnte. Er-
schwert werden, wenn man ihn ablehnt, die Ver-
handlungen, die das Ziel haben, den Stationie-
rungsmächten zu Unrecht in Anspruch genommenen 
Boden wieder wegzunehmen, um ihn für die 
Zwecke der deutschen Truppen zu benutzen. Wenn 
Sie diesen Antrag ablehnen, 'erschweren Sie die 
Erreichung des Zieles, das immer Ihr eingestan-
denes Ziel gewesen ist: nicht nur den einzelnen 
Bauern zu schützen, sondern die deutsche  Land-
wirtschaft zu schützen. 

Und da gestatten Sie mir zum Schluß eine ganz 
nüchterne volkswirtschaftliche Feststellung. In 
jedem hochindustrialisierten Land erleben wir 
einen jahrzehntelangen und im Prinzip nicht zu 
verhindernden Schrumpfungsprozeß der landwirt-
schaftlich genutzten Bodenfläche. Es ist klar, daß 
jede neue Siedlung — Sie brauchen sich nur den 
Raum Bonn anzusehen — landwirtschaftliche Nutz-
fläche kostet, leider in vielen Fällen gerade die 
fruchtbarsten Teile der landwirtschaftlichen Nutz

-

fläche. 

Dieser Entwicklung muß da, wo es möglich ist, 
ein Riegel vorgeschoben werden. Insbesondere muß 
verhindert werden, daß in diesem Fa ll  und bei 
dieser Gelegenheit ein weiterer unnötiger Eingriff 
in die landwirtschaftliche Nutzfläche erfolgt. Hierzu 
möchte ich eine Zahl anführen. Wir sind stolz dar-
auf, daß wir unter Aufwendung sehr erheblicher 
öffentlicher Gelder der Nordsee von Zeit zu Zeit ein 
Stück Land durch Einpolderungen entreißen. Das 
für das deutsche Volk in dieser Beziehung stolzeste 
Projekt sind die Eindeichungen am Hindenburg-
damm, der zur Insel Sylt herüberführt. In 25 Jahren 
ist durch die Landgewinnung und die Eindeichung 
am Hindenburgdamm eine Fläche von 1200 ha 
gewonnen worden. Die Besatzungsmächte haben in 
einer Zeit, als wir Deutschen rechtlos waren, 
110 000 ha zusätzlich in Anspruch genommen. 
Helfen Sie uns, daß das wiedergutgemacht wird! 

(Beifall bei der SPD und dem GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich komme zur Abstimmung über den Antrag 
Umdruck 869*) der Fraktion der SPD, der soeben 
begründet wurde. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das letzte ist die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über § 1 in der 
Fassung der zweiten Beratung. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 

*) Siehe Anlage 14.  

bitte um die Gegenprobe. — Das erste war die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf § 17. Hierzu liegt der Änderungs-
antrag des Abgeordneten Dr. Glasmeyer vor, den 
er bereits in der zweiten Lesung stellen wollte und 
den er dann zurückgestellt hat. Er lautet: 

In § 17 Abs. 2 werden die Worte „eines bäuer-
lichen Betriebes" abgeändert in die Worte: 
„eines landwirtschaftlichen Kleinbetriebes und 
eines bäuerlichen Betriebes"**). 

Ein solcher Antrag bedarf der Unterstützung durch 
15 Mitglieder dieses Hauses. Herr Dr. Glasmeyer 
war vorhin so liebenswürdig, ihn zurückzustellen. 
Wer unterstützt den Antrag? — Es sind mehr als 
15 Mitglieder. 

Das Wort zur Begründung hat Herr Dr. Glas-
meyer. 

Dr. Glasmeyer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mein Kollege Dr. Con-
ring hat vorhin in so warmen Worten der kleinen 
Landwirtschaft gedacht. Ich glaube, es liegt tat-
sächlich im sozialen Interesse der Beteiligten, den 
von mir nunmehr gestellten, abgeänderten Antrag 
anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird weiter das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 

Ich habe Ihnen den Antrag vorgelesen. Er ist 
begründet. Wer dem Antrag Dr. Glasmeyer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das  Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Gegen-
stimmen? — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Nun lasse ich abstimmen über § 17 in der nun-
mehr geänderten Form. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe auf § 23 und dazu den Antrag Umdruck 
870*). Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Schmidt. 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD): Meine Damen 
und Herren! Ich mache Sie noch einmal darauf 
aufmerksam, daß die jetzige Fassung des § 23 die 
Ersatzlandbeschaffung für bäuerliche Betriebe un-
möglich macht. Die Worte „Die Beschaffung ist nur 
dann gegeben, wenn das Land zu angemessenen 
Bedingungen beschafft werden kann" bilden tat-
sächlich ein Hindernis für die Ersatzlandgestellung. 
Die Regierung hat damit alle Möglichkeiten aus-
zuweichen, und das wird sie tun. Mit diesem Be-
griff ist das Verfahren nicht kontrollierbar. 

Ich darf Sie daher bitten, unserem Antrag zuzu-
stimmen. Es wird bei den Betroffenen ein bitteres 
Erwachen geben, wenn sie erfahren, daß dieser 
Nebensatz im Gesetz steht, und ich wundere mich 
nur, daß Herr Kollege Glasmeyer von seiner Rede 
in der ersten Lesung scheinbar nichts mehr wissen 
will. Damals hat er sich für die kleinbäuerlichen 
Betriebe und für die Ersatzlandgestellung stark ge-
macht. 

(Abg. Dr. Glasmeyer: Das habe ich jetzt 
auch getan, Herr Kollege! Sie haben doch 

gerade meinen Antrag gehört!) 

**) Vgl. S. 9785 C. 
*) Siehe Anlage 15. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Meine Damen und Herren, ich kann doch über 
den Antrag Umdruck 870 im ganzen abstimmen 
lassen? 

(Zustimmung.) 

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
zu § 23 auf Umdruck 870, der soeben begründet 
wurde, zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das zweite ist die Mehrheit; der Antrag ist ab-
gelehnt. 

Ich lasse abstimmen über § 23 in der Fassung 
der zweiten Beratung. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das erste war die Mehrheit; 
§ 23 ist angenommen. 

Ich rufe auf die §§ 31, 53 und 57 mit dem An-
trag Umdruck 860*) Ziffern 1, 2 und 3. — Das 
Wort hat der Abgeordnete Dr. Kopf. 

Dr. Kopf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Nach dem Antrag Umdruck 860 
soll das Wort „Zivilgerichten" in drei Paragraphen 
durch die Worte „ordentlichen Gerichten" ersetzt 
werden. 

Das Hohe Haus hat sich bereits am 5. Juli 1956 
bei der Beratung des Bundesleistungsgesetzes mit 
der Frage der Verwendung des Wortes „Zivilge-
richte" befaßt und hat dieses Wort durch die Worte 
„ordentliche Gerichte" ersetzt. Es handelt sich 
hierbei nicht nur um eine terminologische Mei-
nungsverschiedenheit; man muß vielmehr die Wahl 
dieses Wortes im Lichte der größeren Zusammen-
hänge betrachten. Unser Grundgesetz spricht in 
Art. 19 vom „ordentlichen Rechtsweg", und in 
Art. 96 spricht es von dem Gebiet der „ordent-
lichen, der Verwaltungs-, der Finanz-, der Arbeits- 
und Sozialgerichtsbarkeit". 

Was ist ordentliche Gerichtsbarkeit? — Die-
jenige Gerichtsbarkeit, die durch die Amtsgerichte, 
Landgerichte, Oberlandesgerichte und den Bundes-
gerichtshof ausgeübt wird und die sich auf drei 
Rechtsgebieten, dem der bürgerlichen Rechtsstrei-
tigkeiten, der Strafrechtspflege und der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, betätigt. 

Das Grundgesetz hat durch die Schaffung von 
Spezialgerichtsbarkeiten bereits eine weitgehende 
Aufspaltung der Gerichtsverfahren gebracht. Der 
Gesetzgeber ging dabei von der Überzeugung aus, 
daß Spezialkenntnisse und besonderer Sach-
verstand dazu befähigen, bestimmte Sachverhalte 
sachkundig zu beurteilen. 

Auf der anderen Seite aber ist die Erkenntnis, 
daß die Rechtseinheit aufrechterhalten werden 
muß, im Wachsen. Ich nehme Bezug auf die Aus-
führungen, die der Herr Kollege Dr. Bucher vor 
wenigen Wochen als Berichterstatter des Aus-
schusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht ge-
macht hat. Er hat bei der Behandlung der Frage 
der Rechtseinheit und des Verfahrensrechts darauf 
hingewiesen, daß der weiteren Rechtszersplitte-
rung entgegengewirkt werden muß. Wenn wir da-
her nunmehr bitten, das Wort „ordentliche Ge-
richte", das im Grundgesetz verwendet ist, einzu-
führen, so möchten wir damit vermeiden, daß die 
Rechtspflege, die bereits jetzt in fünf verschiedene 

*) Siehe Anlage 13.  

Säulen aufgespalten ist, eine weitere Aufspaltung 
erleidet, indem die ordentliche Gerichtsbarkeit in 
ihre drei Zweige zerlegt wird. Wir möchten daher 
nicht nur eine geeignetere Bezeichnung einführen, 
sondern damit auch einem gemeinsamen Anliegen 
dienen, der Erhaltung und der Wiederherstellung 
der Einheit unseres Rechts. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Meine Damen und Herren, ich darf berichtigen: 
Auf dem Antrag Umdruck 860*), den der Abge-
ordnete Kopf soeben begründet hat, muß es unter 
Ziffer 3 heißen: „§ 57 Abs. 1", nicht „Abs. 2". 

Ich darf wohl über den Antrag im ganzen ab-
stimmen lassen, da es sich um dasselbe Begehren 
handelt. Wer dem Änderungsantrag der Abge-
ordneten Dr. Kopf, Dr. Weber (Koblenz), Seidl 
(Dorfen), Dr. Furler und Genossen auf Umdruck 860 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Mit 
Mehrheit angenommen. 

Ich lasse jetzt abstimmen über die §§ 31, 53 und 
57 in der nunmehr geänderten Form. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
erste war die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich komme nunmehr 
zum § 62 und rufe dazu auf einen Änderungsantrag 
der Fraktion des GB/BHE, der heißt: „§ 62 wird 
gestrichen". Hierzu hat das Wort der Abgeord-
nete Dr. Gille. 

Dr. Gille (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir wiederholen hiermit den 
Antrag, den Sie in zweiter Lesung mittels Hammel-
sprungs abgelehnt haben. Lassen Sie mich bitte noch 
einmal wenige Worte zur Begründung sagen. Wir 
haben den Eindruck, daß nicht alle Mitglieder des 
Hauses — was bei einem so langatmigen Gesetz 
keinen Vorwurf bedeuten soll — ganz im Bilde 
waren, worum es uns dabei ging. 

Der § 62 besagt jetzt, daß allen Landbesitzern, 
denen im Wege der Enteignung Land abgenommen 
worden ist, für zehn Jahre das Recht zugebilligt 
wird, ohne Inanspruchnahme und ohne Nachprü-
fung durch die Genehmigungsbehörden des Grund-
stücksverkehrsgesetzes überall Land zu kaufen, wo 
sie es für richtig halten. 

(Abg. Dr. Conring: Wenn und soweit!) 

— Ja, ja! Weshalb ist es uns ein besonderes An-
liegen, für eine Streichung dieser Bestimmung zu 
sprechen? Wir vermögen nicht einzusehen, daß 
außerhalb des Kreises der Berufslandwirte — und 
es gibt solche — ein derart weitgehendes Recht in 
einer Zeit zugebilligt werden soll, in der noch 
10 000 vertriebene Bauern leider Gottes auf ein 
Stück Land warten müssen. Um mehr handelt es 
sich nicht. Im Einzelfall, wenn solch ein Nicht-
berufslandwirt meinetwegen einen Sohn hat, dem 
er den Besitz übergeben wollte, haben die Geneh-
migungsbehörden jederzeit das Recht, dies zu be-
rücksichtigen. 

(Abg. Engell: Sie werden es auch tun!) 

*) Siehe Anlage 13. 
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Wir bitten doch, das Anliegen richtig zu verstehen. 
Wer noch Bedenken haben sollte, einem Antrag 
gerade meiner Fraktion zuzustimmen, den darf ich 
daran erinnern, daß der Bundesrat in seiner Mehr-
heit den gleichen Gedanken gefaßt und diesen Ge-
danken auch beschlußmäßig festgelegt hat. Ich bitte 
Sie herzlich darum, meine Damen und Herren: 
Machen Sie es so, wie es sich seit Jahrzehnten 
durchaus bewährt hat. Auch in der Frage der Be-
schaffung des Ersatzlandes soll die Genehmigungs-
kommission, in der ja überwiegend Vertreter des 
Bauernstandes sind, ihr Votum abgeben. Dann 
können wir in besonders bösen Fällen — wir 
denken eben in der Tat an Landbesitz eines Nicht-
berufslandwirts — eine Ablehnung vermeiden. 
Mehr steckt in unserem Antrag auf Streichung 
dieses Paragraphen nicht drin. Ich bitte noch ein-
mal herzlich darum, den § 62 zu streichen. Dadurch 
wird weder die Praktizierbarkeit dieses Gesetzes 
erschwert, noch werden dadurch irgendwelche 
echten bäuerlichen Interessen berührt. 

(Abg. Engell: Im Gegenteil!) 

Wir bitten Sie darum, aus den genannten Gründen 
unserem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Glasmeyer. 

Dr. Glasmeyer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen ganz 
offen folgendes sagen. Als Bauer habe ich ein 
Interesse daran, daß der Streichungsantrag des 
Kollegen Engell angenommen wird. 

(Bravo! in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird weiter das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 
Es handelt sich also um denselben Antrag, über 

den wir vorhin durch Auszählen abgestimmt 
haben. Vielleicht geht es diesmal einfacher. Ich 
bitte um Ihr Einverständnis, damit es in der 
Beurteilung der Sache keine Schwierigkeiten gibt, 
daß wir genauso wie vorhin abstimmen. Wer für 
den Paragraphen ist, stimmt mit Ja, und  wer für 
die Streichung ist, stimmt mit Nein. — Das Haus 
ist einverstanden. Wer dem § 62 in der Fassung 
der zweiten Beratung zustimmt, ihn also erhalten 
wissen will, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer gegen den § 62 ist, ihn also im Sinne des 
Antrags Engell streichen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Das zweite ist die Mehrheit; der 
Paragraph ist gestrichen. 

Ich rufe § 66 a mit Umdruck 871*) auf. Nach dem 
Antrag auf diesem Umdruck soll ein neuer § 66 a 
eingefügt werden. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmitt 
(Vockenhausen). 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe die Hoffnung, 
daß bei manchen Mitgliedern des Hauses vorhin 
bei der Abstimmung ein Mißverständnis vorlag. 
Der von uns vorgeschlagene Paragraph soll ledig-
lich sicherstellen, daß die Bestimmungen der §§ 6, 
7, 8 und 10, die Grundsatzbestimmungen für die 

*) Siehe Anlage 16.  

Landbeschaffungen sind, auch in den Fällen An

-

wendung finden, in denen auf bundeseigenem Ge-
lände Kasernen und sonstige Bundeswehrbauten 
errichtet werden. Ich glaube, wir können dieser 
Bestimmung um so mehr zustimmen, als sie doch 
nur eine Sicherstellung der Verkehrseinrichtungen, 
der Wasserversorgung und ähnlicher Einrichtun-
gen bezweckt und als sie darüber hinaus die 
Sicherstellung der in § 8 angesprochenen gemeind-
lichen Einrichtungen im Auge hat. 

Ich möchte Sie also noch einmal bitten, diesem 
Antrag jetzt in der 3. Lesung zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wer dem Antrag der Fraktion der SPD auf 
Umdruck 871 auf Einfügung eines § 66 a zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
zweite ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, ich habe noch eine 
Berichtigung nachzutragen. In dem Antrag des 
Abgeordneten Dr. Glasmeyer soll es, wenn ich 
ihn recht verstanden habe, nicht, wie es schriftlich 
vorliegt, heißen „eines landwirtschaftlichen Klein-
betriebes und eines bäuerlichen Betriebes", son-
dern „eines landwirtschaftlichen Kleinbetriebes 
oder eines bäuerlichen Betriebes". Die Berichtigung 
ist festgestellt. 

Wir kommen damit zur Schlußabstimmung. Wer 
dem Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das erste war die 
Mehrheit; gegen die Stimmen der sozialdemokra-
tischen Fraktion angenommen. 

Wir kommen nunmehr zu Ziffer 2 des Ausschuß-
antrags auf Drucksache 2909, die eingegangenen 
Petitionen für erledigt zu erklären. — Das Wort 
wird nicht gewünscht. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das erste war die 
Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zu der Entschließung und 
damit auch zum Umdruck 865*) Ziffer 2. 

Das Wort hat der Herr Staatssekretär Ritter 
von Lex. 

Ritter von Lex, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium des Innern: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Antrag der Fraktion der SPD 
auf Umdruck 865 Ziffer 2, die zum Gesetz vorge-
schlagene Entschließung durch einen haushalts-
mäßigen Hinweis zu ergänzen, wirft eine Reihe 
von haushaltsrechtlichen und haushaltstechnischen 
Fragen auf, die einer näheren Prüfung bedürfen. 
Die Bundesregierung bittet daher, diesen Antrag 
zunächst dem Haushaltsausschuß zur Prüfung zu 
überweisen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird noch das Wort gewünscht? — Dann 
muß ich zuerst abstimmen lassen über den Ände-
rungs- bzw. Ergänzungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Umdruck 865 Ziffer 2. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 

*) Siehe Anlage 10. 
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bitte um die Gegenprobe. - Das zweite ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Damit kommen wir zur Entschließung, wie sie 
in Ziffer 3 des Ausschußantrags auf Drucksache 
2909 vorgelegt ist. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Enthaltungen? - Mit Mehrheit 
angenommen. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir schon 
kurz vor 21 Uhr. Ich berufe die nächste, die 177. 
Sitzung des Deutschen Bundestages auf Donners-
tag, den 6. Dezember 1956, 14 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20 Uhr 50 Minuten.) 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Arnholz 6. 12. 
Banse 5. 12. 
Brandt (Berlin) 5. 12. 
Böhm (Düsseldorf) 7. 12. 
Cillien 15. 12. 
Daum 5. 12. 
Frau Dietz 13. 12. 
Dr. Dittrich 22. 12. 
Dr. Dresbach 30. 12. 
Eberhard 8. 12. 
Eckstein 6. 12. 
Engelbrecht-Greve 13. 12. 
Franzen 13. 12. 
Geiger (Aalen) 5. 12. 
Glüsing 7. 12. 
Grantze 22. 12. 
Frau Herklotz 5. 12. 
Herold 13. 12. 
Höfler 7. 12. 
Hörauf 15. 12. 
Jacobi 7. 12. 
Kalbitzer 5. 12. 
Karpf 7. 12. 
Kühlthau 5. 12. 
Kuntscher 5. 12. 
Majonica 15. 12. 
Massoth 13. 12. 
Frau Dr. Maxsein 6. 12. 
Dr. Miessner 6. 12. 
Neumann 5. 12. 
Neumayer 6. 12. 
Niederalt 6. 12. 
Odenthal 31. 12. 
Oetzel 5. 12. 
011enhauer 15. 12. 
Onnen 5. 12. 
Frau Pitz 7. 12. 
Pöhler 13. 12. 
Frau Praetorius 6. 12. 
Raestrup 22. 12. 
Frau Dr. Rehling 15. 12. 
Rehs 7. 12. 
Dr. Reichstein 5. 12. 
Scharnberg 6. 12. 
Scheel 22. 12. 
Schill 5. 12. 
Schloß 5. 12. 
Schmidt (Hamburg) 5. 12. 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Schneider (Bremerhaven) 5. 12. 
Stauch 7. 12. 
Teriete 5. 12. 
Voß 7. 12. 
Frau Welter (Aachen) 7. 12. 
Dr. Will 5. 12. 
Dr. Willeke 5. 12. 
Dr. Zimmermann 7. 12. 

b) Urlaubsanträge 
bis einschließlich 

Frau Dr. Bleyler 15. 12. 
Dr. Köhler 15. 12. 
Morgenthaler 31. 12. 
Dr. Starke 31. 12. 

Anlage 2 	 Umdruck 858 
(Vgl. S. 9739 C, 9743 D) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über 
die Dauer des Grundwehrdienstes und die Gesamt-
dauer der Wehrübungen (Drucksachen 2938, 2807). 
Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 2 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „neun" durch 
die Zahl „sechs" und die Zahl „achtzehn" durch 
die Zahl „zwölf" ersetzt. 

2. § 2 a wird gestrichen. 
Bonn, den 4. Dezember 1956 

Mellies und Fraktion 

Anlage 3 	 zu Drucksache 2909 
(Vgl. S. 9768 A) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung (8. Ausschuß) über den Entwurf eines 
Gesetzes über die Landbeschaffung für Aufgaben der 
Verteidigung (Landbeschaffungsgesetz) (Druck-
sachen 2909, 1977). 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schranz 
In der Drucksache 2909 legt der Ausschuß für 

Angelegenheiten der inneren Verwaltung das Er-
gebnis seiner Beratungen zu dem Entwurf eines 
Gesetzes über die Landbeschaffung für Aufgaben 
der Verteidigung, des sogenannten Landbeschaf-
fungsgesetzes, vor. Dieser Gesetzentwurf wurde 
am 2. Februar 1956 in erster Lesung beraten und 
dem Ausschuß für Angelegenheiten der inneren 
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Verwaltung federführend, den Ausschüssen für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten sowie für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht zur Mitberatung 
überwiesen. 

Die beteiligten Ausschüsse haben den Gesetzent-
wurf sehr eingehend beraten und ihre Stellung-
nahmen abgegeben. Der federführende Ausschuß hat 
ihn in insgesamt 15 Sitzungen behandelt. Bei allen 
Beratungen haben die Ausschüsse stets das Ziel vor 
Augen gehabt, einen gerechten Ausgleich der 
widerstreitenden Interessen zu finden. Dem Erfor-
dernis, in dem Landbeschaffungsgesetz ein wirk-
sames Instrument für die Zurverfügungstellung 
von Land für Verteidigungsaufgaben des Bundes 
zu schaffen, standen die Wünsche und auch die 
Notwendigkeit entgegen, die berechtigten Interes-
sen des Grundbesitzes, insbesondere der Landwirt-
schaft, nicht übermäßig zu beeinträchtigen, sie viel-
mehr weitestgehend zu schonen. Sollte bei der Lö-
sung dieser schwierigen Aufgabe nicht allen Wün-
schen der Beteiligten in dem erstrebten Umfange 
Rechnung getragen worden sein, so liegt der Grund 
nicht zuletzt in der Schwierigkeit, daß in dem stark 
bevölkerten und hoch industrialisierten Gebiet der 
Bundesrepublik der Mangel an Land nur noch eine 
begrenzte Inanspruchnahme zuläßt, andererseits 
aber die Verteidigungsaufgaben erfüllt werden 
müssen. 

Der federführende Ausschuß hielt es daher für 
erforderlich, die Frage eingehend zu prüfen, ob 
der frühere Wehrmachtgrundbesitz und die Land-
requisitionen der ehemaligen Besatzungsmächte für 
den künftigen Bedarf der Bundeswehr und der Sta-
tionierungsstreitkräfte als ausreichend erachtet 
werden konnten, insbesondere wenn alle Mög-
lichkeiten einer gemeinsamen Benutzung der 
Truppenübungsplätze und der sonstigen Anlagen 
durch deutsche und ausländische Truppen ausge-
schöpft werden. Der Ausschuß hat sich daher zu 
Beginn und am Schluß der Beratungen durch Ver-
treter des Bundesministeriums für Verteidigung 
über das voraussichtliche Ausmaß der für den Auf-
bau der Streitkräfte noch erforderlichen Landbe-
schaffungen unterrichten lassen. Diese Unterrichtung 
hat den Ausschuß davon überzeugt, daß noch wei-
tere Landbeschaffungen notwendig sind und zu ihrer 
Durchführung der Erlaß eines Landbeschaffungs-
gesetzes geboten ist. Der Ausschuß hält es jedoch 
für erforderlich, daß der Bundestag alljährlich über 
den Umfang der geplanten Landbeschaffungsmaß-
nahmen schriftlich unterrichtet wird. Aus diesen 
Gründen wird Ihnen die Annahme der Entschlie-
ßung zu Nr. 3 unseres Antrages empfohlen. Zum 
Schutze des Staatsbürgers ist die Enteignungsbe-
fugnis des Bundes in wesentlichen Punkten einge-
schränkt worden. In § 1 ist aus diesem Grunde vor-
gesehen, daß bei jeder Landbeschaffung zuvor die 
Landesregierung, in deren Gebiet die zu beschaf-
fenden Grundstücke liegen, gehört wird und daß 
sie nicht nur zu Fragen der Raumordnung, sondern 
auch dazu Stellung nimmt, ob und in welchem Um-
fange Interessen des Städtebaues, des Naturschut-
zes, der Land- und Forstwirtschaft berührt werden. 
Auf diese Weise soll gewährleistet werden, daß alle 
diese Belange eine angemessene Berücksichtigung 
finden. Will der zuständige Bundesminister von 
dieser Stellungnahme abweichen, so muß er vor 
seiner Entscheidung die betreffende Landesregie-
rung hiervon unterrichten. Diese Regelung stimmt 
mit den Vorschriften im Schutzbereichgesetz, das 
wir vor einiger Zeit verabschiedet haben, überein. 

Im Vordergrund der Erörterungen stand ferner 
das Problem, ob bei Inanspruchnahme von Land 
der Grundbesitz der öffentlichen Hand zunächst 
herangezogen werden muß. Bereits in der Begrün-
dung zu diesem Gesetzentwurf hatte die Bundes-
regierung auf die Beachtung dieses Grundsatzes 
hingewiesen. Es fehlte jedoch im Entwurf eine ent-
sprechende Gesetzesbestimmung. Der Ausschuß hat 
es für erforderlich gehalten, diesen Grundsatz in 
das Gesetz selbst aufzunehmen, und in § 1 für das 
Vorprüfungsverfahren vorgesehen, daß eine Land-
beschaffung im Wege der Enteignung erst erfolgen 
darf, wenn der Landbedarf für ein geplantes Vor-
haben unter Berücksichtigung der soeben angeführ-
ten Grundsätze nicht aus dem Grundbesitz der 
öffentlichen Hand befriedigt werden kann. Diese 
Tatbestände als Zulässigkeitsvoraussetzungen für 
die Enteignungsverfahren vorzusehen, hat der 
federführende Ausschuß jedoch abgelehnt, da an-
dernfalls eine untragbare Verzögerung der Enteig-
nungsverfahren zu befürchten gewesen wäre. Bei 
der Ersatzlandbeschaffung nach § 16 a konnten 
diese Bedenken, wie später zu zeigen ist, zurückge-
stellt werden. 

Ein drittes grundsätzliches Problem, mit dessen 
Lösung der Ausschuß sich zu befassen hatte, war 
die Frage der Entschädigung. Dieses Problem hat 
im Ausschuß sehr eingehende Erörterungen ausge-
löst. Von dem Grundsatz, daß Land nur gegen die 
Hergabe von Ersatzland enteignet werden dürfe, 
bis zu dem Grundsatz, daß die Entschädigung stets 
nur in Geld zu leisten sei, sind nahezu alle dazwi-
schenliegenden Auffassungen beraten worden. Im 
Laufe der Erörterungen haben sich letztlich im 
wesentlichen zwei Grundsätze zur Frage der Ent-
schädigung durchgesetzt. Danach wird im allgemei-
nen die Entschädigung in Geld festzusetzen sein. 
Nur wenn eine Enteignung in eine bäuerliche Exi-
stenz eingreift, hat die Entschädigung grundsätz-
lich durch die Bereitstellung von Ersatzland zu ge-
schehen, wobei im einzelnen noch unterschieden 
wird zwischen Fällen, in denen Ersatzland gewährt 
werden kann, und solchen, in denen Ersatzland 
— auf Grund eines echten Rechtsanspruches — ge-
währt werden m u B.  Als dritte Form der Ent-
schädigung hat der federführende Ausschuß einen 
Vorschlag des Ernährungsausschusses übernommen. 
In Fällen, in denen ein landwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutztes Grundstück von der Enteig-
nung betroffen wird, der Entschädigungsberechtigte 
jedoch auf Ersatzland verzichtet, ist die Gewäh-
rung einer Naturalwertrente vorgesehen worden. 
Mit dieser Regelung wird einesteils an das im 
bäuerlichen Leben verankerte Altenteil angeknüpft, 
andererseits ein Rechtsinstitut übernommen, das 
bereits in § 15 des Reichssiedlungsgesetzes bekannt 
war. 

Nach diesen allgemeinen Bemerkungen möchte 
ich zu den nachfolgenden einzelnen gesetzlichen 
Bestimmungen Stellung nehmen. Vorweg darf ich 
berichten, daß der Ausschuß bei seinen Beratungen 
die Änderungsvorschläge des Bundesrates zu dem 
Entwurf sorgfältig geprüft hat und ihnen in den 
meisten Fällen gefolgt ist. 

Zu § 1 

Die im Absatz 1 vorgesehenen Änderungen sind 
nur sprachliche Verbesserungen und stellen klar, 
daß der Bund Träger der Landbeschaffungen ist. 
Außerdem hat der Ausschuß in § 1 und den son-
stigen Bestimmungen das Wort „Land" durch den 
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genaueren Ausdruck „Grundstück" ersetzt; auf 
diese Weise soll auch der Möglichkeit vorgebeugt 
werden, das Landbeschaffungsgesetz nur auf unbe-
baute Grundstücke anzuwenden. 

Absatz 3 Satz 2 umreißt näher, zu welchen Fra-
gen die Landesregierung bei dem Planungsverfah-
ren im wesentlichen Stellung nehmen soll. In An-
lehnung an § 1 Abs. 3 des Schutzbereichgesetzes hat 
der Ausschuß vorgesehen, daß die Landesregierung 
vor ihrer Stellungnahme zu dem Vorhaben die be-
troffene Gemeinde (Gemeindeverband) anzuhören 
hat. Wenn der zuständige Bundesminister von der 
Stellungnahme der Landesregierung abweichen 
will, muß er vor seiner Entscheidung die Landes-
regierung unterrichten. Schließlich hat der Aus-
schuß zum Schutz des privaten Grundbesitzes für 
das Vorprüfungsverfahren vorgesehen, daß eine 
Landbeschaffung durch Enteignung nur in Aussicht 
genommen werden darf, wenn ein Vorhaben aus 
dem Grundbesitz der öffentlichen Hand nicht be-
friedigt werden kann. Dabei rechnet zu dem Grund-
besitz der öffentlichen Hand auch der Grundbesitz 
juristischer Personen des privaten Rechts, an deren 
Kapital die öffentliche Hand überwiegend beteiligt 
ist. 

Zu §2 

Die zum Teil für Grundstücke bestehenden Preis-
bestimmungen entsprechen in der Regel nicht mehr 
den heutigen Wertverhältnissen und würden eine 
Landbeschaffung im Wege des freihändigen Er-
werbs praktisch unmöglich machen. Der Ausschuß 
hat daher beschlossen, Abweichungen von den bis-
herigen Preisvorschriften bei der Bemessung des 
Entgelts zuzulassen. Den künftigen Preisbestim-
mungen wird damit nicht vorgegriffen. 

Zu §§3 bis 5 
Hier hat der Ausschuß eine Empfehlung des Bun-

desrates aufgenommen und die bisherigen §§ 4 und 
5 in den § 3 eingearbeitet. 

Zu §§ 6 bis 8 

Auch hier gehen die Beschlüsse des Ausschusses 
im wesentlichen auf die Empfehlungen des Bun-
desrates ein. Im Interesse einer größeren Klarheit 
hat der Ausschuß den Vorschlag des Bundesrates zu 
§ 6 geringfügig geändert. Es erschien notwendig, 
in den Fällen der §§ 7 und 8 nicht nur eine Bei-
tragslast für den Erwerber vorzusehen, sondern 
ihm die volle Kostenlast aufzubürden. 

Zu §9 

Mit der vom Ausschuß beschlossenen Fassung, 
daß für die Beschaffung des Ersatzlandes und die 
Durchführung der Umsiedlung die in den Ländern 
tätigen Siedlungsunternehmen in Betracht kom-
men, soll erwirkt werden, daß sowohl die bereits 
bestehenden als auch neu zu gründenden Gesell-
schaften beauftragt werden können. Zugleich ist 
verhindert, daß nur ein Siedlungsunternehmen 
für diese Aufgabe errichtet wird und allein als 
Auftragnehmer in Betracht kommt. Nach dem Vor-
schlag des Bundesrates wären nur bereits be-
stehende Gesellschaften für diese Aufträge in 
Frage gekommen. 

Zu § 11 

Die Neufassung des § 11 bringt keine sachliche 
Änderung der Regierungsvorlage, sondern enthält 
lediglich eine präzisere Fassung der Bestimmung. 

Zu §12 

Diese Bestimmung stellt klar, daß die Enteig-
nung für die Zwecke des § 1 zulässig ist. Andere 
als die in § 1 durch die Zweckbestimmung charak-
terisierten Zulässigkeitsvoraussetzungen sind, wie 
ich eingangs betonte, absichtlich nicht vorgesehen 
worden. 

Zu § 13 

Die vom Ausschuß vorgeschlagene Einfügung in 
Absatz 1 dient der Klarstellung. Soweit in § 13 und 
in anderen Bestimmungen der Regierungsvorlage 
von dem Antragsteller gesprochen wird, hat der 
Ausschuß jeweils das Wort „Antragsteller" durch 
das Wort „Bund" ersetzt, wie bereits zu § 1 Abs. 1 
dargelegt. 

Durch Absatz 2 wird klargestellt, daß die zustän-
digen Behörden Anträge auf Enteignung erst stel-
len sollen, wenn sie alle Möglichkeiten der Ver-
handlung zwecks freihändigen Ankaufs und der 
Deckung des Landbedarfs aus dem Grundbesitz der 
öffentlichen Hand ausgeschöpft haben. Absatz 2 
begründet somit eine sehr weitgehende Amtspflicht 
und ergänzt den in § 1 Abs. 2 für das Vorprüfungs-
verfahren aufgestellten Grundsatz. 

Zu § 14 

Die Neufassung des § 14 Satz 1 lehnt sich an den 
Vorschlag des Bundesrates an und entspricht der 
korrespondierenden Bestimmung des Baulandbe-
schaffungsgesetzes. Sie stellt klar, daß durch Ent-
eignung auch Grundstücke belastet sowie ding-
liche oder persönliche Rechte, die zum Erwerb, 
Besitz oder zur Nutzung eines Grundstücks be-
rechtigen oder die Benutzung von Grundstücken 
beschränken, entzogen werden können. Zu den 
Rechten, die zum Erwerb berechtigen, gehören nach 
Auffassung des Ausschusses auch etwa im Landes-
recht begründete Aufsuchungs- und Aneignungs-
rechte. 

Der Ausschuß sieht es auch für geboten an, die 
grundstücksgleichen Rechte dem Eigentum an 
Grundstücken ausdrücklich gleichzustellen. Schließ-
lich hat der Ausschuß eine elastische Regelung für 
die Enteignung von Grundstückzubehör vorge-
sehen, nach der Teile des Zubehörs unter bestimm-
ten Voraussetzungen von der Enteignung ausge-
nommen werden können. Auf diese Weise soll den 
wirtschaftlichen Bedürfnissen des Enteigneten 
mehr Rechnung getragen werden, als es bisher vor-
gesehen war. Diese Regelung gilt auch für § 16, der 
die Enteignung von Zubehör, das nicht dem Grund-
stückseigentümer gehört, regelt. Die Änderung des 
Absatzes 2 ergibt sich als Folge der Änderung des 
Absatzes 1. 

§ 15 

ist in Übereinstimmung mit dem Vorschlag des 
Bundesrates unverändert übernommen worden; 
ebenso § 16, der in der bereits dargelegten Weise 
durch Verweisung auf § 14 Abs. 1 Satz 3 ergänzt 
worden ist. 

Zu § 16 a  
Der federführende Ausschuß hat sich zwar grund-

sätzlich dagegen ausgesprochen, daß der Grundsatz 
von der primären Inanspruchnahme von Land der 
öffentlichen Hand als Zulässigkeitsbestimmung für 
die Enteignungsverfahren vorgesehen wird. Bei der 
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Ersatzlandbeschaffung dagegen hat er in § 16 a be-
wußt eine Ausnahme zugelassen. Für die Ersatz-
landbeschaffung soll nicht der Grundbesitz der 
privaten, sondern der öffentlichen Hand zunächst 
herangezogen werden, um zu vermeiden, daß die 
Lasten der Enteignung eine Kette von Enteignun-
gen auslösen. 

Zu § 17 

Die Ergänzungen des § 17 entsprechen den Vor-
schlägen des Bundesrates. Zum Schutze der Ge-
meinde ist in Nr. 1 Buchstabe a t vorgesehen, daß 
der kommunale Grundbesitz für Ersatzlandbeschaf-
fung nicht enteignet werden kann, wenn er zur 
Sicherung der Durchführung der Bauleitplanung 
erforderlich ist. Die Änderungen in Nr. 2 und 3 
dienen dem Schutz der kleinen Landwirtschafts-
betriebe und der Erhaltung ihrer wirtschaftlichen 
Existenz. 

Zu § 18 

Entsprechend der Stellungnahme der Bundes-
regierung zu den Änderungen des Bundesrates hat 
der Ausschuß die Worte „unter gerechter Abwä-
gung der Interessen der Allgemeinheit und der Be-
teiligten" in § 18 gestrichen und dafür in § 20 neu 
eingefügt. Die übrigen Änderungen sind lediglich 
redaktioneller Art. 

Zu § 19 

Für die Ergänzung des § 19 durch Absatz 4 gilt 
das, was zu § 2 über die Aufhebung der Preisbin-
dungen bei der Landbeschaffung gesagt wurde. Für 
die Bemessung der Entschädigung bei Enteignun-
gen müssen preisrechtlich dieselben Grundsätze wie 
bei dem freihändigen Erwerb gelten. 

Zu § 20 

habe ich die vorgesehene Änderung bereits bei 
§ 18 erläutert. 

Zu § 21 

Abs. 2 ist eine sprachliche Verbesserung vorge-
sehen. 

Zu § 22 

war wegen Einführung der Naturalwertrente 
eine Ergänzung erforderlich. 

Zu § 23 

Absatz 2 bedurfte der Klarstellung, unter wel-
chen Voraussetzungen die Fortsetzung eines Pacht-
vertrages über einen Familienbetrieb den Anspruch 
auf das Ersatzland aufrechterhält. In Absatz 3 
war die Änderung nötig, weil bei der Abwägung 
der Interessenlage nicht der Wert des zu enteig-
nenden Grundstückes die Vergleichsbasis bilden 
darf, sondern weil jeder Fall in einem größeren 
Rahmen zu sehen ist und daher nur die Beachtung 
volkswirtschaftlicher Erwägungen zu zutreffenden 
Entscheidungen führen kann. 

§ 24 Abs. 2 

mußte wegen Einführung der Naturalwertrente 
redaktionell ergänzt werden. 

§ 25 

wurde unverändert übernommen.  

Zu §25a 

Bereits in meinen einleitenden Ausführungen 
hatte ich begründet, welche Erwägungen für die 
Einführung der Naturalwertrente ausschlaggebend 
waren. Die Übernahme dieser Art von Entschädi-
gung in die gesetzliche Regelung wird nach An-
sicht der Ausschüsse die Abwicklung der Enteig-
nungsverfahren und den Abschluß von Kaufver-
trägen vor allem in den Fällen der auslaufenden 
Höfe erleichtern. Zur Vermeidung von Zweifeln 
weise ich nur ergänzend darauf hin, daß die Natu-
ralwertrente zu den in § 3 Buchstabe c angeführ-
ten „Existenz sichernden Gegenleistungen" gehört. 
Währungspolitischen Bedenken wird dadurch ausrei-
chend Rechnung getragen, daß in Absatz 2 die Ge-
nehmigung der Bank deutscher Länder vorgesehen 
ist. 

Zu §§ 26 bis 29 

sind nur sprachliche Änderungen vorgenommen 
worden, die der Klarstellung dienen. 

§ 30 

ist aus systematischen Gründen an dieser Stelle 
gestrichen und als § 65 b eingefügt worden. Diese 
Bestimmung über Gebühren- und Kostenfreiheit 
findet nämlich sowohl für die Enteignung wie für 
den freihändigen Erwerb Anwendung. 

Zu § 31 
Da im Interesse einer sinnvollen Planung auch 

den mit der Vorbereitung betrauten Behörden 
die Möglichkeit gegeben werden muß, das für 
eine Landbeschaffung in Aussicht genommene 
Gelände zu prüfen, hat der Ausschuß eine ent-
sprechende Ergänzung beschlossen. Wohnungen 
sind jedoch von dieser Regelung ausgenommen. 
Die Ergänzung in Absatz 1 Satz 2 sieht im In-
teresse der Betroffenen vor, daß von vorherigen 
Benachrichtigungen nur unter der Voraussetzung 
der öffentlichen Zustellung abgesehen werden 
kann. Schließlich ist klargestellt worden, daß für 
etwaige Schäden der Bund aufzukommen hat. 
Absatz 2 bringt einige notwendige Ergänzungen 
für das Verfahren bei Rechtsstreitigkeiten und 
redaktionelle Anpassungen. 

Zu § 32 

ist Absatz 3 an die Neuformulierung des § 31 
Abs. 1 Satz 2 angepaßt worden. Außerdem hielt 
der Ausschuß eine Klarstellung in dem Sinne für 
erforderlich, daß die Bekanntmachung nicht nur 
in Tageszeitungen zu erfolgen habe, sondern all-
gemein in den Zeitungen, die in den betreffenden 
Orten verbreitet sind. 

Die Ergänzung in Absatz 5 soll sicherstellen, 
daß die Mitteilung über die Einleitung des Ent-
eignungsverfahrens zu den jeweiligen Grund-
akten erfolgen muß. 

Zu § 33 

Die Änderung in Absatz 1 ist im Hinblick auf 
das kommunale Verfassungsrecht in einzelnen 
Ländern erforderlich. 

Zu § 34 

Die Streichung der Worte „falls Einwendungen 
erhoben sind" in Absatz 1 war erforderlich, da 
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auf jeden Fall ein Planprüfungstermin stattzu-
finden hat, zumal nach § 36 im Planprüfungs-
termin auch über die Entschädigung verhandelt 
werden soll. Die Änderung in Absatz 2 Nr. 3 war 
im Hinblick auf das kommunale Verfassungsrecht 
in den einzelnen Ländern geboten. 

Absatz 6 ist der Neufassung des § 32 Abs. 3 an-
gepaßt worden. 

Zu § 35 
Der Ausschuß hielt es in Übereinstimmung mit 

dem Bundesrat für richtig, die Folgen der Frist-
versäumnis im Gesetz klarzustellen. 

Zu § 36 
ist nur in Absatz 2 eine notwendige Klarstel-

lung für die zu setzende Frist vorgenommen wor-
den. 

Zu § 37 
Die Änderung ist durch die Neufassung des § 14 

Abs. 1 Satz 1 bedingt. 

§ 37 a 
ist entsprechend der Empfehlung des Bundesrates 

aufgenommen worden und dient einer beschleu-
nigten Abwicklung der Verfahren. 

Zu § 38 
Nach Auffassung des Ausschusses darf eine vor-

zeitige Besitzeinweisung nur erfolgen, wenn die 
sofortige Ausführung eines Vorhabens und die Be

-

sitzeinweisung dringend geboten ist. Die weitere 
Änderung des § 38 Abs. 1 Satz 1 erschien erforder-
lich, da auch eine Besitzeinweisung in Rechte in 
Betracht kommt. Absatz 1 Satz 2 ist im Hinblick 
auf § 39 Abs. 1 Nr. 5 als überflüssig gestrichen 
worden. 

Der Ausschuß sieht Veranlassung, ausdrücklich 
darauf hinzuweisen, daß die anderweitige Unter-
bringung im Sinne des § 38 Abs. 3 nur dann als 
gesichert anzusehen ist, wenn gegebenenfalls Er-
satzbauten erstellt worden sind. 

Zu § 39 
Die vom Ausschuß entsprechend der Empfehlung 

des Bundesrates geplante Fassung des Absatzes 1 
Nr. 2 als Sollvorschrift beugt Anfechtungen wegen 
Verletzung von Formvorschriften vor. Die Ergän-
zungen in Absatz 2 erschienen im Interesse der 
Betroffenen geboten. 

§ 40 
Der Ausschuß hielt es im Interesse des Betrof-

fenen für erforderlich, eine eindeutige Bestimmung 
über die Fälligkeit der Besitzeinweisungsentschä-
digung in Absatz 2 vorzusehen. 

Zu § 41 
Durch die Streichung der Worte „in der Ver-

handlung über die Besitzeinweisung" (§ 38 Abs. 2) 
wird sichergestellt, daß eine Ermittlung des Grund-
stückszustandes jederzeit und nicht nur in dem 
Verhandlungstermin für die Besitzeinweisung ge-
fordert werden kann. 

Zu § 42 
Die in § 42 vorgesehenen Änderungen sollen ge-

währleisten, daß dem Besitzeinweisungsbeschluß 
alsbald der Enteignungsbeschluß folgt. Nur die 
Sicherstellung dieser Forderung rechtfertigt nach 
Ansicht des Ausschusses eine so weitgehende vor-
läufige Maßnahme, wie es die vorzeitige Besitz-
einweisung darstellt. 

Zu § 43 
Der Ausschuß hielt es für erforderlich, eindeutig 

zum Ausdruck zu bringen, daß der Bund zur Zah-
lung der Entschädigung verpflichtet ist; Entspre-
chendes gilt für § 45. 

Zu § 47 
Im Hinblick auf die Einfügung des § 37 a wurde 

eine entsprechende Ergänzung des Absatzes 1 er-
forderlich. Die Änderungen in Absatz 3 bringen 
redaktionelle Anpassungen. Absatz 5 ist wegen der 
jetzigen Fassung des § 19 entbehrlich geworden. 

Zu § 48 

Die vom Ausschuß beschlossene Ergänzung dient 
der Klarstellung. 

§ 49 a 
ist vom Ausschuß neu eingefügt worden. Es er-

schien zweckmäßig, eine Bestimmung über die 
Fälligkeit auch für die Fälle vorzusehen, in denen 
die Eigentümer vor Unanfechtbarkeit des Enteig-
nungsbeschlusses (Teil B) oder vor der Besitzüber-
tragung an dem Ersatzland die Übergabe anbieten. 

Zu § 50 

Durch Einführung der Naturalwertrente waren in 
Absatz 1 und 2 redaktionelle Ergänzungen nötig. 
Die ergänzenden Bestimmungen in Absatz 1 über 
den Wohnraum enthalten eine dem § 6 des Schutz-
bereichgesetzes entsprechende Regelung. 

Die §§ 51, 52 und 54 

sind unverändert übernommen worden, ebenso 
§ 53, der wegen bestehender landesrechtlicher Vor-
schriften in Baden-Württemberg durch Absatz 4 
ergänzt worden ist. 

Zu § 53 a 

Der Ausschuß war der Meinung, daß auch für 
nachträglich eintretende Vermögensnachteile im 
Sinne des § 20, für die eine Entschädigung im Ent-
eignungsbeschluß nicht festgesetzt werden konnte, 
die nachträgliche Festsetzung einer Entschädigung 
vorgesehen werden müsse. 

Zu § 55 
Die Fälle der Rückenteignung sind auch auf den 

Tatbestand erstreckt worden, daß mit der Ausfüh-
rung eines Vorhabens, für das ein Grundstück ent-
eignet wurde, nicht binnen zweier Jahre nach Un-
anfechtbarkeit des Enteignungsbeschlusses begon-
nen worden ist. 

Zu § 56 
Die Bestimmung ist den entsprechenden Vor-

schriften des Bundesleistungsgesetzes und des 
Schutzbereichgesetzes angepaßt worden. Die erfor- 
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derliche Übergangsvorschrift ist in § 67 a vor-
gesehen. 

Im § 57 
wurde Absatz 1 zur Angleichung an § 22 wegen 

der Naturalwertrente geändert. In Absatz 3 ist für 
die örtliche Zuständigkeit der Landgerichte die 
Lage des enteigneten Grundstücks für entschei-
dend gehalten worden. 

Zu § 58 
Da der Bund stets entschädigungspflichtig ist, 

erscheint es erforderlich, ihn auch als Partei des 
Entschädigungsprozesses zu bezeichnen und nicht 
von dem „Entschädigungspflichtigen" zu sprechen. 

Zu § 59 
Aus systematischen Gründen ist der bisherige 

Satz 3 des Abs. 2 als selbständiger Absatz 3 vor-
gesehen worden, da diese Bestimmung auch für 
Absatz 1 des § 59 gilt. 

Zu § 60 
In Übereinstimmung mit dem Bundesrat war der 

Ausschuß der Meinung, daß die in der Regierungs-
vorlage vorgesehene „Muß -Vorschrift" nicht er-
forderlich ist. Er hat sie daher durch eine Soll

-

Vorschrift ersetzt. 

Zu § 60 a 
Die Ergänzung des Gesetzentwurfs durch § 53 a 

bedingte die Regelung des § 60 a für die Erhebung 
von Klagen wegen nachträglicher Festsetzung von 
Entschädigungen. 

Zu § 61 

Diese Bestimmung enthält die Übergangsrege-
lung für die ehemaligen Requisitionsfälle. Zur 
Klarstellung der Rechtslage ist vorgesehen, daß 
die ehemals requirierten Grundstücke unbeschadet 
der Vorschriften des Bundesleistungsgesetzes und 
des Schutzbereichgesetzes nur nach dem Landbe-
schaffungsgesetz weiter in Anspruch genommen 
werden können. Diese Inanspruchnahme wird in 
der Regel zu einer Entziehung des Eigentums durch 
Enteignung führen, sofern nicht die mildere Form 
der Belastung des Eigentums ausreicht. Da für die 
ehemals requirierten Grundstücke die vorzeitige 
Besitzeinweisung vorgesehen ist, mußte auch die 
Schutzvorschrift für den Eigentümer, § 42, in die-
sen Fällen mit Wirkung vom 1. Januar 1957 für 
anwendbar erklärt werden. 

Zu § 61 a  
Diese Vorschrift ist aus Billigkeitsgründen einge-

fügt worden. In letzter Zeit sind verschiedentlich 
Grundstücke, die in der Besatzungszeit beschlag-
nahmt worden waren, vom Bund angekauft wor-
den; dabei ist jeweils der Kaufpreis nach dem Zu-
stand des Grundstücks im Zeitpunkt des Kaufab-
schlusses bemessen worden. Dieser Zustand ent-
sprach häufig nicht dem Zustand im Zeitpunkt der 
Inanspruchnahme, da die Grundstücke von den 
früheren Besatzungsmächten vielfach zweckfremd 
genutzt worden sind. 

§ 62 

stellt den enteigneten Grundstücksbesitzer bei 
der Anschaffung von Ersatzland vom Genehmi

-

gungszwang nach den Vorschriften über den Ver-
kehr mit land- oder forstwirtschaftlichen Grund-
stücken frei; zugleich wird die in dem entspre-
chend für anwendbar erklärten § 11 des Reichssied-
lungsgesetzes vorgesehene Frist auf 10 Jahre er-
streckt. 

Zu §§ 63 und 64 
hat sich der Ausschuß dem Vorschlag des Bundes-

rates angeschlossen. Zu § 63 wird darauf hingewie-
sen, daß durch diese Bestimmung den Kirchen, Re-
ligionsgesellschaften und den religiösen Vereinen 
keine Sonderrechte gewährt, sondern die bisher 
geltende Rechtslage lediglich bestätigt werden 
sollte. 

Nach dem Reichskonkordat ist das Vermögen 
der Katholischen Kirche nach Maßgabe der allge-
meinen Staatsgesetze gewährleistet. Zu diesen all-
gemeinen Staatsgesetzen gehört auch das Landbe-
schaffungsgesetz. 

Im § 65 Abs. 2 
ist aus Gründen der Klarstellung die nach Arti-

kel 80 Abs. 2 GG erforderliche Zustimmung des 
Bundesrates zum Erlaß der Rechtsverordnung aus-
drücklich vorgesehen worden. 

Die Ergänzung in Nr. 2 gibt eine gewisse Ein-
schränkung der Weisungsbefugnis des Bundes, die 
der Billigkeit entspricht. 

§ 65 a 
ist im Hinblick auf § 10 Abs. 2 des Bundeslei-

stungsgesetzes und § 15 des Schutzbereichgesetzes 
eingefügt worden und bringt die notwendige Er-
gänzung dieser Gesetzesbestimmungen. 

§ 65 b 
Diese Bestimmung, die inhaltlich dem § 30 der 

Regierungsvorlage im wesentlichen entspricht, 
sieht die Gebührenfreiheit des Verfahrens vor der 
Enteignungsbehörde sowie eine Befreiung der Ge-
schäfte und Verhandlungen, die der Landbeschaf-
fung dienen, von bestimmten Gebühren, Steuern, 
Kostenabgaben vor. Der Ausschuß ist der Auffas-
sung, daß Vorratskäufe von Ersatzland jedoch nicht 
unter die Befreiung des § 65 b fallen. Der Ausschuß 
gibt weiter der Erwartung Ausdruck, daß die Län-
der die im letzten Halbsatz vorgesehene Regelung 
einheitlich handhaben werden. 

Zu §§ 66 und 67 
sind keine Änderungen an der auch vom Bun-

desrat gebilligten Fassung vorgenommen. 

Bonn, den 28. November 1956 
Dr. Schranz 

Berichterstatter 

Anlage 4 	 Umdruck 848 
(Vgl. S. 9770 A, 9775 B ff.) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über 
die Landbeschaffung für Aufgaben der Verteidi-
gung (Landbeschaffungsgesetz) (Drucksachen 2909, 
1977). 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 19 Abs. 4 erhält folgende neue Fassung: 

(4) Preisvorschriften, die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bestehen, können unberück-
sichtigt bleiben, soweit sie zu einem unange-
messenen Ergebnis oder zu unbilligen Härten 
führen. 

2. In § 23 

,a) erhält Abs. 1 folgende Fassung: 

(1) Bei Enteignung eines Grundstückes kann 
auf Antrag dem Eigentümer Ersatzland ge-
währt werden, wenn der Eigentümer zur 
Aufrechterhaltung seines Betriebes oder zur 
Erfüllung der ihm wesensgemäß obliegen-
den Aufgaben auf Ersatzland angewiesen ist 
und das Land unmittelbar oder mittelbar be-
schafft und erforderlichenfalls hergerichtet 
werden kann. 

b) sind in Abs. 2 erster Satz die Worte „ , wenn 
es zu angemessenen Bedingungen beschafft 
werden kann" zu streichen. 

c) ist Abs. 3 zu streichen. 

3. In § 61 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

Sind die Grundstücke für die Errichtung von 
Bauwerken und Anlagen in Anspruch genom-
men, so ist die Enteignung nur zulässig, wenn 
diese Vorhaben vor dem 5. Mai 1956 geplant 
oder begonnen worden sind und ihrem Um-
fange nach eine Enteignung im Sinne des § 1 
Abs. 1 rechtfertigen. 

4. Nach § 66 wird folgender § 66a eingefügt: 

§ 66a 

Errichtet der Bund auf eigenem Gelände 
Anlagen für die in § 1 Abs. 1 genannten 
Zwecke, so gelten die §§ 6 bis 8 und § 10 sinn-
gemäß. 

Bonn, den 28. November 1956 

Mellies und Fraktion 

Anlage 5 	 Umdruck 851 
(Vgl. S. 9773 D, 9774 A) 

Änderungsantrag der Fraktion des GB/BHE 
zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über die Landbeschaffung für Aufgaben der Ver-
teidigung (Landbeschaffungsgesetz) (Drucksachen 
2909, zu 2909, 1977). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 9 wird das Wort „können" durch „sollen" er-
setzt. 

Bonn, den 28. November 1956 

Engell 
Feller und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 852 
(Vgl. S. 9769 A, 9770 A, 9772 C) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, FVP, DP zur zweiten Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Landbeschaffung für Auf-
gaben der Verteidigung (Landbeschaffungsgesetz) 
(Drucksachen 2909, 1977). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 1 Abs. 2 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

Die Stellungnahme hat sich auch darauf zu 
erstrecken, ob das Vorhaben aus Grundbesitz 
der öffentlichen Hand, der in angemessener 
Entfernung gelegen und für das Vorhaben ge-
eignet ist, unter Berücksichtigung der Grund-
sätze in Satz 1 befriedigt werden kann. 

2. In § 3 

a) sind in Buchstaben a und c statt der Worte 
„gewährt werden kann" die Worte „zu ge-
währen ist" zu setzen; 

b) erhält Buchstabe b folgende Fassung: 

b) ihm Ersatzland insbesondere dann gewährt 
wird, wenn er zur Aufrechterhaltung sei-
nes persönlich bewirtschafteten Betriebes 
oder zur Erfüllung der ihm wesensgemäß 
obliegenden Aufgaben auf Ersatzland an-
gewiesen ist und das Land zu angemesse-
nen Bedingungen beschafft und erforder-
lichenfalls hergerichtet werden kann;" 

3. In § 23 erhalten die Absätze 1 und 2 folgende 
Fassung: 

(1) Wird ein Grundstück enteignet, so kann 
der Eigentümer verlangen, daß die Entschä-
digung ganz oder teilweise in Land festgesetzt 
wird, wenn der Eigentümer zur Aufrecht-
erhaltung seines persönlich bewirtschafteten 
Betriebes oder zur Erfüllung der ihm wesens-
gemäß obliegenden Aufgaben auf Ersatzland 
angewiesen ist und das Land zu angemessenen 
Bedingungen beschafft und erforderlichenfalls 
hergerichtet werden kann. 

(2) Wird durch die Enteignung einem ganz 
oder teilweise vorübergehend verpachteten 
landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten 
Familienbetriebe die Existenzgrundlage ent-
zogen, so muß auf Antrag des Eigentümers 
Entschädigung in Land gewährt werden, wenn 
das Ersatzland zu angemessenen Bedingungen 
beschafft und erforderlichenfalls hergerichtet 
werden kann und der Eigentümer das Pacht-
verhältnis an dem Ersatzland fortsetzt oder 
dem Pächter die Fortsetzung zu angemessenen 
Bedingungen angeboten hat. 

Bonn, den 4. Dezember 1956 

Dr. Krone und Fraktion 
Dr. Schneider (Lollar) und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 

Anlage 7 	 Umdruck 853 
(Vgl. S. 9777 C) 

Änderungsantrag der Fraktion des GB/BHE 
zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Ge-
setzes über die Landbeschaffung für Aufgaben der 
Verteidigung (Landbeschaffungsgesetz) (Druck-
sachen 2909, 1977). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 62 wird gestrichen. 

Bonn, den 4. Dezember 1956 

Engell 
Feller und Fraktion 
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Anlage 8 	 Umdruck 859 
(Vgl. S. 9777 A, C) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD, FDP, GB/BHE, FVP, DP zur zweiten 
Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Landbeschaffung für Aufgaben der Verteidigung 
(Landbeschaffungsgesetz) (Drucksachen 2909, 1977). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 61 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

(4) Für die Bemessung der Entschädigung 
ist ,der Zustand ,des Grundstückes in dem Zeit-
punkt der Inanspruchnahme maßgebend. Be-
reits gezahlte Entschädigungen für Verände-
rungen am Zustande des Grundstückes nach 
der Inanspruchnahme sind zu berücksichtigen. 

2. Nach § 61 a wird folgender § 61 b eingefügt: 

§ 61b 
(1) Wird in den Fällen des § 61 der Erlaß 

eines Enteignungsbeschlusses abgelehnt, so 
gilt § 42 Abs. 2 sinngemäß, sofern nicht in 
den folgenden Absätzen etwas anderes be-
stimmt ist. 

(2) Die Entschädigung bemißt sich nach den 
Kosten, die notwendigerweise aufgewendet 
werden müssen, um die Veränderungen zu 
beseitigen und den früheren Zustand wieder-
herzustellen, soweit das Grundstück infolge 
der Veränderung seinem ursprünglichen Ver

-

wendungszweck nicht mehr zu dienen geeig-
net oder seine Benutzung wesentlich beein-
trächtigt oder seine Bewirtschaftung wesent-
lich erschwert ist. Stehen die Kosten in kei-
nem angemessenen Verhältnis zu den Nach-
teilen, die dem Eigentümer infolge der Ver-
änderungen erwachsen, so beschränkt sich die 
Entschädigung auf einen Ausgleich für diese 
Nachteile. 

(3) Die Auszahlung der Entschädigung nach 
Absatz 2 kann von der Bedingung abhängig 
gemacht werden, daß die Veränderungen tat-
sächlich beseitigt werden. 

(4) Hat sich der Wert eines Grundstückes 
durch bauliche Veränderungen während der 
Inanspruchnahme erhöht, so bestimmt sich 
die Verpflichtung des Eigentümers zum Aus-
gleich der Werterhöhung nach dem in § 6 
Abs. 2 des Gesetzes über die Abgeltung von 
Besatzungsschäden vom 1. Dezember 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 734) vorbehaltenen Ge-
setz. 

Bonn, den 4. Dezember 1956 

Dr. Krone und Fraktion 
Mellies und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Seiboth und Fraktion 
Dr. Schneider (Lollar) und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 

Anlage 9 	 Umdruck 864 (c 
(Vgl. S. 9773 D) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Maier (Frei-
burg), Dr. Kihn (Würzburg), Frau Dr. Ilk, Engell, 
Dr. Schranz und Genossen zur zweiten Beratung 
des Entwurfs eines Gesetzes über die Landbeschaf-
fung für Aufgaben der Verteidigung (Landbeschaf-
fungsgesetz) (Drucksachen 2909, 1977). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 8 wird  durch Anfügung eines Abs. 2 wie folgt 
ergänzt: 

(2) Werden infolge von Landbeschaffungen zur 
Beseitigung eines dringenden Wohnraumbedarfs 
Neubauten erforderlich, so hat der Bund die Er-
stellung des  angemessenen Wohnraums zu ge-
währleisten. 

Bonn, den 5. Dezember 1956 

Maier (Freiburg) 
Diel 
Schmitt (Vockenhausen) 
Dr. Kihn (Würzburg) 
Dr. Bergmeyer 
Knapp 
Dr. Storm 
Thies 
Frau Dr. Ilk 
Engell 
Dr. Schranz 

Anlage 10 	 Umdruck 865 
(Vgl. S. 9768 A, D, 9785 D) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über 
die Landbeschaffung für Aufgaben der Verteidi-
gung (Landbeschaffungsgesetz) (Drucksachen 2909, 
1977). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. § 1 Abs. 2 wird durch folgenden Satz ergänzt: 

Land darf erst beschafft werden, wenn der dem 
Bunde gehörende Grundbesitz, der für militä-
rische Zwecke geeignet oder hierfür bereits ge-
nutzt wird oder der den Streitkräften auswär-
tiger Staaten im Bundesgebiet zur Verfügung 
gestellt worden ist, nach Feststellung der Lan-
desregierung für diese Zwecke voll ausgenutzt 
ist. 

2. Unter Nr. 3 des Ausschußantrags wird die Ent-
schließung wie folgt ergänzt: 

In dem jeweiligen Haushaltsplan des zuständi-
gen Bundesministeriums ist in den Erläute-
rungen für den Haushaltsansatz „Landbeschaf-
fung" zu veranschlagen, welche Grundstücke 
und für welche Zwecke sie erworben werden 
sollen. 

Bonn, den 5. Dezember 1956 

Mellies und Fraktion 
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Anlage 11 	 Umdruck 866 
(Vgl. S. 9774 A, 9775 A) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Con-
ring, Lücker (München), Struve, Höcherl und Ge-
nossen zur zweiten Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Landbeschaffung für Aufgaben 
der Verteidigung (Landbeschaffungsgesetz) (Druck-
sachen 2909, 1977). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 17 Nr. 2 wird das Wort „bäuerlichen" durch 
das Wort „landwirtschaftlichen" ersetzt. 

Bonn, den 5. Dezember 1956 

Dr. Conring 
Lücker (München) 
Struve 
Höcherl 
Diedrichsen 
Fuchs 
Giencke 
Meyer (Oppertshofen) 
Schwarz 
Schrader 
Stiller 
Dr. Siemer 
Wittmann 

Anlage 12 	 Umdruck 867 
(Vgl. S. 9769 A) 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
 über die Landbeschaffung für Aufgaben der Ver-
teidigung (Landbeschaffungsgesetz) (Drucksachen 
2909, 1977). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 1 Abs. 3 wird der zweite Satz wie folgt 
gefaßt: 

Weicht der zuständige Bundesminister von der 
Stellungnahme der Landesregierung ab, so ent-
scheidet die Bundesregierung im Einvernehmen 
mit dem Bundesrat. 

Bonn, den 5. Dezember 1956 

Dr. Dehler und Fraktion 

Anlage 13 	 Umdruck 860 
(Vgl. S. 9784 A, C) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. Kopf, 
Dr. Weber (Koblenz), Seidl (Dorfen), Dr. Furler 
und Genossen zur dritten Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Landbeschaffung für Auf-
gaben der Verteidigung (Landbeschaffungsgesetz) 
(Drucksachen 2909, 1977). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In § 31 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Zivilge-
richten" durch die Worte „ordentlichen Gerich-
ten" ersetzt; 

2. in § 53 Abs. 1 wird das Wort „Zivilgerichten" 
durch die Worte „ordentlichen Gerichten" er-
setzt; 

3. in § 57 Abs. 1 wird das Wort „Zivilgerichten"  
durch die Worte „ordentlichen Gerichten" er-
setzt. 

Bonn, den 5. Dezember 1956 

Dr. Kopf 
Dr. Weber (Koblenz) 
Seidl (Dorfen) 
Dr. Furler 
Dr. Bartram 
Brookmann (Kiel) 
Burgemeister 
Glüsing 
Günther 
Haasler 
Heye 
Kortmann 
Kühlthau 
Lotze 
Platner 
Freiherr Riederer von Paar 
Frau Dr. Schwarzhaupt 
Dr. Wahl 
Walz 

Anlage 14 	 Umdruck 869 
(Vgl. S. 9782 A, 9783 B) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über die Landbeschaffung für Aufgaben der Ver-
teidigung (Landbeschaffungsgesetz) (Drucksachen 
2909, 1977). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 1 Abs. 2 wird durch folgenden Satz ergänzt: 

Land darf erst beschafft werden, wenn der 
dem Bunde gehörende Grundbesitz, der für 
militärische Zwecke geeignet oder hierfür be-
reits genutzt wird oder der den Streitkräften 
auswärtiger Staaten im Bundesgebiet zur Ver-
fügung gestellt worden ist, nach Feststellung 
der Landesregierung für diese Zwecke voll aus-
genutzt ist. 

Bonn, den 5. Dezember 1956 

Mellies und Fraktion 

Anlage 15 	 Umdruck 870 
(Vgl. S. 9783 D) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über 
die Landbeschaffung für Aufgaben der Verteidi-
gung (Landbeschaffungsgesetz) (Drucksachen 2909, 
1977, Umdruck 852). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In § 23 werden 

a) in Abs. 1 die Worte von „ ... und das Land ... " 
bis „kann" gestrichen; 

b) in Abs. 2 die Sätze „... wenn das Ersatz-
land ..." bis „... Bedingungen angeboten hat." 
gestrichen. 

Bonn, den 5. Dezember 1956 

Mellies und Fraktion 
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Anlage 16 	 Umdruck 871 
(Vgl. S. 9785 C) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über 
die Landbeschaffung für Aufgaben der Verteidi-
gung (Landbeschaffungsgesetz) (Drucksachen 2909, 
1977). 

Der Bundestag wolle beschließen:  

Nach § 66 wird folgender § 66 a eingefügt: 
66 a 

Errichtet der Bund auf eigenem Gelände An-
lagen für die in § 1 Abs. 1 genannten Zwecke, 
so gelten die §§ 6 bis 8 und § 10 sinngemäß. 

Bonn, den 5. Dezember 1956 

Mellies und Fraktion 
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